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, h Die Dienstvorschrift über die Aufgaben; der DVR und der Organe Feuer­

* :"yrehr. und Strafvollzug des Ministeriums des Innern sowie der Bereiche 
Inneres der örtlichen Räte zur Gewährleistung einer hohen öffentlichen 

r\ Ordnung und Sicherheit in den Grenzgebieten und den Seegewässern der 
DD E sowie im grenznahen Raum wird hiermit erlassen und tritt am 
Ol. Mai 1982 in Kraft. ? . >; 

2. Zum gleichen Zeitpunkt treten außer Kraft: ; ; 

— Dienstvorschrift Nr. 08/72 des Ministers des Innern und Chefs der 
DV P über die Aufgaben der Deutschen Volkspolizei und der Organe 
des Ministeriums des Innern zur Sicherung der Staatsgrenze der 
Deutschen Demokratischen Republik Teil A > 
( W  S I 020709) sowie die Teile B bis D, 7 

—. vorläufige Anweisung Nr. 00106/73 des Ministers des Innern und Chefs 
der DV P vom 23. 11.1973 (GVS I 020573) mit . 
1. Durchführungs-Anweisung (GVS I 020668), 

— Anweisung Nr. 00123/80 des Ministers des Innern und Chefs der DV P 
vom 02. 04. 1980 (GVS I 080004) mit 1. Durchführungs-Anweisüng 
(Gvs 1 0 8 0 0 0 5 ) . - ;* 

Berlin, den 01. April 1982 

rMinister des Innern

und Chef der Deutschen Volkspolizei 


D i c k e  l 

Generaloberst 


In diese Neufassung Teil C wurden die 1: und 2. Änderung eingearbeitet. Die 
2. Änderung vom 10. 6. 1983 tritt mit Wirkung vom 1. 1.1984 in Kraft. Die alte 
Fassung vom 1. 4. 1982 ist nach dem 1., 1.1984 zu vernichten; 
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Einreise und Aufenthalt im Grenzgebiet an der 
Staatsgrenze zur BR D und zu Westberlin 4 
Bewohner der Grenzgebiete ; i . 5 

Zuzug in die Grenzgebiete 7: 
Einreise in das Grenzgebiet an der Staatsgrenze 
zur BR D und den Schutzstreifen entlang der Küste 9 

Einreise zur ständigen Berufsausübung 9 

Vorübergehende Einreise zur 'Erfüllung politi­
scher, wirtschaftlicher und kultureller Aufgaben 12 
Vorübergehende Einreise aus persönlichen Grün­
den • - . ->. :<•.;•;'; 17 V;

Einreise in das Grenzgebiet an der Staatsgrenze 
zu Westberlin 23 
Einreise zur ständigen Berufsausübung 23 
Vorübergehende Einreise zur Erfüllung politi­
scher, wirtschaftlicher und kultureller Aufgaben 25 
Vorübergehende Einreise aus persönlichen Grün­
den 30 
Befreiung von der Passderscheinpflicht 35 
Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufzeich­
nung von Aktualisierungsdaten für die PD B so­
wie zur Verständigung anderer Dienststellen im 
Rahmen des Prüfungsverfahrens 36 
I Erteilung einer Erlaubnis zur Einreise und zum 
Aufenthalt im Grenzgebiet, wenn weniger als 
8 Arbeitstage bis zum Termin der Entscheidung 
zur Verfügung stehen | 37 
Bestimmungen über die Ordnung in der Grenz­
zone entlang der Küste und zum Befahren der 
Seegewässer der DDR außerhalb des Bereiches 
der Grenzzone 
Bestimmungen über die Ordnung in der Grenz­
zone 38 

Handschriftlich ist zu ändern: 
In Ziffer 4.2.1. ist jeweils hinter „Fahrzeuge" einzufügen „und Sportboote". 
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4.2. ' • '" Befahren der inneren Seegewässer im Bereich der 

"•' Grenzzone 
4.3.	 Befahren der Seegewässer der DDR, die außer­

: halb des Bereiches der Grenzzone liegen, mit 
""'" . " ßportbooten 

4.5.	 . Befahren der Seegewässer der DDR, die außer­
halb des Bereiches der Grenzzone liegen, mit 
Fahrzeugen der Küstenfischerei, des Wasserret­

•• . . • tungsdienstes des DRK der DDR und der „Weißen 

Flotte" 


4.6.	 Befahren der Seegewässer der DDR, die außer­
halb des Bereiches der Grenzzone liegen, mit 
Fahrzeugen der staatlichen Auf Sichtsorgane und 
der technischen Flotte 

4.7.	 Erteilung von Ausnahmegenehmagungen durch 
den Chef der BDVP Rostock­

» 

4.8.	 Registrierung der Fahrzeuge, Ausstellung und 

Führung des Bordbuches 
5.	 Erlaubnisse für Veranstaltungen, Jagden, Ver­

kehr mit Sprengmitteln, Schußwaffen und pa­
tronierter Munition sowie für das Ubernachten in 
Wohnwagen in den Grenzgebieten 

Anlagen 
Anlage 13 " "' ' , 

Anlage 14 « 

Anlage 15 • "!


Anlage 16 
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Üb^csicht über die in diesem Teil zusätzlich zu den Festlegungen des Du­
dens sowie 4s* Crdnung N ̂  51/73 des Min.is.ters des Innern und Chefs der 
P VF. verwendetenUm^^i,^vaifęein • ­

Abt. JA 

EPAÄ 
: !BV

F S 
G-Vermerk 
H W 

iid>F. 

K L K  K 
Ltr. 
MfAA 
MfNV 
MfS 

P A 
PD B 
PK Z 
PM I ? 

PS 
RdB 
RdK 
RdStb. 
R-Vermerk 
Vordr. 
VPM 

Westberliner 
ZKD-NfD „T ' 

ZKD/ S 
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Abteilung innere Angelegenheiteiv 000005 
B^nddeutscherSegler i 
Büro für Paß- und Ausländerangelegenheiten 
Ęe^lbVerwaltung des MfS .». '• 
Deutscher Angler^ Verband 
pienstsiegel ! ..#.-. 
Ermittlungsverfahren . .v-,̂  
Fernsehreiben * ' v 
Genehmigungsvermerk 
Hauptwohnung 
in der Fassung 
Creisdienststelle des MfS 
Kerblochkarteikarte 
Leiter , • .' 
Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
Ministerium für Nationale Verteidigung 
Ministerium für Staatssicherheit 
Nebenwohnung 
Personalausweis 
Personendatenbank 
Personenkennzahl 
Vordruck PM 18 (statt „18" können auch andere Bezeich­
nungen angegeben sein, die entsprechende andere Vor­
drucke bezeichnen) 
Passierschein 
Rat des Bezirkes 
Rat des Kreises 
Rat des Stadtbezirkes 
Registriervermerk • 
Vordruck 
Volkspolizei-Meldestelle (Meldestelle der Deutschen Volks­
polizei) ­
Person mit ständigem Wohnsitz in Westberlin 
Zentraler Kurierdienst — Nur für den Dienstgebrauch — 
Transport 
Zentraler Kurierdienst — Staatsgeheimnisse 
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3. Einreise und Aufenthalt im Grenzgebiet ah der Staats­
grenze zur BRD und zu Westberlin 
Zur Gewährleistung des zuverlässigen Schutzes der Staatsgrenze haben die 
Leiter der VPKÄ der Grenzkreise (nachfolgend Grenz-VPKÄ genannt) in 
strikter Durchsetzung der Grenzordnung zu sichern, daß jederzeit eine 
Übersicht aller sich im Grenzgebiet des Zuständigkeitsbereiches aufhalten­
den meldepflichtigen Personen vorhanden ist. 
Gleichzeitig haben sie in ihrem Territorium in Abstimmung mit den K D und 
den zuständigen Kommandeuren der Grenztruppen die Räume im Schutz­
streifen zu bestimmen, für die entsprechend ihrer territorialen Lage bzw. 
aus anderen Gründen erhöhte Sicherheitsanforderungen notwendig sind. 
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3.1. Bewohner der Grenzgebiete 	 BStU 
3.1.1. Bewohner, die im Grenzgebiet mit HW oder NW gemeldet lolet̂ smcl,̂  ^ 

haben in ihrem PA eine Erlaubnis in Form eines Registriervermerkes 

(nachfolgend R-Vermerk genannt) nachzuweisen. 

Angehörige der bewaffneten Organe der DDR, die nicht im Besitz eines PA 

sind, erhalten den R-Vermerk in das Dienstbuch bzw. den Wehrdienstaus­

weis. 


3.1.1.1. Bewohner der Grenzgebiete, deren PA vorübergehend ein­

gezogen wurde, weil sie Reisedokumente zur Durchführung einer Reise 

nach anderen Staaten bzw. nach Westberlin erhielten, können mit diesen 

Dokumenten zu ihrer im Grenzgebiet liegenden HW oder NW einreisen. Die 

Erteilung eines R-Vermerkes bzw. PS ist in diesen Fällen nicht erforderlich. 


3.1.1.2. Bewohner der Grenzgebiete, die zum Wehrdienst einberufen 

wurden, können bis zum Tage der Einberufung zu ihrer im Grenzgebiet 

liegenden HW oder NW einreisen, wenn sie sich mit dem Wehrdienstausweis 

und der Bestätigung über die Abgabe des PA auf dem Einberufungsbefehl 

oder Einstellüngsbescheid ausweisen. 

Nach Ableistung des Wehrdienstes kann bei Vorlage des Wehrdienstaus­
weises mit einem eingetragenen Ehtlassungsvermerk oder eines Entlas­

sungsscheines die Einreise iri das Grenzgebiet, in dem die HW oder NW liegt, 

erfolgen. Der PA mit dem R-Vermerk ist unverzüglich auszuhändigen. 


3.1.2. Den Bewohnern der Grenzgebiete ist folgender R-Vermerk im 

PA oder im Dienstbuch bzw. Wehrdienstausweis einzudrucken: 

—	 Bewohner der Sperrzone an der Staatsgrenze zur BRD, der R-Vermerk 


Muster 1 (Anlage 13) mit blauer Stempelfarbe. 

—	 Bewohner des Schutzstreifens an der Staatsgrenze zur BRD sowie ent­


lang der Küste, der R-Vermerk Muster 2 (Anlage 13) mit roter Stem­

pelfarbe, 


—	 Bewohner des Grenzgebietes (Schutzstreifen) an der Staatsgrenze zu 

Westberlin, der R-Vermerk Muster 3 (Anlage 13) mit blauer Stem­

pelfarbe. 


Der R-Vermerk ist für die Dauer von 2 Jahren zu erteilen. Die festgelegte 

Befristung ist jedoch so zu begrenzen, daß die Gültigkeit nach Ablauf des 

Kalenderjahres verfällt, in dem die Verlängerung der R-Vermerke generell 

vorgenommen wird. Der R-Vermerk ist mit kleinem DS zu siegeln und zu 

unterschreiben. 


3.1.2.1. R-Vermerke sind um jeweils 2 Jahre zu verlängern. Die Ver­

längerung der Gültigkeit des R-Vermerkes ist unter Verwendung des Ver­
längerungsstempels Muster 8 (gleiche Stempelfarbe wie R-Vermerk) im PA 

oder Dienstbuch bzw. Wehrdienstausweis vorzunehmen. Die Verlängerung 

ist mit kleinem DS zu siegeln und zu unterschreiben. 
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Mit der Verlängerung der R-Vermerke ist rechtzeitig vor Ablauf ihrer 
Gültigkeit zu beginnen. Der Zeitpunkt der Verlängerung ist in den Ge­
meinden der Grenzgebiete in geeigneter Form bekanntzugeben. Bei Ver­
längerung des R-Vermerkes sind die Angaben im P A des Bürgers mit den 
Karteiunterlegen der VP M zu vergleichen und erforderlichenfalls Ergän­
zungen in den Meldeunterlagen vorzunehmen. 

3.1.2.2. Der R-Vermerk für Bewohner der Sperrzone an der Staats­
grenze zur BR D ist auf den Aufenthalt in der Sperrzone des Wohnkreises zu 

* beschränken. Bei Vorliegen enger politischer, ökonomischer, kulturelle* 
und verkehrsmäßiger Verbindungen zu Gemeinden in der Sperrzone des 
Nachbarkreises kann in Ausnahmefällen der Geltungsbereich auf diese 
Gemeinden erweitert werden. 

Bei Trennung von Gemeinden in Schutzstreifen und Sperrzone kann in 
begründeten Fällen den Bewohnern des Teiles der Gemeinde, der in der 
Sperrzone liegt, der R-Vermerk für den Schutzstreifen (Muster 2) erteilt 
werden. • 

3.1.2.3. Der R-Vermerk für Bewohner des Schutzstreifens an der 
Staatsgrenze zur BR D ist zum Aufenthalt in der zuständigen Wohn­
gemeinde und auf die Sperrzone des zuständigen Kreises zu beschränken. 
Bei Vorliegen enger politischer, ökonomischer, kultureller und verkehrs­
mäßiger Verbindung zu Nachbargemeinden im Schutzstreifen kann der 
Geltungsbereich auch für diese Gemeinden erweitert werden. In Ausnah­
mefällen kann der Geltungsbereich auch auf Gemeinden des Nachbarkret­
ses erweitert werden. 

3.1.2.4: Die Gültigkeitsbereiche der R-Vermerke für Bewohner des 
Grenzgebietes an der Staatsgrenze zu Westberlin werden vom zuständigen 
Kommandeur der Grenztruppen in Verbindung mit dem Ltr. des Grenz-
VPK A festgelegt. In der Regel berechtigt der R-Vermerk nur zum Aufent­
halt im Grenzgebiet in der Wohngemeinde bzw. dem Ortsteil des Stadt­
bezirkes, in dem der Bürger wohnt. Im R-Vermerk sind die Wohngemeinde 
bzw. der Ortsteil und die Zugangswege einzutragen. 

3.1.3. Bewohnern von außerhalb des Grenzgebietes liegenden Ge­
meinden oder Ortsteilen an der Staatsgrenze zur BRD , die mit Gemeinden 
in der Sperrzone politisch, ökonomisch und kulturell verbunden sind, kann: 
die Erlaubnis in Form eines Genehmigungsvermerkes (nachfolgend G-Ver­
merk genannt) Muster 6 (Anlage 13) in den PA öder Wehrdienstausweis zum 
Betreten der Gemeinden in der Sperrzone erteilt werden. Die Befristung der 
Gültigkeit und die Verlängerung ist jeweils für 2 Jahre vorzunehmen. 

Der G-Vermerk bzw. dessen Verlängerung der Gültigkeit ist mit dem klei­
nen DS zu siegeln und zu unterschreiben. 

Über die Erteilung, die Ablehnung, den Entzug und die Nichtverlängeruhg 
dieser Erlaubnis sind Aktualisierungsdaten für die PD B aufzuzeichnen. 
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3.1.4. Bewohnern von außerhalb des Grenzgebietes liegenden Ge­

meinden, Ortsteilen oder Straßenzügen an der Staatsgrenze zu Westberlin, 

die mit Gemeinden, Ortsteilen oder Straßenzügen im Grenzgebiet pohtisch, 

ökonomisch und kulturell verbunden sind, können R-Vermerke Muster 3 

(Anlage 13) zum Betreten der Gemeinden erteilt werden, wenn das vom 

Stellvertreter des Vorsitzenden für Inneres des RdK/RdStb. beantragt und 

vom zuständigen Kommandeur der Grenztruppen genehmigt wurde. 

Die Befristung der Gültigkeit und die Verlängerung ist jeweils für 2 Jahre 

vorzunehmen. 


Der R-Vermerk bzw. dessen Verlängerung der Gültigkeit ist mit dem klei­

nen DS zu siegeln und zu unterschreiben. 


Über die Erteilung, die Ablehnung, den Entzug und die NichtVerlängerung 
dieser Erlaubnis sind Aktualisierungsdaten für die PDB aufzuzeichnen. 

3.1.5. Bei Abmeldung von der HW oder NW ist der R-Vermerk von 
der VPM im PA zu streichen. Wird die Abmeldung unterlassen bzw. ist diese 
nicht erforderlich, ist die Streichung des R-Vermerkes bei der Anmeldung 
von'der für die HW oder NW zuständigen VPM bzw. dem VPKA , Abt. PM, 
vorzunehmen. 
Wird die Abmeldung von der NW unterlassen, ist der R-Vermerk von der für 
die HW zuständigen VPM zu streichen. Dem VPKA , Abt. PM, das den 
R-Vermerk erteilt hat, ist die Streichung zur Kenntnis zu geben. Bei Be­
wohnern des Grenzgebietes, die im oder außerhalb des Grenzgebietes eine 
NW beziehen, hat keine Streichung des R-Vermerkes zu erfolgen. 

Mit dem zuständigen Kommandeur der Grenztruppen ist der Informations­
austausch über den Wohnungswechsel von Bewohnern des Schutzstreifens 
sowie bei Verzug aus dem bzw. Zuzug in den Schutzstreifen zu organisieren. 

3.1.6. Der R-Vermerk und damit das Recht zum Aufenthalt im Grenz­
gebiet ist Personen zu entziehen, denen durch Gerichtsurteil Aufenthalts­
beschränkung auferlegt bzw. für die ein unbefristeter Entzug der Geneh­
migung zum Aufenthalt im Grenzgebiet verfügt wurde. 

Darüber sind Aktualisierungsdaten für die PDB aufzuzeichnen. 

3.1.7. Bei Verlusten von P A mit R-Vermerken bzw. P A mit G-Ver­
merken Muster 6 (Anlage 13) ist nach Aufnahme der Verlustmeldung durch 

den für den Wohnsitz des Verlustanzeigenden zuständigen AB V zu prüfen, 

ob der Verdacht einer Rechtsverletzung besteht. 

Werden durch den AB V Verdachtsmomente festgestellt, hat die K die er­

forderlichen Untersuchungen zu führen. 


Über Verluste von P A mit einem Vermerk ist das VPK A zu verständigen, 
das den Vermerk erteilt hat und das VPKA, in dessen Geltungsbereich der 
G-Vermerk zur Einreise in die Sperrzone berechtigt. 
Der Ltr. hat zu sichern, daß den für die Sicherung des Grenzgebietes ein­
gesetzten operativen Kräften die Verluste solcher PA mitgeteilt werden. 
Über Verluste von P A mit R-Vermerken zum Aufenthalt in Gemeinden des 
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deur der Grenztruppen der Informationsaustausch zu organisieren, 

3 . L 8  . Die R-Vermerke sind durch die zuständige VPM der HW oder 

NW zu erteilen. Über die ań Bewohner des Grenzgebietes erteilten R-Ver­

merke bzw. der erfolgten Verlängerung ihrer Gültigkeit ist auf den Rück­

seiten der Karteikarten dier Meldestellenkartei durch Auf drück des Regi* 

strier- bźw. Verlängerungsstempels ein genauer Nächweis zu führen. Bei 

Nichterscheinen zur Registrierung ist der Grund hierfür festzustellen und 

eine nachträgliche Registrierung zu gewährleisten. 


V 
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3.2. Zuzug in die Grenzgebiete 

3.2.1. Anträge auf Zuzugsgenehmigung zumBeziehen eirierHWoder 
NW sind von dem für den Bereich des Grenzgebietes zuständigen Rat des 
Grenzkreises/-stadtbezirkes, Abt. IA, zu bearbeiten. Die Zustimmung des 
Rates der Stadt, des Stadtbezirkes oder der Gemeinde, in dessen Bereich 
der Zuzug erfolgen soll, muß vorliegen. 'j- . ; . 

Die Aftträge au f Zuzugsgenehmigung sind iti der Kreiskommis­
sion für Rückkehrer und Zuziehende zu beraten und vom Leiter des Grenz-
VPK A zu ehtscheiden. Vor der Entscheidung sind vom Grenz-VPKA, Ab­
teilung PM, Aktualisierungsdaten für die PDB aufzuzeichnen. 

Von der Antragstellung wird das VPK A der HW des Antragstellers über die 
PDB informiert. Dieses VPK A hat eine Einschätzung über den Antragstel­
ler żu fertigen und dem Grenz-VPKA zu übersenden. 

Bei Anträgen auf Zuzugsgenehmigung für Orte im Schutzstreifen ist.vor 
der Entscheidung die Zustimmung des zuständigen Kommandeurs der 
Grenztruppen der DDR einzuholen. 

3.2L2.L Bei der Entscheidung von Anträgen auf Zuzugsgenehmigung 
für die Sperrzone ist ein strenger Maßstäb anzulegen. 

3.2.2.2V Bei Vorliegen der sicherheitsmäßigen Voraussetzungen kön­
nen Anträge für einen Zuzug in den Schutzstreifen aus volkswirtschaft­
lichen Gründen oder vorliegenden Sicherheitsinteressen sowie in Ausnah­
mefällen aus persönlichen Gründen genehmigt werden. 

3.2.3. Die polizeiliche Abmeldung von Bürgern der DDR in dasv 

Grenzgebiet und ihre Anmeldung im Grenzgebiet ist von den VP M nur dann 
vorzunehmen, wenn eine Zuzugsgenehmigung des zuständigen Rates des 
Grenzkreises/-stadtbezirkes vorgelegt wird. 

3.2.3.1. Bürger der DDR, die aus arbeitsbedingten Gründen zeitweilig 
von ihren im Grenzgebiet wohnhaften Familien getrennt wohnen und am 
Ort der Berufsausübung mit HW gemeldet sind, können ohne erneute Zu­
zugsgenehmigung wieder zu diesen zurückziehen. 

3.2.4. Zuzugsgenehmigungen sind grundsätzlich nicht zu erteilen an: 
— Rückkehrer und Zuziehende aus nichtsozialistischen Staaten und West­

berlin; 
— Ausländer; 
— Personen, denen Aufenthaltsbeschränkung auferlegt wurde; 
— Personen, durch deren Aufenthalt die Sicherheit im Grenzgebiet gefähr­

det wird (z. B. mehrfach Vorbestrafte; Personen, die aus Grenz- oder 
Sperrgebieten ausgesiedelt wurden; Personen, die den rechtswidrigen 
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Versuch unternahmen, die Übersiedlung in das nichtsozialistische Aus-" 
—	 land zu erreichen; ehemalige SS-Angehörige; unverbesserliche Nazis; 

ehemalige Ortsbauernführer usw.); 
—	 Personen, für die ein unbefristeter Entzug der Genehmigung zum Auf­

enthalt im Grenzgebiet- verfügt wurde. 

3.2.4.1. In Ausnahmefällen kann unverheirateten Rückkehrern im 
Alter bis zu 21 Jahren die Zuzugsgenehmigung erteilt werden, wenn im 
Grenzgebiet die Eltern bzw. Erziehungsberechtigten wohnen und 
— die Sicherheit im Grenzgebiet nicht beeinträchtigt wird; ? 
— der Einfluß der Eltern bzw. Erziehungsberechtigten im positiven 3inne 

gewährleistet ist und ;t 
— es sich um einen Rückkehrer handelt, der außer dem ungesetzlichen 

Grenzübertritt keine andere Straftat begangen hat. 

Ausnahmen bedürfen der Zustimmung des Chefs der BDVP. Die Ent­
scheidungsbefugnis kann dem Stellvertreter des Chefs der BDVP über­
tragenwerden. ^ 

3.2.5. Die Entscheidung über den Antrag auf Zuzugsgenehmigung ist 
dem Antragsteller — bei Ablehnung unter Angabe der Gründe—durch den 
Rat des Grenzkreises/-stadtbezirkes, Abt. IA , mitzuteilen. Beschwerden 
gegen die Entscheidung sind, sofern ihnen nicht vom Leiter des Grenz-
VPK A stattgegeben wird, in den Bezirkskommissionen für Rückkehrer und 
Zuziehende zu beraten und vom Chef der BDV P endgültig zu entscheiden. 

Würde der Zuzug abgelehnt, sind Aktuaüsierungsdaten für die PDB auf­
zuzeichnen. 



W—DV—T—N—08/82 I 41 1500 l 8 | BlattS 

3.2.6. Die Entscheidung über den Zuzug in die Grenzgebiete ist vom 
Grenz-VPKA dem für die HW des Antragstellers zuständigen VPK A mit­
zuteilen. Im Falle der Genehmigung hat das für den bisherigen Wohnsitz 
zuständige VPK A auf Antrag des Bürgers einen P S zur Einreise in das 
Grenzgebiet auszustellen und bei der polizeilichen Abmeldung auszuhän­
digen. 
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3.3. Einreise in das Grenzgebiet an der Staatsgrenze zur BRD und 
den Schutzstreifen entlang der Küste 
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3.3.1. Einreise zur ständigen Berufsausübung 
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3.3.1.1. Personen, die ihren Wohnsitz außerhalb des Grenzgebietes und 
ihren ständigen Arbeitsplatz im Grenzgebiet, sowie Personen, die ihren 
Wohnsitz in der Sperrzone und ihren ständigen Arbeitsplatz im Schutz­
streifen haben, ist die Einreise zum Aufsuchen des Arbeitsplatzes nur mit 
einer Erlaubnis in Form eines G-Vermerkes Muster 4 oder 5 (Anlage 13) im 
PA gestattet. 
Das gilt auch für jugendliche ab 14. Lebensjahr, die im Grenzgebiet eine 

Schule besuchen. 


3.3.1.1.1. Für die Sicherung der Betreuung der Bewohner des Grenz­

gebietes können für Ärzte und anderes medizinisches Personal G-Vermerke 

für die für sie festgelegten Zuständigkeitsbereiche erteilt werden. Der An­

trag ist durch den zuständigen Kreisarzt zu bestätigen. 


3.3.1.1.2. Angehörige der bewaffneten Organe der DDR und Mitarbeiter 

der Zollverwaltung der DDR, die außerhalb des Grenzgebietes polizeilich 

gemeldet sind und zur Gewährleistung eines reibungslosen Dienstablaufs 

täglich oder wöchentlich mehrmals das Grenzgebiet betreten müssen, 

können einen entsprechenden G-Vermerk Muster 4 oder 5 mit einer Gültig­

keit von jeweils 12 Monaten in den PA bzw. das Dienstbuch erhalten, wenn 

das durch deren Leiter bzw. Kommandeur beantragt und vom Chef der 

Grenz-BDVP bzw. Leiter des Grenz-VPKA bestätigt wurde. 


3.3.1.2. Anträge auf Erteilung eines G-Vermerkes und die Verlängerung 

dessen Gültigkeit sind durch die Leiter der Betriebe, Einrichtungen und 

Schulen sowie Vorsitzenden der Genossenschaften für die bei ihnen Be­

schäftigten/Schüler bei dem für den Arbeitsort/Schule zuständigen Grenz-

VPKA, Abt. PM, zu stehen. 

Die Leiter/Vorsitzenden sind bereits bei der Arttragstellung darüber zu in­

formieren und zu verpflichten, dem Grenz-VPKA die Beendigung des Ar­

beitsverhältnisses oder den Wegfall der Gründe, die zur Erteilung des 

G-Vermerkes führten, unverzüglich mitzuteilen. 


3.3.1.3. Über die Antragstellung auf Erteilung eines G-Vermerkes sind 

vom Grenz-VPKA, Abteilung PM, Aktualisierungsdaten für die PDB auf­

zuzeichnen. 

Von der Anträgsteilung wird das VPKA der HW des Einreisenden über die 

PDB informiert. Bei verheirateten Personen, wo der Ehepartner des Ein­

reisenden ini Bereich eines anderen VPKA mit HW gemeldet ist, wird auch 

dieses VPKA informiert. 


3.3.1.3.1. Anträge auf Erteilung eines G-Vermerkes sind anhand der im 
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• VPK A der HW vprlieg^rideri Karteien und Registrierunterlagen zu über­

prüfenund mit der-KDabzustimmen. 
Bei verheirateten Personen sind in die Überprüfung auch die Karteien und 
Registrierunterlagen des Ehepartners, sofern sie im VPK A vorhegen, ein­
zubeziehen. . . 
Feststellungen, die für die Einschätzung der Person von Bedeutung sein 
können, sind dem Entscheidungsbefugten bzw. der anfragenden Dienst­
stelle mitzuteilen. , 

3.3.1.3.2. Anträge von Personen, die von der K in der Personenkartei 
erfaßt wurden, sind in Zusammenarbeit mit der K zu prüfen. Die Über­
prüfung dieser Anträge hat durch die hierfür vom Ltr. der Abt. PM fest­
zulegenden Mitarbeiter im Zusammenwirken mit dem Grenzoffizier der K 
zu erfolgen. Das Ergebnis der Prüfung und die Meinung der K sind auf dem 
Antrag zu vermerken. 

3.3.1.3.3. Vor der Entscheidung von Anträgen für Beschäftigte der DR 
und der Mitropa, die zur Erfüllung dienstlicher Aufgaben regelmäßig in das 
Grenzgebiet einreisen, ist die Zustimmung des zuständigen TPA einzuholen. 

3.3.1.3.4. Bei Anträge n zur Erteilung von G-Vermerken für die Einreise 
in den Schutzstreifen ist die Zustimmung des zuständigen Kommandeurs 
der Grenztruppen einzuholen. 

3.3.1.3.5. Handelt es sich um Räume im Schutzstreifen, die entsprechend 
ihrer territorialen Lage oder.aus anderen Gründen erhöhte Sicherheits­
anforderungen stellen, sind zur Prüfung der Anträge gezielte Ermittlungen 
über den Einreisenden gemäß Ziffer 3.3.2.5.9. zu führen. 

3.3.1.4. Die Entscheidung über Anträge zur Erteilung von G-Vermer­
ken erfordert eine hohe Wachsamkeit und hat den Erfordernissen einer 
hohen Sicherheit zu entsprechen. Die Anträge sind vom Ltr. des VPK A zu 
entscheiden. Der Ltr. des VPKA kann diese Entscheidungsbefugnis einem 
anderen verantwortlichen Offizier — wenn es die örtlichen Bedingungen 
erfordern, den AB V und den Meldestellenleitern die Entscheidungsbefugnis 
über Anträge für Bewohner der Sperrzone ihres Zuständigkeitsbereiches 
zur Einreise in den Schutzstreifen — übertragen. 

3.3.1.4.1. Bei der Entscheidung von Anträgen für den Schutzstreifen ist 
ein besonders strenger Maßstab anzulegen,.insbesondere bei Jugendlichen 
unter 25 Jahren. • . 

3.3.1.4.2. Die Erteilung eines G-Vermerkes ist zu versagen, wenn be­
gründet zu vermuten ist, daß die betreffende Person die Ordnung und Si­
cherheit im Grenzgebiet gefährdet. :w 

Das trifft besonders auf folgenden Personenkreis zu: 
a) Personen, die aus dem Grenzgebiet oder aus Sperrgebieten ausgesiedelt 

wurden, .\ :'. 
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b) Rückkehrer und Zuziehende aus nichtsozialistischen Staaten und West­

berlin, 
c) Ausländer aus nichtsozialistischen Staaten, Staatenlose und Westber­

liner, 
d) Personen, gegen die ein Ermittlungsverfähren eingeleitet wurde, die 

wegen ungesetzlichen Grenzübertritts vorbestraft sind bzw. bei denen 
der Verdacht besteht, daß sie wegen der Art oder Anzahl anderer Vor­
strafen oder infolge der Gründe ihrer Erfassung als kriminell Gefähr­
dete bzw. in der Dokumentation „R" die Ordnung und Sicherheit im 
Grenzgebiet gefährden können, 

e) Personen, denen durch -gerichtliche Entscheidung Aufenthaltsbeschrän­
kung auferlegt wurde, • * 

f) Personen, die eine feindliche Einstellung zu unserer Arbeiter-und­
Bauern-Macht haben, 

g) Personen, für die eine Reisesperre verfügt wurde oder die zeitweilig 
vom paß - und visafreien Reiseverkehr ausgeschlossen sind, 

h) Personen, für die ein unbefristeter Entzug der Genehmigung zum Auf­
enthalt im Grenzgebiet verfügt wurde, 

i) Personen, bei denen nächste Angehörige den ungesetzlichen Grenzüber­
tritt vollendet haben bzw. hartnäckig mit Versuchen zur Übersiedlung 
nach nichtsozialistischen Staaten oder Westberlin in Erscheinung traten, 

j) j Personen, auf deren K  K PM 50a bzw. PM 0500 Vermerke über Ver­
suche, die Übersiedlung zu erreichen bzw. abgelehnte Übersiedlungen 
nach nichtsoziialistischen Staaten oder Westberlin, über beabsichtigte 
bzw. abgelehnte Eheschließungen mit Bürgern dieser Staaten oder 
Westberlinern oder über beantragte bzw. abgelehnte Anträge auf Ent­
lassung aus der Staatsbürgerschaft der DDR enthalten sind, t 

3.3.1.5. Die Erteilung des G-Vermerkes hat durch das zuständige 
Grenz-VPK A mittels Abdruck des Genehmdgungsstempels im P A des Be­
schäftigten/Schülers 
—	 für die Sperrzone mit Genehmigungsstempel Muster 4 (Anlage 13) mit 

blauer Stempelfarbe, 
—	 für den Schutzstreifen mit Genehmigungsstempel Muster 5 (Anlage 13) 

mit roter Stempelfarbe 
zu erfolgen. 

3.3.1.5.1. Der G-Vermerk ist mit einer Gültigkeit von 12 Monaten zu 
erteilen. Nach Ablauf dieser Frist kann seine Gültigkeit für, jeweils 
weitere 12 Monate verlängert werden, sofern die Voraussetzungen hierfür 
noch vorliegen. Die Verlängerung der Gültigkeit des G-Vermerkes ist 
unter Verwendung des Verlängerungsstempels Muster 8 (Anlage 13; 
gleiche Stempelfarbe wie G-Vermerk) im P A vorzunehmen. Der G"-Ver­
merk bzw. dessen Verlängerung der Gültigkeit ist mit dem kleinen DS 
zu siegeln und zu unterschreiben. 
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3.3.1.5.2. In G-Vermerken für das Fahrpersonal der DDR und der 
Mitropa ist im Stempelabdrück das Wort „Gemeinde" zu streichen und 
dafür' ,;Strecke" einzutragen. Die konkrete Fahrtstrecke ist zu vermerken. 

3.3.1.5.3. Bei der Erteilung des G-Vermerkes ist der Bürger davon in 
Kenntnis zu setzen, daß er nach Ablauf der Gültigkeitsfrist bzw. bei Weg­
fall der Gründe, die zur Erteilung führten, den P A zur Streichung des 
G-Vermerkes vorzulegen hat. Läßt der Bürger nach Ablauf der Gültigkeit 
die Streichung des G-Vermerkes nicht vornehmen, ist er vorzuladen. 

3.3.1.5.4. Mit dem zuständigen Kommandeur der Grenztruppen ist der 
Informationsaustausch über die Erteilung bzw. Streichung eines G-Ver­
merkes für den Schutzstreifen zu organisieren. 

3.3.1.5.5. Über die Ablehnung, Streichung, den Entzug und die Nicht­
verlängerung eines G-Vermerkes sind Aktualisierungsdaten für die PD B 
aufzuzeichnen. 

3.3.1.6. Die genehmigten Anträge bilden den Nachweis über die E r  ­
teilung des G-Vermerkes und sind im Grenz-VPK A zur Überwachung des 
Ablaufes der Gültigkeit der G-Vermerke aufzubewahren. 

3.3.1.6.1. Durch eine enge Zusammenarbeit mit den Leitern der. Be­
triebe, Einrichtungen und Schulen ist zu sichern, daß die Grenz-VPKÄ 
unverzüglich Kenntnis von der Lösung des Arbeitsrechtsverhältnisses bzw. 
vom Wegfall der Gründe, die die Erteilung des G-Vermerkes erforderten, 
erhalten. Die Streichung des G-Vermerkes ist vorzunehmen. 

3.3.1.6.2. Bei Verlusten von PA mit G-Vermerken ist nach Aufnahme 
der Verlustmeldung das VPK A zu verständigen, welches den Vermerk er­
teilt hat. 

Im VPKA , welches den G-Vermerk erteilt hat, hat der für den Geltungs­
bereich des G-Vermerkes zuständige AB V zu prüfen, ob der Verdacht 
einer Rechtsverletzung besteht. 

Werden durch den AB V Verdachtsmomente einer Straftat festgestellt, hat 
die K die erforderlichen Untersuchungen zu führen. 

Der Ltr . S hat zu sichern, daß den für die Sicherung des Grenzgebietes ein­
gesetzten operativen Kräften die Verluste solcher P A mitgeteilt werden. 
Über Verluste von PA mit G-Vermerken zum Aufenthalt in Gemeinden 
des Schutzstreifens ist der für den Geltungsbereich zuständige Komman­
deur der Grenztruppen zu unterrichten. 

3.3.1.6.3. Werden innerhalb der Gültigkeitsfrist der erteilten Genehmi­
gung nachträglich Tatsachen bekannt, die zu einer Ablehnung des Antra­
ges auf Erteilung der Genehmigung geführt hätten bzw. zum Entzug der er_-: 
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teilten Genehmigung führen körinen, ist das umgehend der Abt. PM des 

VPKA, von der der Antrag bearbeitet wurde, mitzuteilen. 
 BStU 

3.3.1.6.4. Der G-Vermerk ist zu streichen, wenn 
 000018 
— nachträglich Tatsachen bekannt werden, die zu einer Ablehnung des 


Antrages geführt hätten, 

— unrichtige Angaben zur Erlangung der Genehmigung gemacht wurden, 

— im .Zusammenhang mit der Einreise in das Grenzgebiet gesetzlich zu 


erfüllende Pflichten nicht eingehalten bzw. erfüllt wurden oder 

— die Gründe, die zu seiner Ausstellung führten, weggefallen sind. 
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3.3.2. Vorübergehende Einreise zur Erfüllung jolitischer, wirtschaft­
lieber und kultureller Aufgaben 
3.3.2.1. Die Erteilung einer Erlaubnis zur Einreise in das Grenzgebiet 
zur Erfüllung politischer, wirtschaftlicher und kultureller Aufgaben er­
folgt durch die Ausstellung eines PS. Für Einreisen in . 
—	 die Sperrzone ist der Vordr. P M 108, . 
—	 den Schutzstreifen ist der Vordr. PM 107 
zu verwenden. P S für den Schutzstreifen haben keine Gültigkeit zum 
Betreten der Grenzübergangsstellen. 
3.3.2.2. I Anträge auf PS (Vordr. PM 6) bzw. Anträge zur Verlän­
gerung von P S gem. Ziffer 3.3.2.7. sind von den Leitern der Betriebe/Be­
triebsteile und Einrichtungen sowie den Vorsitzenden der Genossenschaf­
ten und gesellschaftlichen Organisationen bzw. von ihnen Beauftragten 
für die bei ihnen Beschäftigten bei dem für den Sitz der Einrichtung zu­
ständigen VPK A bzw. der VP M zu stellen, f 
Die Beantragung der Verlängerung erfolgt mit neu einzureichenden An ­
trägen PM 6 oder unter Bezugnahme auf die für die ausgegebenen PS 
bereits vorliegenden Anträge P M 6 mit formlosen Listen. Es sind nur 
vollständig ausgefüllte Anträge entgegenzunehmen. Der Grund der Ein ­
reise ist detailliert anzugeben. 
3.3.2.2.1. . Bei der Beantragung der PS sind die Antragsteller darauf 
hinzuweisen, daß im Falle der Genehmigung der Anträge die einreisenden 
Personen entsprechend den Bestimmungen der Grenzordnung meldepflich­
tig und die Antragsteller verpflichtet sind, 
—	 die Belehrung gemäß § 8 der Grenzverordnung vorzunehmen, 
—	 für eine ordnungsgemäße Aufbewahrung der P S zu sorgen, 
—	 die P S nur für die Zeit der Durchführung der Aufgaben im Grenz­

gebiet auszuhändigen und 
—	 die P S der ausstellenden Dienststelle der DV P zurückzugeben bzw. 

auf postalischem Wege zurückzusenden, wenn die Gründe, die zu ihrer 
Ausstellung führten, nicht mehr bestehen. 

Das PM hat das jährlich zu kontrollieren. Im Rahmen der operativ-vor­
beugenden Tätigkeit haben die AB V auf die Durchsetzung dieser Festle­
gungen Einfluß zu nehmen. 
Der Leiter P M hat über die Ergebnisse der Kontrolle den Leiter des V P K  A 
zu informieren. 
3.3.2.2.2. J Die Beantragung der PS im Zusammenhang mit Rekon­
struktionsmaßnahmen im Bereich der Güst Hirschberg erfolgt nur beim 
VPK A Schleiz und im Bereich der Güst Drewitz nur beim V P K  A Potsdam 
durch den Generalauftragnehmer mindestens 6 Wochen vor dem Einsatz 
der Kräfte mit Anträgen PM 6 (nicht mit Listen), getrennt nach dem 
vorgesehenen Arbeitseinsatz 
a) im Baustellenbereich der Güst 
b) im Schutzstreifen bzw. in der Sperrzone. 
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Der Generalauftragnehmer ist für die gründliche Auswahl der für den 
Einsatz vorgesehenen Kräfte verantwortlich, f 

3.3.2.3. Für Handwerker, Monteure u. a. in Dienstleistungseinrich­
tungen beschäftigte Personen, die in den Grenzkreisen bzw. Grenzbezir­
ken wohnhaft sind und in dieser Eigenschaft i m Grenzgebiet tätig werden 
müssen, kann die Beantragung und Ausstellung der PS in den für die HW 
oder NW der betreffenden Person zuständigen VPKÄ erfolgen. 

3.3.2.3.1. Anträge für PS für Einreisen in das Grenzgebiet zur Lösung 
von Aufgaben 
a) der VV B und der VE B Erdöl/Erdgas sowie des VE B Erdgasförderung 

Salzwedel sind nur von den VPK Ä Burg, Grimmen, Leipzig, Stendal 
und Salzwedel, 

b) der SDA G Wismut sind nur vom V P K  A Karl-Marx-Stadt, 
c) des Kraftwerkes „Phillip Müller", Harbke (Energiekombinat Mitte, 

Energieversorgung Magdeburg) und des Braunkohlentagebaues Werk 
Harbke (V E Braunkohlenkombinat „Gustav Sobottka", Röblingen), sind 
nur vom VPK A Oscher sieben, 

d) I im Zusammenhang mit der Abwasserableitung und -behandlung der 
Stadt Sonneberg sind nur vom V P K  A Sonneberg f . 

e) I im Zusammenhang mit Rekonstruktionsmaßnahmen im Bereich der 
Güst Hirschberg sind nur vom V P K  A Schleiz 

f) im Zusammenhang mit Rekonstruktionsmaßnahmen im Bereich der 
Güst Drewitz sind nur vom V P K  A Potsdam t 

 ,  ; entgegenzunehmen und zu bearbeiten.

3.3.2.3.2. Für ausländische Diplomaten erfolgt die Ausstellung von 
P S auf Antrag des MfAA beim BP A A. 

3.3.2.4. Anträge auf PS bzw. Anträge zur Verlängerung von PS zur 
Durchführung von Feld-, Wald- und anderen volkswirtschaftlichen Ar­
beiten im Schutzstreifen, für die gemäß § 1 der Grenzordnung eine E r  ­
laubnis des zuständigen Kommandeurs der Grenztruppen der DDR er­
forderlich ist, sind durch die Vorsitzenden der Genossenschaften, Leiter 
der Betriebe, Einrichtungen usw. für die bei ihnen Beschäftigten bei dem 
für den Sitz der Einrichtung zuständigen V P K  A bzw. der VP M unter 
Verwendung von namentlichen Aufstellungen zu stellen. Im Rahmen der 
Zusammenarbeit ist von den Antragstellern zu fordern, daß in den Auf­
stellungen die Personen, die auf dem den Grenzsicherungsanlagen vorge­
lagerten Hoheitsgebiet der DDR zum Einsatz kommen bzw.. die bei Arbei­
ten schwere Räder- und Kettenfahrzeuge führen,,.besonders zu vermerken 
sind. ­

Nach Eingang der namentlichen Aufstellungen sind dem für den Arbeits­
ort zuständigen Grenz-VPK A entsprechende Informationen über die zum 
Einsatz kommenden Beschäftigten zuzusenden. .... ., . .. . 
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Durch das Grenz-VPK A ha*t auf der Grundlage der Information eine Ab­
stimmung mit dem zuständigen Kommandeur der Grenztruppen zu erfol­
gen. Nach erfolgter Abstimmung sind die Informationen mit einem Ab ­
stimmungsvermerk dem für den Sitz der Einrichtung zuständigen V P K  A 
zurückzusenden. \ , 

3.3.2.4.1. Die Überprüfung der Personen.hat nach Eingang der Infor­
mationen mit dem Abstimmungsvermerk durch das für den Sitz der Ein ­
richtung zuständige V P K  A nach den Festlegungen in Ziffer 3.3.2.5. zu 
erfolgen. 
Zur Prüfung der Anträge für Personen, die auf dem den Grenżsicherungs­
anlagen vorgelagerten Hoheitsgebiet der DDR zum Einsatz kommen bzw. 
die bei Arbeiten schwere Räder- und Kettenfahrzeuge führen, sind zu 
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clen Einreisenden gezielte Ermittlungen entsprechend der Kriterien ge­
maß Ziffer 3:3.2.5.9. durchzuführen. ' ' ' '
Das antragsbearbeitende V P K  A hat dem VPK A der HW des Einreisenden 
dazu einen entsprechenden Auftrag zu erteilen. 
3.3.2.4.2. Ergibt die festgelegte Überprüfung, daß żur Einreise in den 
Schutzstreifen keine Bedenken bestehen, sind anhand der namentlichen 
Aufstellungen P S (Vordruck P M 107) auszustellen. Die P S sind zeitlich 
höchstens bis zur Dauer von 6 Monaten zu befristen. Die P S sind mit dem 
kleinen DS zu siegeln und zu unterschreiben. 
Örtlich sind die P S auf die Gemeinden zu beschränken, in denen die Ar ­
beiten durchzuführen sind. Sie sind mit dem Zusatz zu versehen „Gültig 
nur für Feld-, Wald- und andere volkswirtschaftliche Arbeiten". 
Die P S für Personen, die auf dem den Grenzsicherungsanlagen vorgela­
gerten Hoheitsgebiet der DDR eingesetzt werden bżw. die bei Arbeiten 
schwere Räder- und Kettenfahrzeuge führen, sind mit einem roten Diägo­
nalstrich (von links unten nach rechts oben) sowie i n der linken unteren 
Ecke zusätzlich mit dem Abdruck des kleinen Dienstsiegels und der Un ­
terschrift zu versehen. 
3.3.2.4.3. Nach Ausstellung der P S sind dem für den Arbeitsort zu ­
ständigen Grenz-VPK A unterschriebene und mit dem kleinen Dienstsiegel 
gesiegelte namentliche Aufstellung zur Übergabe an den Kommandeur 
der Grenztruppen zuzusenden. Die P S können maximal 3 mal bis zu 
jeweils 6 Monaten verlängert werden, wenn die Übersicht der Einträgun­
gen gewahrt bleibt und der Zustand der P S dies zuläßt. Die Verlängerung 

:ist mit dem kleinen DS zu siegeln und zu unterschreiben.
Der zuständige Kommandeur der Grenztruppen hat jeweils erneut seine 
Zustimmung für die Verlängerung der Passierscheine zu erteilen. 
Diese Zustimmung ist entsprechend den Festlegungen in Ziffer 3.3.2.4. 
einzuholen. 
Bei Anträgen auf Verlängerung von P S für Personen, die auf dem den 
Grenzsicherungsanlagen vorgelagerten Hoheitsgebiet der DDR eingesetzt 
werden bzw. die bei Arbeiten schwere Räder- und Kettenfahrzeuge füh­
ren, sind die Uberprüfungen und gezielten Ermittlungen wie bei der Neû ­
beantragung durchzuführen. Ihr Ergebnis ist der Entscheidung über die 
Verlängerung zugrunde zu legen. Bei der Verlängerung sind in diesen 
Fällen neue P S auszustellen. 
3.3.2.5. Vor Ausstellung der P S sind Aktualisierungsdaten für die 
PDB aufzuzeichnen.' Notwendige Aufträge für gezielte Ermittlungen und 
Einschätzungen sind, sofern die Personen im Bereich eines anderen VPK A 
mit HW gemeldet sind, dabei mitzuteilen. 
Termine sind so zu stellen, daß die Entscheidung über den Antrag inner-' 
halb von 20 Arbeitstagen erfolgen kann. r: ' ' '.' 
Von der Antragstellung werden das V P K  A der HW des Einreisenden und 
das Grenz-VPK A über die PD B informiert. Bei verheirateten Personen, 
wo der Ehepartner des Einreisenden im Bereich eines anderen VPK A mit 
HW gemeldet ist, wird auch dieses V P K  A informiert. 
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Das für die HW des Einreisenden zuständige VPK A und das für den 
Einreiseort im Grenzgebiet zuständige Grenz-VPK A haben festzustellen, 
ob Einwände gegen den Einreisenden oder die Einreise bestehen. Erfor­
derlichenfalls sind Anfragen an das für die NW zuständige VPK A zu 
richten. 

3.3.2.5.1. j. Sind zur Einschätzung der Persönlichkeit des Einreisenden 
und zur Entscheidung des Antrages die im V P K  A vorliegenden Unterla­
gen nicht ausreichend oder besteht Zweifel an den angegebenen Gründen 
der Einreise, ist von dem VPKA , das für den Wohnsitz des Einreisenden 
zuständig ist, eine schriftliche Einschätzung über die Person im Wohn-
und Freizeitbereich vom AB V einzuholen, f ... 
Bei Anfragen an die Grenz-VPKÄ, die Einreisen in den Schut^redfen 
betreffen, hat der AB V die mündliche Zustimmung des zuständigen Kom­
mandeurs der Grenztruppen einzuholen. 
3.3.2.5.2. Die Anträge bzw. eingehenden Entscheidungshilfen aus der 
PDB sind unverzüglich in Verbindung mit den Karteien und Registrier­
unterlagen zu überprüfen. Bei verheirateten Personen sind in die Über­
prüfung auch die Karteien und Registrierunterlagen des Ehepartners, so­
fern sie im VPK A vorliegen, einzubeziehen. 
Feststellungen, die für die Einschätzung der Person von Bedeutung sein 
können, sind dem Entscheidungsbefugten bzw. der anfragenden Dienst­
stelle mitzuteilen. 
3.3.2.5.3. Zur Antragstellung (Anträge bzw. Entscheidungshilfen aus 
der PDB) hat eine Abstimmung mit dem Grenzoffizier der K zu erfolgen. 
Auf dem Antrag bzw. den Entscheidungshilfen sind das Ergebnis der Prü­
fung und zu Personen, bei denen durch die K Registriervermerke (z. B. 
K-, F - , V  - oder E-Vermerk) veranlaßt wurden, die Meinung der K zu 
vermerken. 
3.3.2.5.4. Die Ausstellung von PS ist zu versagen, wenn begründet zu 
vermuten ist, daß die betreffende Person die Ordnung und Sicherheit im 
Grenzgebiet gefährdet. Das trifft besonders auf den in Ziffer 3.3.1.4.2., 
Buchstaben a)—j) genannten Personenkreis zu. 
3.3.2.5.4.1. PS zur Durchführung von Feld-, Wald- und anderen volks­
wirtschaftlichen Arbeiten im Schutzstreifen für Personen, die 
—	 auf dem den Grenzsicherungsanlagen vorgelagerten Hoheitsgebiet der 

DDR eingesetzt werden bzw. 
— bei Arbeiten schwere Räder- und Kettenfahrzeuge führen, 
sind zu versagen, wenn im Ergebnis der gezielten Ermittlungen festge­
stellt wird, daß die Person, für die der PS beantragt wurde, unter den 
Personenkreis nach Ziffer 3.3.1.4.2. fällt. . . r. \ 
3.3.2.5.5. Alle an der Prüfung der Anträge beteiligten VPKÄ erhalten 
über die PD B Informationen zur Weitergabe an die K D mit folgenden 
Angaben: 
—	 Personalien, PA-Nummer und PKZ , ^ 
—	 Einreiseort, 
—	 beantragte Gültigkeitsdauer des PS, 
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— Grund der Einreise, 
— bei Erstreisen den Vermerk Erstreise". 
Werden durch die K  D binnen 5 Arbeitstagen (bei Erstreisen 10 Ar ­
beitstage), gerechnet vom Tag der Übergabe der Informationen, keine Ein ­
wände erhoben, erfolgt die Entscheidung durch die VPKÄ. Ist im Einzel­
fall die Einhaltung dieser Frist nicht möglich, ist dies zwischen dem VPK A 
und der K D abzusprechen. Dabei ist jedoch zu sichern, daß die beantragten 
Reisetermine eingehalten werden. 
Die Rückgabe übergebener Informationen erfolgt nur dann, wenn durch 
die K D Einwände geltend gemacht werden. Für dringende Einreisen sind 
mit den K D örtliche Vereinbarungen zu treffen, die eine unverzügliche 
Bearbeitung sicherstellen. 
3.3.2.5.6. 1 Ergeben sich auf Grund der Überprüfung Einwänd e gegen 
den Einreisenden oder wurde eine falsche oder keine PA-Nummer an­
gegeben, sind die Einwänd e sowie die richtige PA-Nummer dem anfra­
genden VPK A bis zu dem in der Entscheidunigshilfe aus der PDB enthal­
tenen Termin mitzuteilen. Einwänd e sind zu begründen. Erteilte Aufträge 
sind entsprechend den Terminstellungen zu erfüllen. Wurden keine Auf­
träge erteilt und gehen bis zum bestimmten Termin keine Einwänd e zum 
Einreisenden ein, gilt das als Zustimmung. Können Termine nicht ein­
gehalten werden, ist dem antragsbearbeitenden VPK A darüber sowie über 
das Prüfungsergebnis i n jedem Fall fernschriftlich Mitteilung zu geben. 
Sind dem für die HW zuständigen VPKA , PM, F S an das P M erforderlich, 
welches den Antrag zu entscheiden hat, muß das F  S folgendes beinhalten: 
— Art des Antrages, 
— Name, Rufname, Geburtsdatum der Bezugsperson, 
— Terminstellung aus E-Hilfe für Einwände oder Meinungsäußerung, 
— Einwänd e bzw. geforderte Meinungsäußerung. \ 
3.3.2.5.7. Soll die Einreise i n Räume des Schutzstreifens erfolgen, die 
entsprechend ihrer territorialen Lage oder aus anderen Gründen erhöhte 
Sicherheitsanforderungen stellen, hat das Grenz-VPK A bei Zustimmung 
zur Einreise dem anfragenden VPK A mitzuteilen, daß über den Einreisen­
den gezielte Ermittlungen entsprechend den Kriterien gemäß Ziffer 
3.3.2.5.9. zu führen sind. 
3.3.2.5.8. Bei Entgegennahme der Anträge ist anhand der Antrags­
ablage zu prüfen, ob vom Antragsteller für diese Personen bereits Ein ­
reisen i n das Grenzgebiet beantragt wurden. Wird festgestellt, da ß noch 
keine Anträge durch diesen Betrieb für diese Personen vorliegen, ist auf 
der PM 6 der Vermerk „Erstreise" anzubringen. Im weiteren ist nach den 
Festlegungen dieser D V zu verfahren. 
3.3.2.5.9. Bei Anträge n nach Ziffer 3.3.2.3.1. Büchstaben a) bis f) ist 
vom V P K  A der HW über den Einreisenden eine Stellungnahme einzuholen. 
Das V P K  A hat eine umfassende Einschätzung zur Person vorzunehmen. 
Dazu sind insbesondere Prüfungen über 
— die gesellschaftliche Tätigkeit im Wohngebiet, 
— die Einstellung zum Arbeiter-und-Bauern-Staat, 
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—	 bekannte Verbindungen zu Personen, die außerhalb der DDR wohn­

haft sind (einschließlich solcher Personen, die die DDR ungesetzlich 
verlassen haben), 

—	 das moralische Verhalten, familiäre Verhälthisse sowie negative Ver­
haltensweisen (übermäßigen Alkoholgenuß u. ä.) 

—	 Verbindungen zu Personen, die als asozial bzw. kriminell gefährdet be­
kannt sind, 

—	 Anzeichen oder Äußerungen, die die begründete Vermutung zulassen, 
daß die Person die Ordnung und Sicherheit im Grenzgebiet gefährdet, 

—	 eine Registrierung der Person, bei der K (z. B. K- , F - , V - oder E-Ver ­
merk) 

zu führen. 
In die Prüfung sind im V P K  A vorhandene Karteien und Registrierunter­
lagen über den Ehegatten und die Kinder des Einreisenden einzubeziehen: 
In der Regel sind zur Erfüllung des Auftrages 20 Arbeitstage zur Verfü­
gung zu stellen. •' - • 
3.3.2.5.9.1. Bei Einreisen in dringenden Fällen ist die Bearbeitung der 
Anträge innerhalb von 48 Stunden abzuschließen. Die Dringlichkeit ist in 
der einzuholenden Zustimmung zur Einreise vom Grenz-VPK A sowie der 
Anforderung der Stellungnahme vom VPK A der HW des Einreisenden 
entsprechend zum Ausdruck zu bringen. (Siehe Ziffer 3.6.4.) 
3.3.2.6. Die Entscheidung über Anträge zur Erteilung von PS erfor­
dert eine hohe Wachsamkeit und hat entsprechend den festgelegten Krite­
rien zu erfolgen. 
3.3.2.6.1. Anträge zur Erteilung von PS für Einreisen in einen .sowie 
mehrere Kreise eines Bezirkes sind vom Ltr . des V P K  A zu entscheiden. 
Der Ltr . des V P K  A kann diese Entscheidungsbefugnis einem anderen ver­
antwortlichen Offizier übertragen. Wenn es die örtlichen Bedingungen er­
fordern, kann er den AB V und den Meldestellenleitern die Entscheidungs­
befugnis über Anträge für Bewohner der Sperrzone ihres Zuständigkeits­
bereiches zur Einreise in den Schutzstreifen übertragen. 
Anträge zur Einreise in das Grenzgebiet mehrerer Bezirke entscheidet der 
Ltr . der Abteilung PM der BDVP. Handelt es sich um Einreisen in zwei 
unmittelbar benachbarte Kreise zweier Bezirke, kann darüber der Ltr . des 
Grenz-VPK A entscheiden. . ' 1 

3.3.2.6.2. Bürgern der Staaten, mit denen Befreiung von der Ein ­
reisevisapflicht im privaten Reiseverkehr vereinbart wurde, kann zur 
Erfüllung politischer, wirtschaftlicher und kultureller Aufgaben im Grenz­
gebiet die Genehmigung zur Einreise in das Grenzgebiet erteilt werden. 
3.3.2.6.3. Bürgern aus Staaten, die nicht unter Ziffer 3.3.2.6.2. fallen, 
Westberlinern und Bürgern der DDR mit Wohnsitz in nichtsozialistischen 
Staaten oder Westberlin, kann bei Vorliegen staatlicher Interessen die 
Einreise für einen kurz befristeten Aufenthalt in das Grenzgebiet nach 
sorgfältiger Prüfung im Ausnahmefall gestattet werden. 
Diese Genehmigung bedarf der Zustimmung bei Einreisen 
—	 in die Sperrzone durch den Ltr. des VPKA , 
—	 in den Schutzstreifen durch den Ltr. der Abt. PM der BDVP. 
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In besonderen Fällen kann die Genehmigung durch den Ltr. des BPA A im 

Mdl erteilt werden. Über erteilte Genehmigungen hat das BPAA das zu­

ständige Grenz-VPKA zu informieren. 
 BS.fU 

3.3.2.7. Bei Genehmigung des Antrages ist für 00002 6 
— Bürger der DDR, 
— Ausländer,: die ihre HW in der DDR haben und 
—	 Bürger der Staaten, mit denen Befreiung von der Einreisevisapflicht im 


privaten Reiseverkehr vereinbart wurde, 

ein Passierschein mit konkreter Angabe des Geltungsbereiches auszustel­

l e n und für 

'T* Bürger sozialistischer Staaten, mit denen keine Befreiung von der Ein­

reisevisäpflicht im privaten Reiseverkehr vereinbart wurde, 

• T -	 Bürger niohtsözialistischer Staaten, 
— Westberliner 
der Ort, der im Grenzgebiet aufgesucht werden darf, in den Berechtigungs­

schein zum Empfang eines Visums und bei der polizeilichen Anmeldung in 

die Aufenthaltsberechtigung einzutragen. 


P S	 sind mit kleinem DS zu siegeln und zu unterschreiben. 
3.3.2.7.1. P S können bei Vorliegen der entsprechenden Notwendigkeit 

mit einer Gültigkeitsdauer bis zu 6 Monaten ausgestellt und maximal drei­

mal bis zu jeweils 6 Monaten verlängert werden, wenn die Übersicht der 

Eintragungen gewahrt bleibt und der Zustand des P S dies zuläßt. 


Die Verlängerung ist mit kleinem DS zu siegeln und zu unterschreiben. 

Bei Verlängerungen sind keine Rückfragen erforderlich und es hat keine 

Datenaufzeichnung zu erfolgen. 


3.3.2.7.2. Entsprechend der konkreten Einreise sind zusätzlich zur Gül­
tigkeit des PS Vermerke — z. B. nur gültig von Montag bis Freitag oder 
gültig jeweils Mittwoch — einzutragen. 

3.3.2.7.3. Bei Einreise mit Kfz ist das polizeiliche Kennzeichen auf dem 
P S zu vermerken. * , 

3.3.2.7.4. Bei Mitarbeitern der Verkehrs- und Versorgungsbetriebe sowie 
anderer Einrichtungen, die ständig in das Grenzgebiet einfahren müssen, ist 
es statthaft, daß nur die Art und der Eigentümer des Kfz auf dem PS ver­
merkt sind. (Zum Beispiel „KÖM des VE B Kraftverkehr Eisenach", „LKW 
der Konsumgenossenschaft Nordhausen"). 

3.3.2.7.5. Für das Einfahren von Fahrzeugen des DR K der DDR, der 
örtlichen freiwilligen und betrieblichen Feuerwehren, des Straßenwinter­
dienstes und der Hilfszüge der DR in das Grenzgebiet im Einsatzfall sind PS 
mit einer Gültigkeit bis zu 6 Monaten auszustellen. 
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den PS ist folgender Vermerk anzubringen:-' 

„Der Inhaber des Passierscheines ist berechtigt, im Einsatzfalle mit (z. B. 
*	 dem Einsatzfahrzeug des DR K der DDR, der Feuerwehr, des Straßen­

winterdienstes, des Hilfszuges der DR) und mit ..  . weiteren Personen das 
Grenzgebiet des Bezirkes/Kreises .. . zu betreten und zu befahren." 

3.3.2.7.6. Für Delegationen, Sportgemeinschaften usw. ist nur für den 
Leiter ein P S auszustellen und eine mit kleinem D S und der Unterschrift 
abgeschlossene Liste aller Delegationsteilnehmer beizufügen. 
Auf dem P S ist ein Vermerk anzubringen: 
„Nur gültig in Verbindung mit der Liste aller Delegationsmitglieder." 

Auf der Liste ist ein Vermerk anzubringen, daß diese nur in Verbindung mit 
dem PS des Delegationsleiters gültig ist. 

Die Einreise ist vorher mit den zuständigen Grenz-VPKÄ abzustimmen. Die 
Delegationsmitglieder der Sportgemeinschaft, der Kulturgruppen usw. sind 
gemäß den Festlegungen in Ziffer 3.3.2.5, zu überprüfen. 

3.3.2.7.7. Kraftfahrern der Kraftverkehrsbetriebe der DDR, die im 
Auftrag des VE B Deutrans Transporte nach und von der BRD bzw. West­
berlin durchführen, sind bei Beförderung von Rückladungen aus der BR D 
bzw. Westberlin für Orte des Grenzgebietes von den für den Bestimmungs­
ort der Güter zuständigen Grenz-VPKÄ PS für die Einreise in das Grenz­
gebiet auszustellen. Die Genehmigung ist nach Prüfung der vorgelegten 
Transportpapiere und evtl. erforderlicher Rücksprache mit den emp­
fangenden Betrieben zu erteilen. 

3.3.2.7.8. Die Erteilung von PS zur Durchführung von Film-, Foto- und 
Fernsehaufnahmen im Schutzstreifen ist von der Vorlage der Genehmi­
gung der Pressestelle des MfNV abhängig. 

Auf dem PS ist zu vermerken: 
„Gilt nur in Verbindung mit dem Berechtigungsschein der Pressestelle des 
Ministeriums für Nationale Verteidigung." 

* 

3.3.2.7.9. P S zum Betreten des „Brockenplateaus"/Harz sind nur nach 
Zustimmung des VPK A Wernigerode auszustellen. Die Information des 
VPK A Wernigerode ist mit der Aufzeichnung von Aktualisierungsdaten für 
die PDB zu veranlassen. Die Mitteilung über die Entscheidung hat bis zu 
dem in der Entscheidungshilfe aus der PDB enthaltenen Termin durch das 
VPK A Wernigerode zu erfolgen. Bei der Terminstellung dürfen 8 Arbeits­
tage und in dringenden Fällen 24 Stunden nicht überschritten werden. E s ist 
nach Ziffer 3.6.4. zu verfahren. 

3.3.2.7.10. PS, die für Einreisen in das Grenzgebiet zur Lösung von Auf­
gaben, die sich aus der Sicherstellung von aufgefundenen Tieren im Bereich 
der Staatsgrenze ergeben, sind mit dem Vermerk 
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„Nur zur Übernahme und Bergung von sichergestellten Tieren" BStU 
zu versehen. , 
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3.3.2.8. Die Entscheidung über den Antrag auf Ausstellung eines P S ist 
dem Antragsteller durch die Abt. PM des VPK A mitzuteilen, in dessen 
Bereich die Antragstellung erfolgte. Bei Erteilung der Genehmigung ist der 
P S dem Antragsteller auszuhändigen bzw. auf dem Postweg zu übersenden. 
Deshalb ist anzustreben, daß bei der Antragstellung ein mit der Adresse des 
Antragstellers versehener Briefumschlag mit abgegeben wird. Die postali­
sche Versendung des P S ist auf dem Antrag durch Anbringen des Da­
tumstempels sichtbar zu mächen. Wird der PS dem Antragsteller aus­
gehändigt, ist der Empfang auf dem Antrag (Vordr. PM 6) durch den An­
tragsteller mit Unterschrift zu bestätigen. 

3.3.2.9. Die Erfüllung der Meldepflicht hat bei der VPM bzw. — wenn 
sich am Aufenthaltsort keine VPM befindet — beim AB V zu erfolgen. 

3.3.2.9.1. Die An- und Abmeldung ist auf dem P S mit kleinem DS und 
Signum zu bestätigen. 

Personen, die innerhalb der Gültigkeitsfrist des P S mehrmals in das Grenz­
gebiet einreisen, ist nur bei der ersten Einreise die Anmeldung auf dem P S 
zu vermerken, bei der letzten Ausreise ist die Abmeldung vorzunehmen. 

Erfolgt die An- und Abmeldung bei der VPM, hat diese den zuständigen 
AB V zu verständigen. 
Erfolgt die An- und Abmeldung beim ABV, ist von ihm die polizeiliche 
Meldung auf dem P S mit Name, Dienstgrad und Dienststempel Muster 9 
(Anlage 13) zu bestätigen und die VPM zu verständigen. , '• '. 

3.3.2.9.2. Der Ltr. des VPK A kann festlegen, daß die Führung der stän­
digen Übersicht über An- und Abmeldungen im Grenzgebiet zentral erfolgt. 
Das Informationssystem ist entsprechend zu präzisieren. 

3.3.2.9.3. Durch eine den örtlichen Bedingungen entsprechende Stand­
ortverteilung und Öffnungszeit der VPM sowie eine darauf abgestimmte 
Durchführung der Sprechstunden der ABV und deren Vertretung durch 
geeignete F H der DVP ist zu sichern, daß die meldepflichtigen Personen 
ihrer Meldepflicht nachkommen können.: V 

3.3.2.10. Durch ein lückenloses Informationssystem zwischen den VPM 
und den AB V ist zu sichern, daß eine ständige Auskunftsbereitschaft des 
PM über sich im Grenzgebiet aufhaltende meldepflichtige Personen be­
steht. Über die erfolgte Meldung ist in geeigneter Form ein Nachweis (Buch­
oder Karteiform) zu führen. 

Mit dem zuständigen Kommandeur der Grenztruppen der DDR ist der In­
formationsaustausch über die erfolgten An- und Abmeldungen der in den 
Schutzstreifen eingereisten Personen zu organisieren. 
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Von den VPM und ABV ist die Einhaltung der Aufenthaltsfrist zu über­
wachen. Wird die Aufenthaltsfrist überschritten, so sind die Unistände, die 
dazu führten, zu prüfen und erforderlichenfalls Maßnahmen gemäß § 45 der 

\ . G r e n z o r d n u n  g (siehe Anhang) zu treffen. • 
•• • . _	 • . - i .« • • 

v ; 3.3.2.10.1. Über die ausgestellten PS ist anhand des Teiles II des PS ein 
genauer Nachweis zu führen. / 

3.3.2.10.2. Genehmigte Anträge auf Ausstellung von PS mjt einer länger 
befristeten Gültigkeitsdauer (bis zu 6 Monaten) zur Einreise ih die Grenz­
gebiete sind in den VPKÄ nach Betrieben abzulegen. ""^ß:" 

3.3.2.10.3. Bei Verlust von PS sind das ausstellende und das für den 
Geltungsbereich des PS zuständige VPKA zu verständigen. Durch den für 

• den Geltungsbereich des PS zuständigen ABV ist zu prüfen, ob der Ver­
l	 dacht einer Rechtsverletzung besteht. Werden durch den ABV Verdachts­

momente einer Straftat festgestellt, hat die K die erforderlichen Unter­
suchungen zu führen. Über Verluste von PS zum Aufenthalt im Schutz­
streifen ist mit dem für den Geltungsbereich zuständigen Kommandeur der 
Grenztruppen der Informationsaustausch zu organisieren.; 

3.3.2.10.4. Werden über Personen, deren PS in der Gültigkeit verlängert 
werden kann, innerhalb von 2 Jahren ab Beginn der Gültigkeitsfrist 
nachträglich Tatsachen bekannt, die zu einer Ablehnung des Antrages auf 
Erteilung der Erlaubnis geführt hätten bzw. zum Entzug der erteilten Er­
laubnis führen können, wird die Abteilung PM des VPKA, von. dem der 
Antrag bearbeitet wurde, über die PDB informiert. 

3.3.2.10.4.1.	 Ausgestellte PS sind zurückzunehmen oder zu entziehen, wenn 
A	 — nachträglich Tatsachen bekannt werden, die zu einer Ablehnung des' 

Antrages geführt hätten, 
— unrichtige Angaben zur Erlangung der Genehmigung gemacht wurden, 
— im Zusammenhang mit der Einreise in die Grenzgebiete gesetzlich zu 

erfüllende Pflichten nicht eingehalten bzw. nicht erfüllt wurden oder 
— die Gründe, die zu ihrer Ausstellung führten, weggefallen sind. 

3.3.2.10.4.2. Über Ablehnungen; Entzüge und Rückgaben sowie Nichtver­
längerungen von PS sind Aktualisierungsdaten für die PDB aufzuzeichnen. 
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3.3.3. Vorübergehende Einreise aus persönlichen Gründen 

3.3.3.1. Die Erteilung einer Erlaubnis zum vorübergehenden Aufent­
halt im Grenzgebiet aus persönlichen Gründen erfolgt durch die Ausstel­
lung eines PS. | 

Für Einreisen in " 
0 0 0 0 3 0 
—	 die Sperrzone ist der Vordruck PM 108, 

—	 den Schutzstreifen ist der Vordruck PM 107 

zu verwenden. P S für den Schutzstreifen haben keine Gültigkeit zum 
Betreten der Grenzübergangsstellen. Die PS berechtigen während der 
Gültigkeitsdauer zu mehrmaligen Ein - und Ausreisen. 

3.3.3.1.1. Die Benutzung von Kfz zur Einreise i n das Grenzgebiet ist 
dem Halter des Kfz bzw. den in seinem Haushalt lebenden Familienange­
hörigen zu gestatten. Die Genehmigung berechtigt zur Benutzung des Kfz 
zur An - und Abreise auf dem kürzesten Weg auf den für den Verkehr 
freigegebenen Zu - und Durchfahrtstraßen oder -wegen. , ' . 

3.3.3.1.1.1. Die Ausstellung von PS für Personen, die im Besitz eines 
Ferienschecks des FDG B für Heime i n Schierke bzw. Einweisungsscheines 
der Generaldirektion des Reisebüros der DDR für das Reisebürohotel 
„Heinrich Heine" in Schierke sind, ist bei der Benutzung des Kfz außer 
dem polizeilichen Kennzeichen der Vermerk auf den P S aufzutragen 
„Gültig zur An - und Abfahrt auf der Straße Wernigerode — Schierke". 

3.3.3.2. P S können unter Anlegung eines strengen Maßstabes ausge­
stellt werden, wenn folgende Gründe vorliegen: 

ą )	 für die Sperrzone 
—	 I zum Besuch der Ehegatten, Eltern, Schwiegereltern, Großeltern, 

Kinder und deren Ehegatten, Enkel und Geschwister. Im gleichen 
Haushalt lebende unverheiratete Familienangehörige können mit 
einreisen. Beim Besuch der Großeltern und Geschwister kann die 
Genehmigung auch für Ehepartner erteilt werden; j 

—	 zum Aufenthalt in Kur - und Erholungsheimen, in die eine Ein ­
weisung durch den FDG B oder durch das Reisebüro der DDR vor­
liegt. (Die Überprüfung, ob ein P S erteilt werden kann, hat vor der 
Ausgabe des Einweisungsscheines zu erfolgen. Im Ergebnis der Vor­
prüfung sind dem FDG B bzw. dem Reisebüro der DDR gleichzeitig 
die entsprechende Anzahl Anträge (PM 6) mit zu übergeben. Zur 
Beantragung der P S ist es ausreichend, wenn nur eine der auf dem 
Einweisungsschein genannten ausweispflichtigen Personen persön­
lich vorspricht. Bei Einweisungen in das Reisebürohotel „Heinrich 
Heine" in Schierke erfolgt die Ausgabe der Einweisungsscheine 
ohne Rückfrage im VPKA , so daß die Überprüfung bei der Bean­
tragung des PS durchzuführen ist.) 
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b)	 für den Schützstreifen i 

—	 I zum Besuch der Ehegatten, Eltern, Schwiegereltern, Kinder und 
deren Ehegatten. Zum Besuch der Ehegatten, Eltern und Schwieger­
eltern können die im gleichen Haushalt lebenden unverheirateten 
Familienangehörigen mit einreisen; f , 

—	 zum Besuch der Großeltern, Enkel und Geschwister bei Vorliegen 
besonderer familiärer Gründe, wie Todesfall, lebensgefährliche E r  ­
krankungen und Familienfestlichkeiten (Familienfestlichkeiten kön­
nen sein: Sozialistische Namensgebung, Kindtaufe, Einschulungs­
feier, Jugendweihe oder Konfirmation, Eheschließung, Ehejubiläum, 
Geburtstagsfeier, Verleihung staatlicher Auszeichnungen, Staats­
feiertage sowie Oster-, Pfingst- und Weihnachtsfeiertage, Verlo­
bungsfeier u.a. Festlichkeiten). /; 

3.3.3.2.1. Die Leiter der Grenz-VPKÄ können über den in Ziffer 
3.3.3.2. genannten Personenkreis und die angeführten Gründe hinaus Aus­
nahmegenehmigungen erteilen. Solche Genehmigungen sind insbesondere 
für Personen zu erteilen, die enge freundschaftliche oder langjährige Be­
ziehungen zu Personen im Grenzgebiet unterhalten oder wenn Gründe 
oder Anlässe vorliegen, die von gesellschaftlicher (z. B. Partei- oder 
Dienstjubiläen) oder persönlicher (z. B. 50., 60. usw. Geburtstag, Eigen­
heimbau bzw. Einzug in ein solches) Bedeutung sind sowie zur Vermei­
dung von Härtefällen. In begründeten Fällen können für Personen, die 
im Bereich des Grenz-VPKA , in welchem die Antragstellung erfolgte, 
auch ihre HW haben, solche P S mit einer Gültigkeit bis zu 6 Monaten 
erteilt werden. Die Gültigkeit solcher PS ist nicht zu verlängern. Erfor­
derlichenfalls hat eine Neubeantragung und Neuausstellung des P S zu 
erfolgen. 

3.3.3.3. Abzulehnen sind Anträge für	 • 

—	 Einreise zum Urlaubsaufenthalt, der durch private Einrichtungen, ört­
liche Kurverwaltungen u. ä. vermittelt wurde 

—	 Wochenendfahrten, Wanderungen usw. in die Grenzgebiete. 

3.3.3.4. Anträge für PS für Einreisen bzw. Anträge zur Verlängerung 
von PS gem. Ziffer 3.3.3.8. zum Besuch der Verwandten sind durch die im 
Grenzgebiet wohnhaften Bürger für die zu ihnen einreisenden Personen 
zu stellen. Die Antragstellung kann bei dem für den Aufenthaltsort im 
Grenzgebiet zuständigen Grenz-VPKA , den VP M oder bei den AB V er­
folgen. 

3.3.3.4.1. Bei der Entgegennahme der Anträge ist mit den Bürgern 
ein individuelles Gespräch zu führen, bei dem der Zweck sowie die Not­
wendigkeit der Einreise und der beabsichtigten Aufenthaltsdauer zu er­
fragen ist. Das Ergebnis der Aussprache, insbesondere auch anderer Infor­
mationen über den Einreisenden, die für die Entscheidung des Antrages 
bedeutsam sind, sind in einem Vermerk den Anträgen beizufügen. 
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Gleichzeitig sind die Antragsteller aufzufordern, im Falle der Genehmi­
gung des Antrages 
—	 die P S ihren Besuchern rechtzeitig zu übergeben, damit sie diese vor 

der Einreise in das Grenzgebiet im Besitz haben, 
—	 ihre Besucher über die Grenzordnung und die örtlichen Besonderhei­

ten im Grenzgebiet zu informieren und im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
beizutragen, daß die Bestimmungen der Grenzordnung von ihren Be­
suchern eingehalten werden. Diese Aufforderung ist dem Antragsteller 
schriftlich vorzulegen und unterschreiben zu lassen. 

3.3.3.4.2. Angehörige der Grenztruppen, die nicht mit HW oder NW 
im Grenzgebiet gemeldet sind, beantragen die PS für die zu ihnen zu 
Besuch einreisenden Bürger bei der für den Standort ihrer Einheit zu­
ständigen VPM . Bei der Beantragung ist eine Bescheinigung des Komman­
deurs des zuständigen Grenzregiments bzw. -bataillons (nur für Grenz­
brigade Küste) vorzulegen. 

3.3.3.4.3. I n Ausnahmefällen (z. B. Sterbefall, lebensgefährliche E r  ­
krankungen) kann, wenn hierfür eine Notwendigkeit vorliegt, die Bean­
tragung, Ausstellung und Ausgabe des P S auch bei der für die HW oder 
NW des Einreisenden zuständigen VP-Dienststelle durch ihn erfolgen. 
Vor Ausstellung der P S sind Aktualisierungsdaten für die PDB aufzu­
zeichnen. Die Information des Grenz-VPK A ist dabei mit zu veranlassen. 

3.3.3.4.4. Anträge für PS zur Einreise in Kur - und Erholungsheime des 
FDG B oder Reisebüros der DDR sind unter Vorlage des Einweisungs­
scheines vom Kurpatienten oder Urlauber bei dem für seine HW oder NW 
zuständigen VPK A oder' der VP M zu stellen. 

3.3.3.4.5. Anträge auf Ausstellung von P S für kurzbefristete Einreisen 
zu Patienten, die längere Zeit in Einrichtungen des Gesundheitswesens 
(Sanatorien, Heilstätten) untergebracht und dort nicht mit HW oder NW 
gemeldet sind, können unter Vorlage einer vom Ltr . der Einrichtung des 
Gesundheitswesens ausgestellten Bescheinigung, die auch den konkreten 
Zeitraum des beabsichtigten Aufenthaltes im Grenzgebiet enthält, von 
Ehegatten, Eltern, Schwiegereltern, Kindern und deren Ehegatten sowie 
Geschwistern bei der für ihren Wohnsitz zuständigen VP M oder dem 
VPK A gestellt werden. Eine Rückfrage beim Grenz-VPK A ist nicht erfor­
derlich. 
Die Ltr . der Grenz-VPKÄ haben sicherzustellen, daß von den Leitern der 
Einrichtungen des Gesundheitswesens nur Bescheinigungen (kann auch 
auf dem Antrag [Vordr. PM 6] erfolgen) für die genannten nahen Ange­
hörigen und in einem vertretbaren Maß ausgestellt werden und jederzeit 
ein Überblick über den Umfang der Personenbewegung besteht. 
In dringenden Fällen kann nach Rückfrage beim VPK A der HW die Aus­
stellung des P S auch durch das Grenz-VPK A erfolgen. Dazu ist nach Ziff. 
3.6.4. zu verfahren. 
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3.3.3.4.6. Die Antragstellung hat schriftlich unter Verwendung des 
Vodr. P M 6 zu erfolgen. Die Notwendigkeit der Einreise ist zu begründen. 
In Zweifelsfällen kann die Vorlage von Unterlagen, die den Antrag be­
gründen, gefordert werden. 

3.3.3.4.7. Bei der Beantragung der P S sind die Antragsteller darauf hin­
zuweisen, daß im Falle der Genehmigung der Anträge die einreisenden 
Personen entsprechend den Bestimmungen der Grenzordnung meldepflich­
tig sind und die P S nach Fristablauf bzw. nach Wegfall der Gründe, die 
zur Ausstellung führten, bei der für die HW oder NW der/Einreisenden 
zuständigen VP M bzw. dem V P K  A zurückzugeben sind. 3 

3.3.3.4.8. Bei der Entgegennahme der Anträge ist der Anträgsteller zu 
befragen, ob diese Person bereits in das Grenzgebiet im Bereich des VPK A 
eingereist war. Ist dies nicht der Fall , ist auf der P M 6 der Vermerk 
„Erstreise" anzubringen. 
In jedem Fal l ist anhand der Antragsablage zu prüfen, ob die Person, für 
die die Einreise in das Grenzgebiet beantragt wurde, bereits in das Grenz­
gebiet im Bereich des V P K  A eingereist war. Wird festgestellt, daß noch 
kein Antrag für diese Person vorliegt, istxier Vermerk „Erstreise" anzu­
bringen, sofern dieser Vermerk noch nicht'vorhanden ist. Im weiteren ist 
nach den Festlegungen dieser D V zu verfahren. 

3.3.3.5. Reisen Kinder nicht in Begleitung ihrer Erziehungsberechtig­
ten, sondern mit anderen erwachsenen Personen in das Grenzgebiet, muß 
das Einverständnis eines Erziehungsberechtigten vorliegen. Das Einver­
ständnis kann auf dem Antrag (Vordr. PM 6) oder in anderer Form 
schriftlich erklärt werden. 

3.3.3.5.1. Die Einreise von Kindern in das Grenzgebiet, die noch nicht 
im Besitz eines P A sind, kann in Ausnahmefällen ohne Begleitung E r  ­
wachsener gestattet werden. Das Einverständnis eines Erziehungsberech­
tigten mu ß vorliegen. Bei der Erteilung solcher Genehmigungen ist auf 
dem PS das Geburtsdatum des Kindes aufzutragen und die Spalte „Der 
Passierschein ist nur in Verbindung mit dem Personalausweis Nr. . .  . gül­
tig" zu streichen. 

3.3.3.6. Bei Anträgen zur vorübergehenden Einreise aus persönlichen 
Gründen ist im Grenz-VPK A zu prüfen, ob die Gründe der beantragten 
Einreise zutreffen, gegen den Antragsteller Bedenken bestehen oder an­
dere Gründe vorliegen, die eine Einreise nicht zulassen. Der AB V hat die 
Anträge mit Teilnehmern der Sicherheitsberatungen in den Gemeinden 
abzustimmen und bei Einreisen in den Schutzstreifen die mündliche Zu ­
stimmung des zuständigen Kommandeurs der Grenztruppen einzuholen. 
Gleichzeitig hat die Abstimmung mit dem Grenzofflzier der K zu erfolgen. 

3.3.3.6.1. \ Vor Ausstellung der P S sind Aktualisierungsdaten für die 
PDB aufzuzeichnen. Notwendige Aufträge für gezielte Ermittlungen und 
Einschätzungen sind, sofern die Personen im Bereich eines anderen V P K  A 
mit HW gemeldet sind, dabei mitzuteilen. Termine sind so zu stellen, daß 
die Entscheidung über den Antrag innerhalb von 20 Arbeitstagen erfolgen 
kann. 
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Von der Antragstellung wird das V P K  A der HW des Einreisenden über 
die PD B informiert. Bei verheirateten Personen, wo der Ehepartner des 
Einreisenden im Bereich eines anderen VPK A mit HW gemeldet ist, wird 
auch dieses V P K  A informiert. Das für die HW des Einreisenden zustän­
dige V P K  A hat festzustellen, ob Einwände gegen den Einreisenden be­
stehen. Erforderlichenfalls sind Anfragen an das für die NW zuständige 
V P K  A zu richten. 

3.3.3.6.2. Bei Einreisen in Räum e des Schutzstreifens, die entsprechend 
ihrer besonderen territorialen Lage und aus anderen Gründen erhöhte 
Sicherheitsanforderungen stellen, sind gezielte Ermittlungen gemäß Ziffer 
3.3.2.5.9. über den Einreisenden beim für die Hauptwohnung zuständigen 
V P K  A zu veranlassen. 
Das V P K  A der Hauptwohnung hat erforderlichenfalls das für den Neben­
wohnsitz zuständige VPK A in die Ermittlungstätigkeit einzubeziehen. 

3.3.3.6.3. Im V P K  A der HW des Einreisenden eingehende Entschei­
dungshilfen sind unverzüglich anhand der Karteien und Registrierunter­
lagen zu überprüfen. Bei verheirateten Personen sind in die Uberprüfung 
auch die Karteien und Registrierunterlagen des Ehepartners, sofern sie im 
V P K  A vorliegen, mit einzubeziehen. 
Feststellungen, die für die Einschätzung der Person von Bedeutung sein 
können, sind dem Entscheidüngsbefugten bzw. der anfragenden Dienst­
stelle mitzuteilen. 

3.3.3.6.4. Sind zur Einschätzung der Persönlichkeit des Einreisenden 
und zur Entscheidung des Antrages die dm V P K  A vorliegenden Unter­
lagen nicht ausreichend oder bestehen Zweifel an den angegebenen Grün­
den der Einreise, ist eine schriftliche Einschätzung über die Person im 
Wohn- und Freizeitbereich vom AB V am Wohnsitz des Einreisenden 
einzuholen. 

3.3.3.6.5. Zur Antragstellung (Entscheidungshilfe aus der PD B bzw. 
Antrag) hat eine Abstimmung mit dem Grenzoffizier der K zu erfolgen. 
Auf der Entscheidungshilfe sind das Ergebnis der Prüfung und zu Perso­
nen, bei denen durch die K Registriervermerke (z. B. K- , F - , V - "oder 
E-Vermerk) veranlaßt wurden, die Meinung der K zu vermerken. 
3.3.3.6.6. Alle an der Prüfung der Anträge beteiligten VPK Ä erhalten 
über die PD B Informationen zur Weitergabe an die KD , sofern es sich 
um eine Erstreise oder wiederholte Antragstellung zur Einreise in den 
Schützstreifen oder eine Erstreise oder wiederholte Antragstellung (letz­
ter Antrag zur Einreise in die Sperrzone liegt länger als 12 Monate zu­
rück) zur Einreise in die Sperrzone handelt, mit folgenden Angaben: 
— Personalien, PA-Nummer und PKZ , 
— Einredseort, • 
— beantragte Gültigkeitsdauer des PS, • 
— Grund der Einreise, . 
— bei Erstreise den Vermerk „Erstreise". 
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Werden durch die K  D binnen 5 Arbeitstagen (bei Erstreisen binnen 10 Ar ­
beitstagen), gerechnet vom Tag der Übergabe der Informationen, keine 
Einwänd e erhoben, erfolgt die Entscheidung durch die VPKÄ. Ist im Ein ­
zelfall die Einhaltung dieser Frist nicht möglich, ist dies zwischen dem 
VPK A und der K D abzusprechen. Dabei ist jedoch zu sichern, daß die be­
antragten Reisetermine eingehalten werden. Die Rückgabe übergebener 
Informationen erfolgt nur dann, wenn durch die K D Einwände geltend 
gemacht werden. Für dringende Einreisen sind mit den K D örtliche Ver­
einbarungen zu treffen, die eine unverzügliche Bearbeitung sicherstellen. 

3.3.3.6.6.1. Bei Todesfällen, lebensgefährlichen Erkrankungen oder in 
anderen dringenden Fällen hat die Rückantwort innerhalb von 24 Stun­
den zu erfolgen, soweit die Zustimmung nicht telefonisch eingeholt wird. 
Um eine unverzügliche Bearbeitung zu sichern, sind mit den Ltrn . der K D 
örtliche Vereinbarungen zu treffen. 

3.3.3.6.7. Für Personen, die im Bereich des Grenz-VPKA, in welchem 
die Antragstellung erfolgte, auch ihre HW haben, ist die Mitwirkung der 
K D durch kurzfristiges Überlassen des Antrages einzuleiten. In solchen 
Fällen werden keine Informationen aus der 's PD B für die K D bereit­
gestellt, j 
3.3.3.6.8. Für Personen, die i n die Sperrzone einreisen wollen und 
deren letzte Einreise in das Grenzgebiet des jeweiligen Kreises nicht län­
ger als 12 Monate zurückliegt, hat die Entscheidung der Anträge ohne 
Mitwirkung der K D zu erfolgen. Deshalb sind solche Anträge den K D 
nicht kurzfristig zuzustellen und werden von der PD B keine Informa­
tionen für die K D bereitgestellt. Die Termine für die nach Ziffer 3.3.3.6.1. 
notwendigen Aufträge sind für solche Anträge so zu stellen, daß inner­
halb von 10 Arbeitstagen die Entscheidung erfolgen kann. 

3.3.3.6.9. I Ergeben sich auf Grund der Überprüfung Einwände gegen 
den Einreisenden oder wurde eine falsche oder keine PA-Nummer an­
gegeben, sind die Einwänd e sowie die richtige PA-Nummer dem anfra­
genden V P K  A "bis zu dem in der Entscheidungshilfe aus der PDB enthal­
tenen Termin mitzuteilen. Einwänd e sind zu begründen. Erteilte Aufträge 
sind entsprechend den Terminstellungen zu erfüllen. Wurden keine Auf­
träge erteilt und gehen bis zum bestimmten Termin keine Einwände zum 
Einreisenden ein, gilt das als Zustimmung. 

Können Termine nicht eingehalten werden, ist dem antragsbearbeitenden 
VPK A darüber sowie über das Prüfungsergebnis in j e d e m F a l l ferschrift­
lich Mitteilung zu geben. 
Sind von dem für die HW zuständigen VPKA , PM, F S an das PM erfor­
derlich, welches den Antrag zu entscheiden hat, muß das F S folgendes 
beinhalten: , • ..• 
— Art des Antrages, ­
— Name, Rufname, Geburtsdatum der Bezugsperson, 
— Terminstellung aus E-Hilfe für Einwänd e oder Meinungsäußerung, 
— Einwänd e bzw. geforderte Meinungsäußerung, f 
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3.3.3.6.10. Die Ausstellung von P S ist zu versagen, wenn begründet zu 
vermuten ist, daß die betreffende Person die Ordnung und Sicherheit in 
den Grenzgebieten gefährdet. Das trifft besonders auf den i n Ziffer 3.3.1.4.2. 
Buchstaben a) bis j) genannten Personenkreis zu. 

3.3.3.6.11. Bei Anträgen zu Kur- und Urlaubsaufenthalten ist keine 
Rückfrage beim Grenz-VPK A zu halten. 

3.3.3.7. Die Entscheidung über Anträge zur Erteilung von P S erfor­
dert eine hohe Wachsamkeit und hat entsprechend den festgelegten K r i  ­
terien zu erfolgen. 

Anträge zur Erteilung von PS sind vom Ltr. des VPK A zu entscheiden. 
Der Ltr. des V P K  A kann diese Entscheidungsbefugnis einem anderen ver­
antwortlichen Offizier übertragen. Wenn es die örtlichen Bedingungen er­
fordern, kann er den AB V und den Meldestellenleitern die Entscheidungs­
befugnis über Anträge für Bewohner der Sperrzone ihres Zuständigkeits­
bereiches zur Einreise in den Schutzstreifen übertragen. 

• 
3.3.3.7.1. Soll in Ausnahmefällen (z. B. Sterbefall, lebensgefährliche 
Erkrankungen) durch das VPK A der HW bzw. NW ein PS ausgestellt 
werden, hat in diesen Fällen der Ltr . des für die HW oder NW des Ein ­
reisenden zuständigen VPK A nach Zustimmung des Ltrs. des Grenz-
VPK A die Entscheidung über den Antrag zu treffen. 

Die Mitteilung über die Zustimmung hat bis zu dem in der Entscheidungs­
hilfe aus der PD B enthaltenen Termin durch das Grenz-VPK A in jedem 
Fal l zu erfolgen. 

3.3.3.7.2. Bürgern der Staaten, mit denen Befreiung von der Ein ­
reise visapflicht im privaten Reiseverkehr vereinbart wurde, kann die 
Genehmigung zur Einreise in das Grenzgebiet aus persönlichen Gründen 
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erteilt werden, wenn die in Ziffer 3.3.3.2. angeführten Gründe und Ver­
wandtschaftsverhältnisse zutreffen. Die Beantragung der Einreise hat 
durch die im Grenzgebiet wohnhaften Bürger zu erfolgen. Die Prüfung der 
Anträge ist auf der Grundlage im VPK A vorhandener Unterlagen und ein­
zuholender Auskünfte aus der PD B vorzunehmen. 

3.3.3.7.3. Bürgern aus Staaten, die nicht unter Ziffer 3.3.3.7.2. fallen, 
Westberlinern und Bürgern der DDR mit Wohnsitz in nichtsozialistischen 
Staaten oder Westberlin, kann die Einreise für einen kurzbefristeten Auf­
enthalt im Grenzgebiet nach sorgfältiger Prüfung im Ausnahmefall ge­
stattet werden. 
a)	 bei Vorliegen staatlicher Interessen; B S t  U 

diese Genehmigung bedarf der Zustimmung bei Einreisen fi f» fl n Q 7 
—	 in die Sperrzone durch den Ltr. des VPKA, " y"" 'v * 
—	 in den Schutzstreifen durch den Ltr. der Abt. PM der BDVP. 
In besonderen Fällen kann die Genehmigung auch durch den Ltr. des""*
BPA A im Mdl erteilt werden. Über erteilte Genehmigungen hat das 
BPA A das zuständige Grenz-VPKA zu informieren. 

b) bei lebensgefährlichen Erkrankungen oder Todesfällen der Ehegatten, 
Eltern, Großeltern, Kinder, Enkel und Geschwister; die Entscheidung 
über diese Anträge hat der Ltr. der Abt. PM der zuständigen Grenz-
BDVP , bei Einreisen in den Schutzstreifen nach Zustimmung des zu­
ständigen Kommandeurs der Grenztruppen, zu treffen. 
Zur Prüfung der Anträge ist auch der Auskunftsdienst der PDB zu 
nutzen. 

3.3.3.7.4. Bei lebensgefährlichen Erkrankungen und Todesfällen der 
Ehegatten, Eltern, Großeltern, Kinder, Enkel und Geschwister kann in 
Ausnahmefällen Rückkehrern und Zuziehenden eine kurzbefristete Ein­
reise in die Sperrzone gestattet werden. Die Entscheidung ist durch die Ltr. 
der VPKÄ zu treffen. 

3.3.3.7.5. In Ausnahmefällen kann Personen, denen die Genehmigung 
zum Aufenthalt im Grenzgebiet unbefristet entzogen wurde, eine kurz­
befristete Einreise in die Sperrzone gestattet werden, wenn das zur Rege­
lung unaufschiebbarer persönlicher Angelegenheiten erforderlich ist. 
Die Entscheidung ist durch den Ltr. des zuständigen Grenz-VPKA zu tref­
fen. Die Einreise in den Schutzstreifen ist nicht zu gestatten. 

3.3.3.7.6. Zum Besuch von Museen und anderen bedeutsamen Kultur­
stätte n kann für Reisegruppen der gesellschaftlichen Organisationen und 
des Reisebüros der DDR unter Berücksichtigung der speziellen örtlichen 
Sicherheitsbedingungen eine Ausnahmegenehmigung für einen mehrstün­
digen Aufenthalt (ohne Übernachtung) in der Sperrzone erteilt werden. 
Die Anträge sind bei dem Ltr. des zuständigen Grenz-VPKA zu stellen und 
durch diesen in Übereinstimmung mit den örtlichen politischen Organi­
sationen zu entscheiden. 

" 
-
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3.3.3.8. Wird der Antrag genehmigt, ist für 
— Bürger der DDR, 
— Bürger anderer Staaten, die ihre HW in der DDR haben und 
— Bürger der Staaten, mit denen Befreiung von der Einreisevisapflicht im 

privaten Reiseverkehr vereinbart wurde, 
ein Passierschein auszustellen und für ' 
— Bürger sozialistischer Staaten, mit denen keine Befreiung von der Ein­

reisevisapflicht im privaten Reiseverkehr vereinbart wurd|j, 
— Bürger nichtsozialistischer Staaten, 

— Westberliner ' 

der Ort, der im Grenzgebiet aufgesucht werden darf, in den Berechtigungs­

schein zum Empfang eines Visums und bei der polizeilichen Anmeldung in 

die Aufenthaltsberechtigung einzutragen. 

Die P S sind mit kleinem DS zu siegeln und zu unterschreiben. 


3.3.3.3.1. Der Geltungsbereich des PS ist auf den Besuchsort zu be­

schränken. 


3.3.3.8.2. Bei Einreisen mit Kfz ist das polizeiliche Kennzeichen auf dem 

PS einzutragen. 


3.3.3.8.3. Reisen Kinder bis zum vollendeten 14. Lebensjahr mit Er ­

wachsenen in das Grenzgebiet ein, sind der Rufname und das Geburts­

datum dieser Kinder auf der Vorderseite des P S unter der Zeile „privaten 

Gründen ..." einzutragen. 

Zum Beispiel 

mit Kindern 
Jana 14. 02. 1970 
Elke 22. 12. 1972 
Haben die Kinder einen anderen Familiennamen, ist dieser mit zu ver­
merken-
Zum Beispiel 
mit Kind 
Elke Müller 02. 08. 1971 
Reicht der Platz zur Eintragung der Kinder nicht aus, sind weitere Eintra­
gungen unter „Vermerke der Volkspolizei" vorzunehmen. 
Eintragungen über Kinder sind mit kleinem DS zu siegeln und zu signieren. 

3.3.3.8.4. P S sind in ihrer zeitlichen Gültigkeit nur für den tatsächlichen 
Aufenthalt im Grenzgebiet auszustellen. In begründeten Fällen kann der PS 
für maximal 30 Tage ausgestellt werden. 
Entsprechend der konkreten Einreise sind zusätzlich zu der eingetragenen 
Gültigkeit Vermerke — z. B. nur gültig von Montag bis Freitag oder gültig 
jeweils Mittwoch oder gültig für Sonnabend und Sonntag — einzutragen. 



V D - W - D V - T - N - 0 8 / 8  2 41 15 00 | 8 l Blatt 21 
BSt U 3. Austauschblatt 

(7. Ä. v. 18. 10. 85) 000039 
3.3.3.8.4.1. P S für Personen, dfe im Bereich des G enz-VPKA , in wel­
chem die Antragstellung erfolgte, auch ihre HW haben, können auch 
mit einer Gültigkeit bis zu 6 Monaten erteilt werden. Die Gültigkeit die­
ser P S kann maximal dreimal bis zu jeweils 6 Monaten verlängert wer­
den, wenn die Übersicht der Eintragungen gewahrt bleibt und der Zustand 
des P S dies zuläßt. 

3.3.3.8.5. Bürgern, die aus arbeitsbedingten Gründen zeitweilig von 
ihren im Grenzgebiet wohnhaften Familien, mit denen sie sonst in 
Wohngemeinschaft leben, getrennt wohnen und am Ort der Berufsaus­
übung mit HW gemeldet sind, können PS mit einer Gültigkeit bis zu 
6 Monaten erteilt werden. Die Gültigkeit dieser P S kann maximal drei­
mal bis zu jeweils 6 Monaten verlängert werden, wenn die Übersicht der 
Eintragungen gewahrt bleibt und der Zustand des P S dies zuläßt. Die 
Verlängerung ist mit dem kleinen DS zu siegeln und zu unterschreiben. 

3.3.3.8.6. I A n Angehörige (Ehegatten, Eltern, Schwiegereltern, Groß­
eltern, Kinder und deren Ehegatten sowie deren Kinder, Geschwister und 
deren Kinder) können P S zur Einreise in die Sperrzone mit einer Gültig­
keit bis zu 6 Monaten erteilt werden, Wenn durch wiederholte Antrag­
stellungen oder aus anderen Gründen auf besonders enge Beziehungen 
zu den Angehörigen in der Sperrzone geschlossen werden kann, f " 

3.3.3.8.6.1. P S zur Einreise in den Schutzstreifen für die in Ziffer 3.3.3.8.6. 
Genannten können gleichfalls mit einer Gültigkeit 'bis zu 6 Monaten erteilt 
werden, wenn infolge des Alters oder aus gesundheitlichen Gründen eine 
Betreuung der Angehörigen im Schutzstreifen für längere Zeit erforderlich 
ist oder minderjährige Kinder, die im Schutzstreifen mit HW gemeldet 
sind, betreut werden sollen bzw. zur Betreuung durch Angehörige, die im 
Schutzstreifen mit HW gemeldet sind, in diesen einreisen müssen. Die 
Gültigkeit dieser und der nach Ziffer 3.3.3.8.6. ausgestellten PS kann 
maximal dreimal bis zu jeweils 6 Monaten verlängert werden, wenn die. 
Übersicht der Eintragungen gewahrt bleibt und der Zustand des PS dies 
zuläßt. Die Verlängerung ist mit dem kleinen DS zu siegeln und zu unter­
schreiben. . 

3.3.3.8.7. Bei der Verlängerung der Gültigkeit von P S ist keine Rück­
frage erforderlich. 

3.3.3.8.8. Bei Einweisungen in Heilstätten kann entsprechend der Not­
wendigkeit die Gültigkeit des PS bis höchstens 6 Monate festgelegt wer­
den. 

3.3.3.9. Die Entscheidung über den Antrag auf Ausstellung eines PS 
ist dem Antragsteller durch das PM des VPK A mitzuteilen, in dessen 
Bereich die Antragstellung erfolgte. Im Genehmigungsfalle ist der PS 
dem Antragsteller auszuhändigen bzw. auf dem Postwege zu übersen­
den. Deshalb ist anzustreben, daß bei der Antragstellung ein mit der 
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Adresse des Antragstellers versehener Briefumschlag mit abgegeben wird. 
Die postalische Versendung des P S ist auf dem Antrag durch Anbringung 
des Datumstempels sichtbar zu machen. Wird der P S dem Antragsteller 
ausgehändigt, ist der Empfang auf dem Antrag (Vordr. PM 6) durch den 
Antragsteller mit Unterschrift zu bestätigen. 

3.3.3.9.1. P S sind nach Ablauf der Geltungsdauer bzw. nach Weg­
fall der Gründe, die zur Ausstellung führten, zurückzugeben, bei 

a) Einreisen in Kur - und Erholungsheime bei der Dienststelle der PVP , 
die den PS ausgestellt hat; "̂ IJV 

b) persönlichen Einreisen bei der für den Wohnsitz des Einreisenden 
zuständigen Dienststelle der DVP. 

Die Rückgabe der PS ist auch auf postalischem Wege möglich. 

3.3.3.10. Die Erfüllung der Meldepflicht hat bei der VPM, wenn sich 
am Aufenthaltsort keine VP M befindet, beim AB V zu erfolgen. • 

3.3.3.10.1. Die An - und Abmeldung ist auf dem P S bzw. dem Einwei­
sungsschein der Grenztruppen der DDR oder dem Urlaubsschein der An ­
gehörigen der bewaffneten Organe und der Zollverwaltung der DDR mit 
kleinem Dienstsiegel und Signum zu bestätigen. Personen, die innerhalb 
der Gültigkeitsfrist des PS, des Einweisungsscheines oder des Urlaubs­
scheines mehrmals in das Grenzgebiet einreisen, ist nur bei der ersten Ein ­
reise die Anmeldung zu bestätigen. Bei der letzten Ausreise ist die Abmel­
dung vorzunehmen. 

Erfolgt die An - und Abmeldung bei der VPM , hat diese den zuständigen 
ÄB V zu verständigen. 

Erfolgt die An - und Abmeldung beim ABV , ist von ihm die polizeiliche 
Meldung auf dem PS, dem Einweisungsschein oder dem Urlaubsschein 
mit Name, Dienstgrad und Dienststempel Muster 9 (Anlage 13) zu be­
stätigen und die VP M zu verständigen. 

3.3.3.10.2. Der Ltr . des V P K  A kann festlegen, daß die Führung der 
ständigen Übersicht über An- und Abmeldungen i m Grenzgebiet zentral 
erfolgt. Das Informationssystem ist entsprechend zu präzisieren. 

3.3.3.10.3. Die An - und Abmeldung der Urlauber in Kur - und Erho­
lungsheimen des FDG B ist i m engen Zusammenwirken mit den Leitern 
dieser Heime sicherzustellen. Sie kann geschlossen in den Heimen nach 
der An - und vor der Abreise vorgenommen werden. 

3.3.3.10.4. Durch eine den örtlichen Bedingungen entsprechende Stand­
ortverteilung und Öffnungszeit der VP M sowie eine darauf abgestimmte 
Durchführung der Sprechstunden der AB V und deren Vertretung durch 
geeignete F  H der DVP ist zu sichern, daß die meldepflichtigen Personen 
ihrer Meldepflicht nachkommen können. 
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3.3.3.11. Durch ein lückenloses Informationssystem zwischen den VP M 
und den AB V ist eine ständige Auskunftsbereitschaft des PM über die 
sich im Grenzgebiet aufhaltenden Personen zu sichern. 
Über die erfolgte polizeiliche Meldung ist in geeigneter Form ein Nach­
weis (Buch- oder Karteiform) zu führen. 
Mit dem zuständigen Kommandeur der Grenztruppen ist der Informa­
tionsaustausch über die erfolgten An - und Abmeldungen der in den 
Schutzstreifen eingereisten Personen zu organisieren. 
Urlauber in Kur - und Erholungsheimen des FDG B sind nur zahlenmäßig 
zu erfassen. Werden nähere Angaben zur Person benötigt, ist auf das 
nach § 20 der Meldeordnung zu führende Gästeverzeichnis zurückzu­
greifen. • 
Von den VP M und AB V ist die Einhaltung der genehmigten Aufenthalts­
frist zu überwachen. Wird die Aufenthaltsfrist überschritten, so sind die 
Umstände, die dazu führten, zu prüfen und erforderlichenfalls Maßnah­
men gemäß § 45 der Grenzordnung (siehe Anhang) zu treffen. 

3.3.3.11.1. In Zusammenkünften mit den Hausbuchbeauftragten ist be-

BStU 
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3.4.	 Einreise in das Grenzgebiet an der Staatsgrenze zu West­
berlin 

3.4.1.	 Einreise zur ständigen Berufsausübung 

3.4.1.1. Die Einreise in das Grenzgebiet an der Staatsgrenze 
ber lin ist nur mit einem einheitlichen Ausweis (Anlage 13, Muster 7), der 
zum Betreten des Betriebes innerhalb des Grenzgebietes über die festgeleg­
ten Zugangswege berechtigt, gestattet. Bewohner des Grenzgebietes, die 
ihren ständigen Arbeitsplatz in einem andren Abschnitt des Grenzgebietes 
haben, benötigen gleichfalls einen einheitlichen Ausweis. Die gleiche Rege­
lung gilt auch für Jugendliche vom 14. Lebensjahr an, die eine Schule im 
Grenzgebiet besuchen. 

3.4.1.1.1. Angehörige der bewaffneten Organe der DDR und Mitarbeiter 
der Zollverwaltung der DDR, die außerhalb des Grenzgebietes an der 
Staatsgrenze zu Westberlin polizeilich gemeldet sind und zur Gewährlei­
stung eines reibungslosen Dienstablaufs täglich oder wöchentlich mehr­
mals das Grenzgebiet betreten müssen, können einen G-Vermerk Muster 5 
mit einer Gültigkeit von 12 Monaten in den P A bzw. das Dienstbuch er­
halten, wenn das durch deren Ltr . bzw. Kommandeur beantragt und vom 
Chef der Grenz-BDVP bzw. Ltr . des Grenz-VPK A bestätigt wurde. 

3.4.1.2. Die einheitlichen Ausweise und die Verlängerung ihrer Gültig­
keit sind durch die Leiter der Betriebe, Einrichtungen und Schulen sowie 
Vorsitzenden der Genossenschaften bei den Abt. I  A der Räte der Grenz­
kreise bzw. -Stadtbezirke unter Verwendung der dafür festgelegten Vor­
drucke zu beantragen. Die Richtigkeit der Angaben auf den Anträgen ist 
durch die Leiter bzw. Vorsitzenden zu bestätigen. Dem Antrag ist ein Paß ­
bild (Größe 3x  4 cm) des einreisenden Bürgers beizufügen. Auf der Rück­
seite des Paßbildes ist der Name, Rufname und das Geburtsdatum zu ver­
merken. 

Es ist Einfluß zu nehmen, daß bei Neueinstellungen in Betrieben und Ein ­
richtungen sowie Neuaufnahmen in Genossenschaften und Schulen bzw. 
bei der Erreichung der Altersgrenze von Schülern die einheitlichen Aus­
weise durch die zuständigen Leiter bzw. Vorsitzenden rechtzeitig vorher 
beantragt werden. 
Bei Veränderung (Familienname) sind die einheitlichen Ausweise von den 
Leitern bzw. Vorsitzenden zur Berichtigung der Eintragungen den Abt. I  A 
der Räte der Grenzkreise bzw. -Stadtbezirke vorzulegen. Eine Namens­
änderung ist durch den Ltr . der Abt. I A zu unterschreiben und mit dem 
kleinen Dienstsiegel zu versehen. 

3.4.1.3. I Die Anträge sind durch die Abt. I A der Räte der Grenz­
kreise bzw. -Stadtbezirke dem Grenz-VPKA , PM , und im Bereich der 
Hauptstadt der DDR, Berlin, dem PdVP Berlin, Abt. PM, zur Prüfung 
zu übergeben. | 
Handelt es sich um die NW, hat die Prüfung in Verbindung mit dem für die 
HW zuständigen V P K  A zu erfolgen. 
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3.4.1.3.1. Handelt es sich um Räume im Grenzgebiet, die entsprechend 
ihrer territorialen Lage oder aus anderen Gründen erhöhte Sicherheits­
anforderungen stellen, sind zur Prüfung der Anträge gezielte Ermittlungen 
über den Einreisenden nach den Kriterien gemäß Ziffer 3.3.2.5.9. zu führen. 

• • . 

3.4.1.3.2. Über die Antragstellung auf Erteilung eines einheitlichen Aus­
weises sind vom Grenz-VPKA , PM, Aktualisierungsdaten fur die PDB 
aufzuzeichnen. Notwendige Aufträge für gezielte Ermittlungen und 
Einschätzungen sind dabei mitzuteilen. Termine sind so zu stellen, daß die 
Entscheidung über den Antrag innerhalb von 20 Arbeitstagen erfolgen 
kann. 

3.4.1.3.3. Von der Antragstellung wird das VPK A der HW des Einreisen­
den über die PD B informiert. Bei verheirateten Personen, wo der Ehepart­
ner des Einreisenden im Bereich eines anderen VPK A mit HW gemeldet ist, 
wird auch dieses V P K  A informiert. Das für die HW des Einreisenden zu­
ständige VPK A hat festzustellen, ob Einwände gegen den Einreisenden 
bestehen. 

3.4.1.3.3.1. Die Anträge bzw. Entscheidungshilfen aus der PD B sind in 
Verbindung mit den im V P K  A der HW vorliegenden Karteien und Re­
gistrierunterlagen zu überprüfen. E s hat eine Abstimmung mit den zu­
ständigen K D zu erfolgen. Dazu werden mit der Zustellung von Ent­
scheidungshilfen aus der PD B gleichzeitig Informationen zur Weitergabe an 
die K D über die PD B bereitgestellt. > 

Bei verheirateten Personen sind in die Überprüfung auch die Karteien und 
Registrierunterlagen des Ehepartners, sofern sie im V P K  A vorliegen, mit 
einzubeziehen. 

3.4.1.3.4. Feststellungen, die für die Einschätzung der Personen von Be­
deutung sein können, sind dem Entscheidungsbefugten bzw. der anfragen­
den Dienststelle mitzuteilen. 

Werden durch die VPK Ä bzw. das PdVP Berlin, Abteilung PM, Feststellun­
gen nach Ziffer 3.3.1.4.2. Buchstaben a) bis j) getroffen bzw. in Abstimmung 
mit der K Anträge für Personen abgelehnt, ist auf den Anträgen der Ver­
merk „nicht befürwortet" anzubringen. 

3.4.1.3.5. Alle Anträge sind nach der Prüfung der Abt. I A der Räte der 
Grenzkreise bzw. -Stadtbezirke zurückzugeben. 

3.4.1.4. Die Entscheidung über Anträge auf Ausstellung eines einheit­
lichen Ausweises erfordert eine hohe Wachsamkeit und hat den Erforder­
nissen einer hohen Sicherheit zu entsprechen. 
Über die Ausstellung der einheitlichen Ausweise und Verlängerung ihrer 
Gültigkeit entscheidet der Ltr . der Abt. I A des Rates des Grenzkreises bzw. 
-Stadtbezirkes, der für den Sitz des Betriebes, der Einrichtung, der Genos­
senschaft oder Schule örtlich zuständig ist. 
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3.4.1.5/ Der einheitliche Ausweis ist mit einer Gültigkeit von ^Mona­

ten auszustellen. Nach Ablauf dieser Frist kann seine Gültigkeit für jeweils 

weitere 12 Monate verlängert werden, sofern die Voraussetzungen hierfür 

noch vorliegen. 

Die einheitlichen Ausweise sind durch den Ltr. der Abt. LA oder dessen 

Stellvertreter zu unterschreiben und mit dem kleinen DS zu siegeln. Die 

rechte untere Ecke des Paßbildes sowie die Eintragung über die Verlänge­

rung der Gültigkeit sind ebenfalls mit dem kleinen DS zu siegeln. 


3.4.1.5.1. Die bis zum Inkrafttreten dieser DV verwendeten Vordrucke 

für die einheitlichen Ausweise verlieren am 31.12.1983 ihre Gültigkeit. Bei 

der Neuausstellung einheitlicher Ausweise sind Vordrucke gemä ß Muster 7 

(Anlage 13) zu verwenden. 


3.4.1.6. Die Ausgabe der einheitlichen Ausweise hat durch die Leiter 

der Betriebe, Einrichtungen und Schulen bzw. deren Kaderleiter sowie 

durch die Vorsitzenden der Genossenschaften bzw. deren Kaderleiter zu 

erfolgen. Der Ausweis ist vor der Ausgabe in den vorgesehenen Spalten 

vom Leiter bzw. Vorsitzenden oder Kaderleiter mit zu unterschreiben. 

3.4.1.7. Die Leiter bzw. Vorsitzenden oder die Leiter der Kaderabtei­
lungen sind darauf hinzuweisen, daß ein gewissenhafter Nachweis über die 
Ausgabe der einheitlichen Ausweise erfolgt, Verluste der Ausweise unver­
züglich den Abt. LA der Räte der Grenzkreise bzw. -Stadtbezirke mitgeteilt 
werden und bei der Lösung des Arbeitsrechtsverhältnisses bzw. der Schul­
entlassung diese Ausweise eingezogen und den Abt. IA unverzüglich zu­
rückgegeben werden. 

3.4.1.8. Die Abt. IA der Räte der Grenzkreise bzw. -Stadtbezirke haben 
die für die HW oder NW der Bürger zuständigen V P K  Ä von 
—	 der, Erteilung, 
 BStU —	 dem Verlust, 
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—	 der NichtVerlängerung der Gültigkeit f 
eines einheitlichen Ausweises in Kenntnis zu setzen. ,

Mitteilungen der Abt. IA über den Verlust eines einheitlichen Ausweises 

sind von den V P K  Ä der zuständigen KD zur Kenntnis zu geben. 

Mit dem zuständigen Kommandeur der Grenztruppen ist der Informations­

austausch über in Verlust geratene einheitliche Ausweise zu, organisieren. 


3.4.1.9. Ausgestellte einheitliche Ausweise sind zurückzunehmen oder 

zu entziehen, wenn 

—	 nachträglich Tatsachen bekannt werden, die zu einer Ablehnung des 


Antrages geführt hätten, 

—	 unrichtige Angaben zur Erlangung der Genehmigung gemacht wurden, 
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— im Zusammenhang mit der Einreise in das Grenzgebiet gesetzlich zu 

erfüllende Pflichten nicht eingehalten bzw. nicht erfüllt wurden oder 
— die Gründe, die zu ihrer Ausstellung führten, weggefallen sind. 

3.4.1.9.1. Werden bei Personen mit gültigem einheitlichem Ausweis 
nachträglich Tatsachen bekannt, die zu einer Ablehnung des Antrages auf 
Erteilung der Erlaubnis geführt hätten bzw. zum Entzug der erteilten Er ­
laubnis führen können, wird die Abteilung PM des PdVP Berlin bzw. des 
VPKA , von der der Antrag bearbeitet wurde, über die PD B informiert. 

3.4.1.9.2. Über die Ablehnung, den Entzug und die NichtVerlängerung 
eines einheitlichen Ausweises sind Aktualisierungsdaten für die PD B auf­
zuzeichnen. V 
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3.4.2: Vorübergehende Einreise zur Erfüllung politischer, wirt­
schaftlicher und kultureller Aufgaben. 

3.4.2.1. Die Erteilung einer Erlaubnis zur Einreise in das Grenzgebiet 
zur Erfüllung politischer, wirtschaftlicher und kultureller Aufgäben, er­
folgt durch die Ausstellung eines P S (Vordruck PM 107). Die P S haben 
keine Gültigkeit zum Betreten der Grenzübergangsstellen. 

3.4.2.2. j Anträge auf P S (Vordruck PM 6) bzw. Anträge zur Ver­
längerung von PS gem. Ziffer 3.4.2.7. sind von den Leitern der Betriebe/ 
Betriebsteile, Institutionen und anderen Einrichtungen sowie den Vor­
sitzenden der Genossenschaften für ihre Beschäftigten bei dem für den 
Sitz der Einrichtung zuständigen VPK A bzw. der VP M zu stellen, f 
Die Beantragung der Verlängerung erfolgt mit neu einzureichenden An ­
trägen PM 6 oder unter Bezugnahme auf die für die ausgegebenen P S 
bereits vorliegenden Anträge PM 6 mit formlosen Listen. Es sind nur 
vollständig ausgefüllte Anträge entgegenzunehmen. Der Grund der Ein  ­
reise ist detailliert anzugeben..... , . . . . > 

3.4.2.2.1. Bei der Beantragung der P S sind die Antragsteller darauf 
hinzuweisen, daß im Falle der Genehmigung der Anträge die einreisenden 
Personen entsprechend den Bestimmungen der Grenzordnung melde­
pflichtig und die Antragsteller verpflichtet sind, 
—	 die Belehrung gemäß § 8 der Grenzverordnung vorzunehmen/ 
—	 für eine ordnungsgemäße Aufbewahrung der P S zu sorgen, 
—	 die P S nur für die Zeit der Durchführung der Aufgaben im Grenzge­

biet auszuhändigen und 
—	 die PS der ausstellenden Dienststelle der DV P zurückzugeben bzw. 

auf postalischem Wege zurückzusenden, wenn die Gründe, die zu 
ihrer Ausstellung führten, nicht mehr bestehen. 

Das PM hat das jährlich zu kontrollieren. Im 'Rahmen der operativ-vor­
beugenden Tätigkeit haben die AB V auf die Durchsetzung dieser Festle­
gungen Einfluß zu nehmen. 
Der Leiter P M hat über die Ergebnisse der Kontrolle den Leiter des 
VPK A zu informieren. : : 

3.4.2.2.2. j Die Beantragung der P S im Zusammenhang mit Rekon­
struktionsmaßnahmen i m Bereich von Güst der Hauptstadt der DDR, 
Berlin, zu Westberlin erfolgt nur im PdVP Berlin durch den Generalauf­
tragnehmer 12 Wochen vor dem Einsatztermin mittels Listen. Der General­
auftragnehmer stimmt diesen Personenkreis vor der Beantragung mit dem 
jeweiligen Kommandanten der Güst ab. Die Prüfung hat auf der Grund­
lage der mit dem Abstimmungsvermerk eingereichten Listen entsprechend 
Ziffer 3.4.2.5. zu erfolgen. Generell sind zu diesen Personen Stellungnah­
men entsprechend Ziffer 3.3.2.5.9. einzuholen. 
Auch diese P S haben keine Gültigkeit zum Betreten.des Kontrollterrito­
riums der Güst. t .•• .:. . .'. . . ; 
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3.4.3.2. Für Handwerker, Monteure u. a. in Dienstleistungseinrich­
tungen beschäftigte Personen die in den Grenzkreisen bzw. Grenzbezirken 
wohnhaft sind und in dieser Eigenschaft im Grenzgebiet tätig werden 
müssen, kann die Beantragung und Ausstellung der PS in den für die HW 
oder NW der betreffenden Personen zuständigen VPKÄ erfolgen. 
3.4.2.3.1. Für ausländische Diplomaten erfolgt die Ausstellung von P S 
auf Antrag des MfAA beim BPAA . 
3.4.2.4. Anträge auf P S bzw. Anträge zur Verlängerung von P S zur 
Durchführung von Feld-, Wald- und anderen volkswirtschaftlichen Ar  ­
beiten im Schutzstreifen, für die gemäß § 1 der Grenzordnung eine E r  ­
laubnis des zuständigen Kommandeurs der Grenztruppen der DDR er­
forderlich ist, sind durch die Vorsitzenden der'; Genosse|isc&ftęn, Leiter 
der Betriebe, Einrichtungen usw. für die bei ihnen Beschäftigten bei dem 
für den Sitz der Einrichtung zuständigen V P K  A bzw. der VP M unter 
Verwendung von namentlichen Aufstellungen zu stellen. Im Rahmen der 
Zusammenarbeit ist von den Antragstellern zu fordern, daß i n den Auf­
stellungen die Personen, die auf dem den Grenzsicherungsanlagen vorge­
lagerten Hoheitsgebiet der DDR zum Einsatz kommen bzw. die bei Arbei­
ten schwere Räder- und Kettenfahrzeuge führen, besonders zu vermerken 
sind. 
Nach Eingang der namentlichen Aufstellungen sind dem für den Arbeits­
ort zuständigen Grenz-VPK A entsprechende Informationen über die zum 
Einsatz kommenden Beschäftigten zuzusenden. 
Durch das Grenz-VPK A hat auf der Grundlage der Information eine Ab ­
stimmung mit dem zuständigen Kommandeur der Grenztruppen zu er­
folgen. Nach erfolgter Abstimmung sind die Informationen mit einem 
Abstimmungsvermerk dem für den Sitz der Einrichtung zuständigen 
VPK A zurückzusenden. 
3.4.2.4.1. Die Überprüfung der Personen hat nach Eingang der In­
formation mit dem Abstimmungsvermerk durch das für den Sitz der 
Einrichtung zuständige V P K  A nach den Festlegungen in Ziffer 3.4.2.5. zu 
erfolgen. 
Zur Prüfung der Anträge für Personen, die auf dem den Grenzsicherungs­
anlagen vorgelagerten Hoheitsgebiet der DDR zum Einsatz kommen bzw. 
die bei Arbeiten schwere Räder- und Kettenfahrzeuge führen, sind zu 
den Einreisenden gezielte Ermittlungen entsprechend den Kriterien ge­
mäß Ziffer 3.3.2.5.9. durchzuführen. 
Das antragsbearbeitende V P K  A hat dem VPK A der HW des Einreisenden 
dazu einen entsprechenden Auftrag zu erteilen. 
3.4.2.4.2. j Ergibt die festgelegte Überprüfung, daß zur Einreise in das 
Grenzgebiet keine Bedenken bestehen, sind anhand der namentlichen 
Aufstellungen PS (Vordr. PM 107) auszustellen. Die P S sind zeitlich 
höchstens bis zur Dauer von 6 Monaten zu befristen. 
Die PS sind mit dem kleinen DS zu siegeln und zu unterschreiben, örtlic h 
sind die PS auf die Gemeinden zu beschränken, in denen die Arbeiten 
durchzuführen sind. Sie sind mit dem Zusatz zu versehen „Gültig nur für 
Feld-, Wald- und andere volkswirtschaftliche Arbeiten". ; . . 
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Die P S für Personen, die auf der i den Grenzsicherur gsanlagen vorgela­
gerten Hoheitsgebiet der DDR eingesetzt werden bzw. die bei Arbeiten 
schwere Räder- und Kettenfahrzeuge führen, sind mit einem roten 
Diagonalstrich (von links unten nach rechts oben) sowie in der linken 
unteren Ecke zusätzlich mit dem Abdruck des kleinen Dienstsiegels und 
der Unterschrift zu versehen. 

Auf den P S für Personen irr Zusammenhang mit Rekonstruktionsmaß­
nahmen im Bereich von Güst der Hauptstadt der DDR, Berlin, zu West­
berlin ist als Einsatzort die Bezeichnung des konkreten Arbeitsplatzes 
einzutragen. Die P S sind nur dem Generalauftragnehmer auszuhändigen, f 

3.4.2.4.3. Nach Ausstellung der P S sind dem für den Arbeitsort zu­
ständigen Grenz-VPK A unterschriebene und mit dem kleinen Dienst­
siegel gesiegelte namentliche Aufstellungen zur Ubergabe an den Kom ­
mandeur der Grenztruppen zuzusenden. Die P S können maximal 3mal 
bis zu jeweils 6 Monaten verlängert werden, wenn die Ubersicht der Ein­
tragungen gewahrt bleibt und der Zustand der P S dies zuläßt. Die Ver­
längerung ist mit dem kleinen DS zu siegeln und zu unterschreiben. 

Der zuständige Kommandeur der Grenztruppen hat jeweils erneut seine 
Zustimmung für die Verlängerung der P S zu erteilen. Diese Zustimmung 
ist entsprechend den Festlegungen in Ziffer 3.4.2.4. einzuholen. Bei An ­
trägen auf Verlängerung von P S für Personen, die auf dem den Grenz­
sicherungsanlagen vorgelagerten Hoheitsgebiet der DDR eingesetzt werden 
bzw. die bei Arbeiten schwere Räder- und Kettenfahrzeuge führen, sind 
die Überprüfungen und gezielten Ermittlungen wie bei der Neubeantra­
gung durchzuführen. Ihr Ergebnis ist der Entscheidung über die Verlänge ­
rung zugrunde zu legen. Bei der Verlängerung sind in diesen Fällen neue 
PS auszustellen. 
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3.4.2.5. Vor Ausstellung der P S sijid Aktualisierungsdaten für die 
PDB aufzuzeichnen. Notwendige Aufträge für gezielte Ermittlungen und 
Einschätzungen sind, sofern die Personen im Bereich eines anderen 
VPK A mit HW gemeldet sind, dabei mitzuteilen. 
Termine sind so zu stellen, daß die 'Entscheidung über den Antrag inner­
halb von 20 Arbeitstagen erfolgen kann. 

Von der Antragstellung werden das V P K  A der HW des Einreisenden und 

das Grenz-VPK A über die PD B informiert. Bei verheirateten Personen, wo 

der Ehepartner des Einreisenden im Bereich eines anderen V P K  A mit HW 

gemeldet ist, wird auch dieses V P K  A informiert. 

Das für die HW des Einreisenden zuständige VPK A und das für den Ein ­
reiseort im Grenzgebiet zuständige Grenz-VPK A haben festzustellen, ob 
Einwände gegen den Einreisenden oder die Einreise bestehen. Erforder­
lichenfalls sind Anfragen an das für die NW zuständige VPK A zu richten. 
3.4.2.5.1. Sind zur Einschätzung der Persönlichkeit des Einreisenden 
und zur Entscheidung des Antrages die im VPK A vorliegenden Unterla­
gen nicht ausreichend oder besteht Zweifel an den angegebenen Gründen 
der Einreise, ist vom VPKA , das für den Wohnsitz des Einreisenden zu ­
ständig ist, eine schriftliche Einschätzung über die Person im Wohn- und 
Freizeitbereich vom AB V einzuholen. 
Bei Anfragen a n die Grenz-VPKÄ hat der AB V die mündliche Zustim­
mung des zuständigen Kommandeurs der Grenztruppen einzuholen. 
3.4.2.5.2. Die Anträge bzw. eingehenden Entscheidungshilfen aus der 
PD B sind unverzüglich in Verbindung mit den Karteien und Registrier­
unterlagen zu überprüfen. Bei verheirateten Personen sind in die Uberprü ­
fung auch die Karteien und Registrierunterlagen des Ehepartners, sofern 
sie im VPK A vorliegen, mit einzubeziehen. Feststellungen, die für die 
Einschätzung der Person von Bedeutung sein können, sind dem Entschei­
dungsbefugten bzw. der anfragenden Dienststelle mitzuteilen. 
3.4.2.5.3. Zur Antragstellung (Anträge bzw. Entscheidungshilfen aus der 
PDB) hat eine Abstimmung mit dem Grenzoffizier der K zu erfolgen. Auf 
dem Antrag bzw. den Entscheidungshilfen sind das Ergebnis der Prüfung 
und zu Personen, bei denen durch die K Registriervermerke (z. B. K- , F - , 
V - oder E-Vermerk) veranlaßt wurden, die Meinung der K zu vermerken. 
3.4.2.5.4. Die Ausstellung von P S ist zu versagen, wenn begründet zu 
vermuten ist, da ß die betreffende Person die Ordnung und Sicherheit in 
den Grenzgebieten gefährdet. Das trifft besonders auf den i n Ziffer 
3.3.1.4.2. Buchstaben-a) bis j ) genannten Personenkreis zu. 
3.4.2.5.4.1. P S zur Durchführung von Feld-, Wald- und anderen volks­
wirtschaftlichen Arbeiten im Schutzstreifen für Personen, die 
—	 auf dem den Grenzsicherungsanlagen vorgelagerten Hoheitsgebiet der 

DDR eingesetzt werden bzw. 
— bei Arbeiten schwere Räder- und Kettenfahrzeuge führen, 
sind zu versagen, wenn im Ergebnis der gezielten Ermittlungen festgestellt 
wird, daß die Person, für die der P S beantragt wurde, unter den Per­
sonenkreis nach Ziffer 3.3.1.4.2. fällt. . 
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3.4.2.5.5. Alle an der Prüfung der Anträge beteiligten VPKÄ erhalten 
über die PD B Informationen zur Weitergabe an die K D mit folgenden 
Angaben: 
— Personalien, PA-Nummer und PKZ , 
— Einreiseort, * V./.y>*•'*• 
— beantragte Gültigkeitsdauer des PS, ">"' 
— Grund der Einreise, • '-• . . 
— bei Erstreisen den Vermerk „Erstreise". 
Werden durch die K D binnen 5 Arbeitstagen (bei Erstreisen 10 Arbeits­
tage), gerechnet vom Tag der Übergabe der Informationen, keine Einwände 
erhoben, erfolgt die Entscheidung durch die VPKÄ. Ist i m Einzelfall die 
Einhaltung dieser Frist nicht möglich, ist dies zwischen dem VPK A und 
der K D abzusprechen. Dabei ist jedoch zu sichern, daß die beantragten 
Reisetermine eingehalten werden. 
Die Rückgabe übergebener Informationen' erfolgt nur dann, wenn durch 
die K D Einwände geltend gemacht werden. Für dringende Einreisen sind 
mit den K D örtliche Vereinbarungen zu treffen, die eine unverzügliche 
Bearbeitung sicherstellen. 
3.4.2.5.6. I Ergeben sich auf Grund der Überprüfung Einwände gegen 
den Einreisenden oder wurde eine falsche oder keine PA-Nummer ange­
geben, sind die Einwänd e sowie richtige PA-Nummer dem anfragenden 
VPK A bis zu dem i n der Entscheidungshilfe aus der PD B enthaltenen 
Termin mitzuteilen. Einwänd e sind zu begründen. Erteilte Aufträge sind 
entsprechend den Terminstellungen zu erfüllen. Wurden keine Aufträge 
erteilt und gehen bis zum bestimmten Termin keine Einwände zum Ein  ­
reisenden ein, gilt das als Zustimmung. Können Termine nicht eingehalten 
werden, ist dem antragsbearbeitenden V P K  A darüber sowie über das 
Prüfungsergebnis i n jedem Fall fernschriftlich Mitteilung zu geben. 
Sind von dem für die HW zuständigen VPKA , PM, F S an das PM erfor­
derlich, welches den Antrag zu entscheiden hat, mu ß das F S folgendes 
beinhalten: 
— Art des Antrages, • •. ­
— Name, Rufname, Geburtsdatum der Bezugsperson, 
— Terminstellung aus E-Hilfe für Einwände oder Meinungsäußerung, 
— Einwände bzw. geforderte Meinungsäußerung. \ 
3.4.2.5.7. Soll die Einreise in Räum e des Schutzstreifens erfolgen, die 
entsprechend ihrer territorialen Lage oder aus anderen Gründen erhöhte 
Sicherheitsanforderungen stellen, hat das Grenz-VPK A bei Zustimmung 
zur Einreise dem anfragenden VPK A mitzuteilen, daß über den Einreisen­
den gezielte Ermittlungen entsprechend den Kriterien gemäß Ziffer 
3.3.2.5.9. zu führen sind. 
3.4.2.5.8. Bei Entgegennahme der Anträge ist anhand der Antragsab­
lage zu prüfen, ob vom Antragsteller für diese Person bereits eine Einreise 
i n das Grenzgebiet beantragt wurde. Wird festgestellt, daß noch kein 
Antrag durch diesen Betrieb für diese Person vorliegt, ist auf der P M 6 
der Vermerk „Erstreise" anzubringen. Im weiteren ist nach den Fest­
legungen dieser DV zu verfahren. . . . 
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3.4.2.6. Die Entscheidung über Anträge zur Erteilung von PS erfordert 

eine hohe Wachsamkeit und hat entsprechend den festgelegten Kriterien zu 

erfolgen. 


3.4.2.6.1. Anträge zur Erteilung von PS für Einreisen in einen sowie 

mehrere Kreise eines Bezirkes sind vom Ltr. des VPKA zu entscheiden. Der 

Ltr. des VPKA kann diese Entscheidungsbefugnis einem anderen verant­

wortlichen Offizier übertragen. . 

Anträge zur Einreise in die Grenzgebiete mehrerer Bezirke entscheidet der 

Ltr. der Abt. PM der BDVP. 


3.4.2.6.2. Bürger n der Staaten, mit denen Befreiung von der Ein­
reisevisapflicht i  m privaten Reiseverkehr vereinbart wurde, kann zur 
Erfüllung politischer, wirtschaftlicher und kultureller Aufgaben im Grenz­
gebiet die Genehmigung zur Einreise in das Grenzgebiet erteilt werden. 

3.4.2.6.3. Bürger  n aus Staaten, die nicht in Ziffer 3.4.2.6.2. genannt sind, 
Westberlinern und Bürgern der DD R mit Wohnsitz in nichtspzialistischen 
Staaten oder Westberlin, kann bei Vorliegen staatlicher Interessen die Ein­
reise für einen kurzbefristeten Aufenthalt im Grenzgebiet bach sorgfältiger 
Prüfung im Ausnahmefall gestattet werden. Diese Genehmigung bedarf der 
Zustimmung durch den Ltr. der Abt. PM der BDVP. In besonderen Fällen 
kann die Genehmigung durch den Ltr. des BPAA im Mdl erteilt werden. 
Über erteilte Genehmigungen hat das BPAA das zuständige Grenz-VPKA 
zu informieren. 

BStU 

3.4.2.7. Bei Genehmigung des Antrages ist für 


000051 —	 Bürger der DDR, 

—	 Ausländer, die ihre HW in der DDR haben und p;'; 
—	 Bürger der Staaten, mit denen Befreiung von der Einreisevisapflicht im 


privaten Reiseverkehr vereinbart wurde, 

ein Passierschein mit konkreter Angabe des Geltungsbereiches auszustel­
len und für 
— Bürger sozialistischer Staaten, mit denen keine Befreiung von der Ein­


reisevisapflicht im privaten Reiseverkehr vereinbart wurde, 

—	 Bürger nichtsozialistischer Staaten, 

—	 Westberliner 

der Ort, der im Grenzgebiet aufgesucht werden darf, in den Berechtigungs­

schein zum Empfang eines Visums und bei der polizeilichen Anmeldung in 

die Aufenthaltsberechtigung einzutragen. 

PS sind mit kleinem DS zu siegeln und zu unterschreiben. 


3.4.2.7.1. PS können bei Vorliegen der entsprechenden Notwendigkeit 

mit einer Gültigkeitsdauer bis zu 6 Monaten ausgestellt und maximal drei­
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mal bis zu jeweils 6 Monaten verlängert werden, wenn die Übersicht der 
Eintragungen gewahrt bleibt und der Zustand des PS dies zuläßt. Die Ver­
längerung ist mit kleinem DS zu siegeln und zu unterschreiben. 

Bei Verlängerungen sind keine Rückfragen erforderlich, und es hat keine 
Datenaufzeichnung zu erfolgen. 

3.4.2.7.2. Entsprechend der konkreten Einreise sind zusätzlich zur Gül­
tigkeit des P S Vermerke — z. B. nur gültig von Montag bis Freitag oder nur 
gültig jeweils mittwochs— einzutragen. 

3.4.2.7.3. Bei Einreise mit Kfz ist das polizeüiche Kennzeichen auf dem 
PS zu vermerken. 

3.4.2.7.4. Bei Mitarbeitern der Verkehrs- und Versorgungsbetriebe sowie 
anderer Einrichtungen, die ständig in das Grenzgebiet einfahren müssen, ist 
es statthaft, daß nur die Art und der Eigentümer des Kfz auf dem PS ver­
merkt werden (zum Beispiel „KOM des VE B Kraftverkehr Potsdam", 
„LKW der Konsumgenossenschaft Nauen"). -: 

3.4.2.7.5. Für das Einfahren von Fahrzeugen des DR K der DDR, der 
örtlichen freiwilligen und betrieblichen Feuerwehren, des Straßenwinter­
dienstes und der Hilfszüge der DR in das Grenzgebiet im Einsatzfall sind P S 
mit einer Gültigkeit bis zu 6 Monaten auszustellen. 

Auf dem P S ist folgender Vermerk anzubringen: 
„Der Inhaber des Passierscheines ist berechtigt, im Einsatzfalle mit (z. B. 
dem Einsatzfahrzeug des DR K der DDR, der Feuerwehr, des Straßen­
winterdienstes, den Hilfszügen der DR) und mit.. . weiteren Personen das 
Grenzgebiet des Bezirkes/Kreises .. . zu betreten und zu befahren." 

3.4.2.7.6. Für Delegationen, Sportgemeinschaften usw. ist nur für den 

Ltr. ein P S auszustellen und eine mit kleinem DS und der Unterschrift 

abgeschlossene Liste aller Delegationsteilnehmer beizufügen. 

Auf dem P S ist ein Vermerk anzubringen: 

„Nur gültig in Verbindung mit der Liste aller Delegationsmitglieder." 
Auf der Liste ist ein Vermerk anzubringen, daß diese nur in Verbindung mit 
dem PS des Delegationsleiters gültig ist. 

Die Einreise ist vorher mit den zuständigen Grenz-VPKÄ abzustimmen. Die 
Delegationsmitglieder der Sportgemeinschaften, der Kulturgruppen usw. 
sind gemäß den Festlegungen in Ziffer 3.4.2.5. zu überprüfen. 

3.4.2.7.7. Kraftfahrern der Kraftverkehrsbetriebe der DDR, die im 
Auftrag des VE B Deutrans Transporte nach und von der BRD bzw. West­
berlin durchführen, sind bei Beförderung von Rückladungen aus der BR D 
bzw. Westberlin für Orte der Grenzgebiete von den für den Bestimmungsort 
der Güter zuständigen Grenz-VPKÄ P S für die Einreise in das Grenzgebiet 
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auszustellen. Die Genehmigung ist nach Prüfung der vorgelegten Träns­
portpapiere und evtl. erforderlicher Rücksprache mit den empfangenden 
Betrieben zu erteilen. 

3.4.2.7.8. Die Erteilung von P S zur Durchführun g von Film-, Foto- und 
Fernsehaufnahmen ist von der Vorlage der Genehmigung der Pressestelle 
des MfNV abhängig. 
Auf dem PS ist zu vermerken: 
„Gilt nur in Verbindung mit dem Berechtigungsschein der Pressestelle des 
Ministeriums für Nationale Verteidigung." 

3.4.2.7.9. PS, die für Einreisen in das Grenzgebiet zur Lösung von Auf­
gaben, die sich aus der Sicherstellung von aufgefundenen Tieren im Bereich 
der Staatsgrenze ergeben, sind mit dem Vermerk „Nur zur Übernahme und 
Bergung von sichergestellten Tieren" zu versehen. 

3.4.2.8. Die Entscheidung über den Antrag auf Ausstellung eines PS ist 
dem Antragsteller durch die Abt. PM des VPK A mitzuteilen, in dessen 
Bereich die Antragstellung erfolgte. Im Genehmigungsfall ist der PS dem 
Antragsteller auszuhändigen bzw. auf dem Postwege zu übersenden. Des­
halb ist anzustreben, daß bei der Antragstellung ein mit der Adresse des 
Antragstellers versehener Briefumschlag mit abgegeben wird. Die postali­
sche Versendung des PS ist auf dem Antrag durch Anbringen des Da­
tumstempels sichtbar zu machen. Wird der PS dem Antragsteller aus­
gehändigt, ist der Empfang auf dem Antrag (Vordr. PM 6) durch den An­
tragsteller mit Unterschrift zu bestätigen. 

3.4.2.9. Die Erfüllung der Meldepflicht hat bei den VPM, wenn sich am 
Aufenthaltsort keine VPM befindet beim ABV, zu erfolgen. 

3.4.2.9.1. Die An- und Abmeldung ist auf dem PS mit kleinem DS und 
Signum zu bestätigen. Personen, die innerhalb der Gültigkeitsfrist des PS 
mehrmals in das Grenzgebiet einreisen, ist nur bei der ersten Einreise die 
Anmeldung auf dem P S zu vermerken, bei der letzten Ausreise ist die Ab­
meldung vorzunehmen. 

Erfolgt die An- und Abmeldung bei der VPM, hat diese den zuständigen 
AB V zu verständigen. 

Erfolgt die An- und Abmeldung beim ABV, ist von ihm die polizeiliche 
Meldung auf dem P S mit Name, Dienstgrad und Dienststempel (Muster 9, 
Anlage 13) zu bestätigen und die VPM zu verständigen. 

3.4.2.9.2. Der Ltr. des VPK A kann festlegen, daß die Führung der stän­
digen Übersicht über An- und Abmeldungen im Grenzgebiet zentral erfolgt. 
Das Informationssystem ist entsprechend zu präzisieren. 

3.4.2.9.3. Durch eine den örtlichen Bedingungen entsprechende Stand­
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ortverteüung und Öffnungszeit .der VPM sowie eine darauf abgestimmte 
Durchführung der Sprechstunden der AB V und deren Vertretung durch 
geeignete F  H der DV P ist zu sichern, daß die meldepflichtigen Personen 
ihrer Meldepflicht nachkommen können. 

3.4.2.9.4. Für das Grenzgebiet im Bereich des PdVP Berlin besteht für 
die Einreise mit PS keine besondere Meldepflicht. Hier gelten die allgemei­
nen Bestimmungen der Meldepflicht nach der Meldeordnung­

3.4.2.10. Durch ein lückenloses Informationssystem zwischen dem VPM 
und den AB V ist eine ständige Auskunftsbereitschaft des PM über im 
Grenzgebiet gemeldete Personen zu sichern. 

Über die erfolgte polizeiliche Meldung ist in geeigneter Form ein Nachweis 
(Buch- oder Karteiform) zu führen. 

Mit dem zuständigen Kommandeur der Grenztruppen ist der Informations­
austausch über die erfolgten An- und Abmeldungen der eingereisten Per­
sonen zu organisieren. 

Von den VPM und AB V ist die Einhaltung der genehmigten Aufenthaltsfrist 
zu überwachen. Wird die Aufenthaltsfrist überschritten, so sind die Um­
stände, die dazu führten, zu prüfen und erforderlichenfalls Maßnahmen 
gem. § 45 der Grenzordnung (siehe Anhang 1) zu treffen. 

3.4.2.10.1. Über die ausgestellten P S ist anhand des Teiles I I des P S ein 
genauer Nachweis zu führen. 

3.4.2.10.2. Genehmigte Anträge auf Ausstellung von PS mit einer länger 
befristeten Gültigkeitsdauer (bis zu 6 Monaten) zur Einreise in das Grenz­
gebiet sind in den VPKÄ nach Betrieben abzulegen. 

3.4.2.10.3. Bei Verlusten von PS sind das VPKA , welches den P S aus­
gestellt hat und das für den Geltungsbereich des P S zuständige VPK A zu 
Verständigen. Durch den für den Geltungsbereich des PS zuständigen AB V 
ist zu prüfen, ob durch den Verlust der Verdacht einer Rechtsverletzung 
besteht. Werden durch den AB V Verdachtsmomente einer Straftat fest­
gestellte hat die K die erforderlichen Untersuchungen zu führen. 

Über Verluste von P S ist mit dem für den Geltungsbereich zuständigen 
Kommandeur der Grenztruppen der Informationsaustausch zu organisie­
ren. : 

3.4.2.10.4. Werden über Personen, deren PS in der Gültigkeit verlängert 
werden kann, innerhalb von 2 Jahren ab Beginn der Gültigkeitsfrist 
nachträglich Tatsachen bekannt, die zu einer Ablehnung des Antrages auf 
Erteilung der Erlaubnis geführt hätten bzw. zum Entzug der erteilten Er­
laubnis führen können, wird die Abteilung PM des VPKA , von dem der 
Antrag bearbeitet wurde, über die PDB informiert. 
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3.4.2.10.4.1. Ausgestellte PS sind zurückzunehmen oder zu entziehen, wenn 

'•> ' ­

—	 nachträglieh Tatsachen bekannt werden, die zu einer Ablehnung des 

Antrages geführt hätten, 


—	 unrichtige Angaben zur Erlangung der Genehmigung gemacht wurden, 

—	 im Zusammenhang mit der Einreise in die Grenzgebiete gesetzlich zu 


erfüllende Pflichten nicht eingehalten bzw. nicht erfüllt wurden oder 

—	 die Gründe, die zu ihrer Ausstellui.^ führten, Weggefallen sind. 


3.4.2.10.4.2. Übe r Ablehnungen, Entzüge und Rückgaben sowie Nichtver­
längerungen von PS sind Aktualisierungsdaten für die PDB aufzuzeichnen. 
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3.4.3. Vorübergehende E nreise aus persönlichen Gründen 
3.4.3.1. Die Erteilung einer Erlaubnis zur Einreise in das Grenzgebiet 
aus persönlichen Gründen erfolgt durch die Ausstellung eines PS (Vor­
druck P M 107). Die P S haben keine Gültigkeit zur Betreten der Grenz­
übergangsstellen. 
Die PS berechtigen während der Gültigkeitsdauer zu mehrmaligen Ein ­
und Ausreisen. 
3.4.3.1.1. Die Benutzung von Kfz zur Einreise in das Grenzgebiet ist 
den Haltern von Kfz bzw. deren im Haushalt lebenden Familienangehöri­
gen zu gestatten. Die Genehmigung berechtigt zur Benutzung des Kfz zur 
An - und Abreise auf dem kürzesten Weg auf den für den Verkehr freige­
gebenen Zu - und Durchfahrtsstraßen oder -wegen. 
3.4.3.2. i P S können unter Anlegung eines strengen Maßstabes aus­
gestellt werden, wenn folgende Gründe vorliegen: 
—	 Zum Besuch der Ehegatten, Eltern, Schwiegereltern, Kinder und deren 

Ehegatten. 
Zum Besuch der Ehegatten, Eltern und Schwiegereltern können die im 
gleichen Haushalt lebenden unverheirateten Familienangehörigen mit 
einreisen,  t ' 

—	 Zum Besuch der Großeltern, Enkel und Geschwister bei Vorliegen be­
sonderer familiärer Gründe, wie Todesfall, lebensgefährliche Erkran ­
kungen und Familienfestlichkeiten (Familienfestlichkeiten können sein: 
Sozialistische Namensgebung, Kindtaufe, Einschulungsfeier, Jugend­
weihe oder Konfirmation, Eheschließung, Ehejubiläum, Geburtstags­
feier, Verleihung staatlicher Auszeichnungen, Staatsfeiertage, sowie 
Oster-, Pfingst- und Weihnachtsfeiertage, Verlobungsfeier- u. ä. Fest­
lichkeiten). 

—	 Zum Zwecke der Nutzung eigener oder gepachteter Grundstücke und 
Räumlichkeiten, einschließlich für die zum Haushalt der Nutzer bzw. 
Pächter gehörenden Personen. 

3.4.3.2.1. I Die Leiter der Grenz-VPKÄ können über den in Ziffer 
3.4.3.2. genannten Personenkreis und die angeführten Gründe hinaus Aus­
nahmegenehmigungen erteilen. Solche Genehmigungen sind insbesondere 
für Personen zu erteilen, die enge freundschaftliche oder langjährige Be­
ziehungen zu Personen im Grenzgebiet unterhalten oder wenn Gründe 
oder Anläss e vorliegen, die von gesellschaftlicher (z. B. Partei- oder 
Dienst Jubiläen) oder persönlicher (z. B. 50., 60. usw. Geburtstag, Eigen­
heimbau bzw. Einzug in ein solches) Bedeutung sind sowie zur Vermei­
dung von Härtefällen. In begründeten Fällen können für Personen die im 
Bereich des Grenz-VPKA , in welchem die Antragstellung erfolgte, auch 
ihre HW haben, solche P S mit einer Gültigkeit bis zu 6 Monaten erteilt 
werden. 
Das trifft auch für Personen zu, die i n Berlin, Hauptstadt der DDR, mit 
HW gemeldet sind und in das Grenzgebiet von Berlin, Hauptstadt der 
DDR, einreisen wollen. Die Gültigkeit solcher P S ist nicht zu verlängern. 
Erforderlichenfalls hat eine Neubeantragung und Neuausstellung des P S 
zu erfolgen, t 
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3.4.3.3. Abzulehnen sind Anträge für 
—	 Einreisen zum Urlaubsaufenthalt, der durch private Einrichtungen, ört­

liche Kurverwaltungen u. ä. vermittelt wurde; 
—	 Wochenendfahrten, Wanderungen usw. in das Grenzgebiet. 
3.4.3.4. Anträge für P S für Einreisen bzw. Anträge zur Verlängerung 
von P S gem. Ziffer 3.4.3.8. zum Besuch der Verwandten sind durch die im 
Grenzgebiet wohnhaften Bürger für die z u ihnen einreisenden Personen 
zu stellen. Die Antragstellung kann bei dem für den Aufenthaltsort im 
Grenzgebiet zuständigen Grenz-VPKA , den VP M oder bei den AB V er­
folgen. 

3.4.3.4.1. Bei der Entgegennahme der Anträge ist mit den Bürgern ein 
individuelles Gespräch zu führen, bei dem der Zweck sowie die Notwen­
digkeit der Einreise und die beabsichtigte Aufenthaltsdauer zu erfragen ist. 
Das Ergebnis der Aussprache, insbesondere auch ändere. Informationen 
über den Einreisenden, die für die Entscheidung des Antrages bedeutsam 
sind, sind in einem Vermerk den Anträgen beizufügen. 
Gleichzeitig sind die Antragsteller aufzufordern, im Falle der Genehmi­
gung der Anträge 
—	 die PS ihren Besuchern rechtzeitig zu übergeben, damit sie vor der Ein ­

reise in das Grenzgebiet im Besitz der P S sind; 
—	 ihre Besucher über die Grenzordnung und die örtlichen Besonderheiten 

im Grenzgebiet zu informieren und im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
beizutragen, daß die Bestimmungen der Grenzordnung sowie die den 
örtlichen Besonderheiten entsprechender! Bestimmungen von ihren Be­
suchern eingehalten werden. 

Diese Aufforderung ist dem Antragsteller schriftlich vorzulegen und unter­
schreiben zu lassen. 
3.4.3.4.2. Angehörige der Grehztruppen, die nicht mit HW oder NW im 
Grenzgebiet gemeldet sind, beantragen die P S für die zu ihnen zu Besuch 
einreisenden Bürger bei der für den Standort ihrer Einheit zuständigen 
VPM . Bei Beantragung ist eine Bescheinigung des Kommandeurs des zu­
ständigen Grenzregiments vorzulegen. 
3.4.3.4.3. In Ausnahmefällen (Sterbefall, lebensgefährliche Erkrankun­
gen u. a.) kann, wenn hierfür eine Notwendigkeit vorliegt, die Beantra­
gung, Ausstellung und Ausgabe des PS auch bei der für die HW oder NW 
des Einreisenden zuständigen VP-Dienststelle erfolgen. Vor Ausstellung 
der PS sind Aktualisierungsdaten für die PD B aufzuzeichnen. Die Infor­
mation des Grenz-VPK A ist dabei mit zu veranlassen. 

3.4.3.4.4. Antrage auf P S für persönliche Einreisen in das Grenzgebiet 
zum Zwecke der Nutzung eigener oder gepachteter Grundstücke und 
Räumlichkeiten sind bei der VP M bzw. dem VPKA , in dessen Bereich das 
Grundstück oder die Räumlichkeit liegt bzw. das für die HW oder NW des 
Antragstellers zuständig ist, zu stellen. Diese PS können mit einer Gültig­
keit bis zu 6 Monaten ausgestellt und maximal dreimal bis zu jeweils 6 Mo­
naten verlängert werden, wenn die Übersicht der Eintragungen gewahrt 
bleibt und der Zustand des PS dies zuläßt. 
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4 . Bestimmungen über die Ordnung in der Grenzzone entlang 
der Küste und zum Befahren der Seegewässer der DDR außerhalb des 
Bereiches der Grenzzone 

4.1. Bestimmungen über die Ordnung in der Grenzzone 

4.1.1. Für den Aufenthalt in der bzw. für die Einreise in die Grenz­
zone wird keine Erlaubnis benötigt. 

4.1.2. t. Die Kontrolle über die Einhaltung der Meldepflicht gemäß § 24 
der Grenzordnung ist in Zusammenarbeit mit den Bürgermeistern zu ge­
währleisten. Über die An- und Abmeldung von Eigentümern und Benutzern 
bebauter und unbebauter Wochenendgrundstücke ist in den VPM ein Nach­
weis zu führen. 

4.1.3. Für Angehörige der Organe des Mdl, des MfS und der Zoll­
verwaltung der DDR an Bord von Dienstfahrzeugen berechtigt zum Be­
fahren der Seegewässer der DDR, die außerhalb des Bereiches der Grenz­
zone liegen, der Dienst-/Fahrauf trag. 

4.2. Befahren der inneren Seegewässer im Bereich der Grenzzone 

4.2.1. Fahrzeuge, die nur auf den inneren Seegewässern im Bereich 
der Grenzzone eingesetzt werden, sind von der Registrierpflicht befreit. Für 
die an Bord der Fahrzeuge befindlichen Personen besteht keine Genehmi­
gungspflicht. 

4.2.2. Der Aufenthalt mit Sportbooten auf den inneren Seegewässern 
im Bereich der Grenzzone ist grundsätzlich in der Zeit von Sonnenaufgang 
bis Sonnenuntergang gestattet. 

4.2.2.1. Für bestimmte innere Seegewässer im Bereich der Grenzzone 
ist der Chef der BDVP Rostock berechtigt, Ausnahmegenehmigungen für 
den Aufenthalt mit Sportbooten auch während der Nachtzeit zu gestatten, 
wenn hierdurch die öffentliche Ordnung und Sicherheit nicht gefährdet 
wird. . . .  . 

4.2.2.2. Die Freigabe von inneren Seegewässern im Bereich der Grenz­
zone für die Nachtfahrt ist mit dem Chef der Grenzbrigade Küste abzustim­
men und der Bevölkerung unter Einschaltung der gesellschaftlichen Orga­
nisationen entsprechend bekanntzugeben. 

4.2.3. . Die Erteilung von Erlaubnissen durch die Ltr. der VPKÄ zur 
Durchführung von Veranstaltungen entsprechend § 7 der Grenzordnung, 
§ 16 der Sportbootanordnung und § 15 der Seeverkehrsordnung auf den 
inneren Seegewässern im Bereich der Grenzzone ist mit den zuständigen 
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Kommandeuren1 der Grenzbrigade Küste und den Leitern der Aufsichts­
bereiche des Seefahrtsamtes der DDR abzustimmen. 

4.2.3.1. Erstrecken sich Veranstaltungen gemäß Ziffer 4.2.3. über einen 
Kreis hinaus, ist die Erlaubnis des Chefs der BDVP Rostock sowie die 
Zustimmung des Chefs der Grenzbrigade Küste und des Direktors des 
Seefahrtsamtes der DDR erforderlich. 
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3.4.3.4.5. Die Antragstellung Verwendung des Vor­hat schriftlich unter 
druckes PM 6 zu erfolgen. Die Notwendigkeit der Einreise ist zu begrün­
den. I n Zweifelsfällen kann die Vorlage von Unterlagen, die den Antrag 
begründen, gefordert werden. 
3.4.3.4.6. Bei der Beantragung der P S sind die Antragsteller darauf hin­
zuweisen, daß im Falle der Genehmigung des Antrages die einreisenden 
Personen entsprechend den Bestimmungen der Grenzordnung meldepflich­
tig sind und die P S nach Fristablauf bzw. nach Wegfall der Gründe, die 
zur Ausstellung führten, bei der für die HW oder NW der Einreisenden 
zuständigen VP M bzw. dem VPK A zurückzugeben sind. 

3.4.3.4.7. Bei der Entgegennahme der Anträge ist der Antragsteller zu 
befragen, ob diese Person bereits in das Grenzgebiet im Bereich des V P K  A 
eingereist war. Ist dies nicht der Fall , ist auf der PM 6 der Vermerk 
„Erstreise" anzubringen. 
In jedem Fal l ist anhand der Antragsablage zu prüfen, ob die Person, für 
die die Einreise i n das Grenzgebiet beantragt wurde, bereits in das Grenz­
gebiet im Bereich des VPK A eingereist war. Wird festgestellt, daß noch 
kein Antrag für diese Person vorliegt, ist der Vermerk „Erstreise" anzu­
bringen, sofern dieser Vermerk noch nicht vorhanden ist. I m weiteren ist 
nach den Festlegungen dieser DV zu verfahren. 

3.4.3.5. Reisen Kinder nicht in Begleitung ihrer Erziehungsberechtig­
ten, sondern mit anderen erwachsenen Personen in das Grenzgebiet, muß 
das Einverständnis eines Erziehungsberechtigten vorliegen. Das Einver­
ständnis kann auf dem Antrag (Vordr. PM 6) oder in anderer Form schrift­
lich erklärt werden. 
3.4.3.5.1. Die Einreise von Kindern in das Grenzgebiet, die noch nicht 
im- Besitz eines P A sind, kann in Ausnahmefällen ohne Begleitung E r  ­
wachsener gestattet werden. Das Einverständnis eines Erziehungsberech­
tigten mu ß vorliegen. Bei der Erteilung solcher Genehmigungen ist auf 
dem P S das Geburtsdatum des Kindes aufzutragen und die Spalte „Der 
Passierschein ist nur in Verbindung mit dem Personalausweis Nr. . .  . 
gültig" zu streichen. . . . . . . .  . 
3.4.3.6. Bei Anträgen zur vorübergehenden Einreise aus persönlichen 
Gründen ist i m Grenz-VPK A zu prüfen, ob die Gründe der beantragten 
Einreise zutreffen, gegen den Antragsteller Bedenken bestehen oder an­
dere Gründe vorliegen, die eine Einreise nicht zulassen. Bei verheirateten 
Personen sind in die Überprüfung auch die Karteien und Registrierunter­
lagen des Ehepartners, sofern sie im V P K  A vorliegen, mit einzubeziehen. 
Der vom Leiter des Grenz-VPKA beauftragte Offizier hat die Anträge mit 
Teilnehmern der Sicherheitsberatungen in den Gemeinden/Wohngebieten 
abzustimmen und die mündliche Zustimmung des vom zuständigen Kom­
mandeur der Grenztruppen beauftragten Offiziers einzuholen. Gleich­
zeitig hat die Abstimmung mit dem Grenzoffizier der K zu erfolgen. 

3.4.3.6.1. Vor Ausstellung der P S sind Aktualisierungsdaten für die 
PDB aufzuzeichnen. Notwendige Aufträge für gezielte Ermittlungen und 
Einschätzungen sind, sofern die Personen im Bereich eines anderen V P K  A 
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mit HW gemeldet sind, dabei mitzuteilen. Termine sind so zu iStellen, daß 
die Entscheidung über den Antrag innerhalb von 20 Arbeitstagen erfolgen 

kann. 

Von der Antragstellung wird das VPKA der HW des Einreisenden über die 

PDB informiert. Bei verheirateten Personen, wo der-Ehćp^ąrtner des Ein­

reisenden im Bereich eines anderen VPKA mit HW gemeldet ist, wird 
auch dieses VPKA informiert. Das für die HW des Einreisenden zuständige 

VPKA hat festzustellen, ob Einwände gegen den Einreisenden bestehen. 

Erforderlichenfalls sind Anfragen an das für die NW zuständige VPKA zu 

richten. ; 

3.4.3.6.2. Bei Einreisen in R ä u m  e des Schutzstreifens, die entsprechend 

ihrer besonderen territorialen Lage und aus anderen Gründen erhöhte 

Sicherheitsanforderungen stellen, sind gezielte Ermittlungen gemä ß Ziffer 

3.3.2.5.9. über den Einreisenden beim für die». HW zuständigen VPKA zu 


%
veranlassen.

Das VPKA der HW hat erforderlichenfalls das für den Neben Wohnsitz zu­
ständige VPKA in die Ermittlungstätigkeit einzubeziehen. 

3.4.3.6.3. Im VPKA der HW des Einreisenden eingehende Entschei­

dungshilfen sind unverzüglich anhand der Karteien und Registrierunter­

lagen zu überprüfen. Bei verheirateten Personen sind in die Uberprüfun­

gen auch die Karteien und Registrierunterlagen des Ehepartners, sofern 

sie im VPKA vorliegen, mit einzubeziehen. Feststellungen, die für die Ein­

schätzung der Person von Bedeutung sein können, sind dem Entschei­
duhgsbefugten bzw. der anfragenden Dienststelle mitzuteilen. 

3.4.3.6.4. i Sind zur Einschätzung der Persönlichkeit des Einreisenden 
und zur Entscheidung des Antrages die im VPKA vorliegenden Unterlagen 
nicht ausreichend oder bestehen Zweifel an den angegebenen Gründen der 
Einreise, ist eine schriftliche Einschätzung über die Person im Wohn- und 
Freizeitbereich vom ABV am Wohnsitz des Einreisenden einzuholen. |
3.4.3.6.5. J Zur Antragstellung (Entscheidungshilfe aus der PDB bzw. 

Antrag) hat eine Abstimmung mit dem Grenzoffizier der K zu erfolgen. 

Auf der Entscheidungshdlfe sind das Ergebnis der Prüfung und zu Per­

sonen, bei denen durch die K Registriervermerke (z. B. K-, F-, V- oder 

E-Vermerk) veranlaßt wurden, die Meinung der K zu vermerken, f 

3.4.3.6.6. Alle an der Prüfung der Anträge beteiligten V P K  Ä erhalten 

über die PDB Informationen zur Weitergabe an die KD mit folgenden An­

gaben: . . . . 

— Personalien, PA-Nummer und PKZ, 

— Einreiseort, . ­
— beantragte Gültigkeitsdauer des PS, . . • 

— Grund der Einreise, ' i 
— bei Erstreiseden Vermerk „Erstreise". > 

Werden durch die KD binnen 5 Arbeitstagen (bei Erstreisen binnen 10 Ar­

beitstagen), gerechnet vom Tag der Übergabe der Informationen, keine 

Einwände erhoben, erfolgt die Entscheidung durch die V P K Ä  . Ist im Ein­

zelfall 'die Einhaltung dieser Frist nicht möglich, ist dies zwischen dem 

VPKA und der KD abzusprechen. Dabei ist jedoch zu sichern, daß die be­
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anfragten Reisetermine eingehalter werden. Die Rückgabe übergebener 
Informationen erfolgen nur dann, wenn durch die K D Einwänd e geltend 
gemacht werden. Für dringende Einreisen sind mit den K  D örtliche Ver­
einbarungen zu treffen, die eine unverzügliche Bearbeitung sicherstellen. 
3.4.3.6.6.1. Bei Todesfällen, lebensgefährlichen Erkrankungen oder in 

anderen dringenden Fälle^ha t die Rückantwort innerhalb von 24 Stunden 

zu erfolgen, soweit die Zustimmung nicht telefonisch eingeholt wird. Um 

eine unverzügliche Bearbeitung zu sichern, sind mit den Leitern der K D 

örtliche Vereinbarungen zu treffen. 

3.4.3.6.7. Für Personen, die im Bereich des Grenz-VPKA , in welchem 

die Antragstellung erfolgte, auch ihre HW haben, ist die Mitwirkung der 

K D durch kurzfristiges Überlassen des Antrages einzuleiten. I n solchen 

Fällen werden keine Informationen aus der PD B für die K D bereitge­

stellt. • 

3.4.3.6.8. I Ergeben sich auf Grund der Überprüfung Einwänd e gegen 

•den Einreisenden oder wurde eine falsche oder keine PA-Nummer ange­

geben, sind die Einwände sowie die richtige PA-Nummer dem anfragen­

den V P K  A bis zu. dem in der Entscheidungshilfe aus der PD B enthaltenen 

Termin mitzuteilen. Einwände sind zu begründen. Erteilte Aufträge sind 

entsprechend den Terminstellungen zu erfüllen. Wurden keine Aufträge 

erteilt und gehen bis zum bestimmten Termin keine Einwände zum Ein ­

reisenden ein, gilt das als Zustimmung. 

Könne n Termine nicht eingehalten werden, ist dem antragsbearbeitenden 

VPK A darüber sowie über das Prüfungsergebnis i  n jedem Fal l fernschrift­

lich Mitteilung zu geben. 

Sind von dem für die HW zuständigen VPKA , PM, F S an das PM erforder­

lich, .welches den Antrag zu entscheiden hat, muß das F  S folgendes be­

inhalten: 

— Art des Antrages, 

— Name, Rufname, Geburtsdatum der Bezugsperson, 

— Terminstellung aus E-Hilfe für Einwände oder Meinungsäußerung, 

— Einwänd e bzw. geforderte Meinungsäußerung, f 

3.4.3.6.9. Die Ausstellung von P S ist zu versagen, wenn begründet zu 

vermuten ist, daß die betreffende Person die Ordnung und Sicherheit im 

Grenzgebiet gefährdet. Das trifft besonders auf den in Ziffer 3.3.1.4.2. 

Buchstaben a) bis j) genannten Personenkreis zu. 

3.4.3.7. Die Entscheidung über Anträge zur Erteilung von P S erfor­

dert eine hohe Wachsamkeit und hat entsprechend den festgelegten Krite­

rien zu erfolgen. 

Anträge zur Erteilung von P S sind vom Ltr . des VPK A zu entscheiden. 

Der Ltr . des VPK A kann diese Entscheidungsbefugnis einem anderen ver­

antwortlichen Offizier übertragen. 

3.4.3.7.1. Soll in Ausnahmefällen (Sterbefall, lebensgefährliche Erkran ­

kungen u. a.) durch das VPK A der HW bzw. NW ein PS ausgestellt wer­

den, hat i n diesen Fällen der Ltr . des für die HW oder NW des Einrei ­

senden zuständigen V P K  A nach Zustimmung des Ltr. des Grenz-VPK A 

die Entscheidung über den Antrag zu treffen. ­
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Die Mitteilung üfber die Zustimmung liat bis zu dem in der Entscheidungs­
hilfe .aus der PD B enthaltenen Termin durch das Grenz-VPKA in jedem 
Fal l zu erfolgen. 
3.4.3.7.2. Bürgern der Staaten, mit denen Befreiung von der Ein ­
reisevisapflicht im''privaten Reiseverkehr vereinbart wurde, können Ge­
nehmigungen zur Einreise in das Grenzgebiet aus persönlichen Gründen 
erteilt werden, wenn die i n Ziffer 3.4.3.2. angeführten Gründe und Ver­
wandtschaftsverhältnisse zutreffen. Die Beantragung der Einreise hat 
durch die i m Grenzgebiet wohnhaften Bürger zu erfolgen. 
Die Prüfung der Anträge ist auf der Grundlage im VPK A vorhandener 
Unterlagen und einzuholender Auskünfte'au s der FE*B vorzunehmen. 
3.4.3.7.3. Bürgern aus Staaten, die nicht in Ziffer 33.3.7.2. genannt sind, 
Westberlinern und Bürgern der DDR mit Wohnsitz in nichtsozialistischen 
Staaten oder Westberlin, kann die Einreise für einen kurzbefristeten Auf­
enthalt im Grenzgebiet nach sorgfältiger Prüfung im Ausnahmefall ge­
stattet werden . .  . 
a) bei Vorliegen staatlicher Interessen;. 

Diese Genehmigung bedarf der Zustimmung durch den Ltr . der Abt. 
PM der BDVP . 
In besonderen Fällen kann die Genehmigung durch den Ltr . des BPA A 
des Mdl erteilt werden. Über erteilte Genehmigungen hat das BPA A 
das zuständige Grenz-VPK A zu informieren. 

b) bei lebensgefährlichen Erkrankungen oder Todesfällen der Ehegatten, 
. Eltern, Großeltern, Kinder, Enkel und Geschwister; 

Die Entscheidung über diese Anträg e hat der Ltr. der Abt. PM der zu ­
ständigen Grenz-BDVP, nach Zustimmung des zuständigen .Komman­
deurs der Grenztruppen, zu treffen. , 

Zur Prüfung der Anträge ist auch der Auskunftsdienst der PD B zu nutzen. 
3.4.3.8. Wird der Antrag genehmigt, ist für 
—	 Bürger der DDR, 
—	 Bürger anderer Staaten, die ihre HW in der DDR haben und 
—	 Bürger der Staaten, mit denen Befreiung von der Einreisevisapflicht 

dm privaten Reiseverkehr vereinbart wurde, 
ein Passierschein auszustellen und für 
—	 Bürger sozialistischer Staaten, mit denen keine Befreiung von der Ein  ­

reisevisapflicht im privaten Reiseverkehr vereinbart wurde, 
—	 Bürger nichtsozialistischer Staaten, 
—	 Westberliner . . . . .  . 
der Ort, der i m Grenzgebiet aufgesucht werden darf, in den Berechtigungs­
schein zum Empfang eines Visums und bei der polizeilichen Anmeldung 
in die Auf enthaltsberechtigung einzutragen. 
Die PS sind mit kleinem DS zu siegeln und zu unterschreiben. 
3.4.3.8.1. -Der Geltungsbereich des P S ist auf den Besucherort zu be­
schränken. 
3.4.3.8.2. ' Bei Einreisen mit Kfz ist das polizeiliche Kennzeichen auf 
dem PS einzutragen. 
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3.4.3.8.3. Reisen Kinder bis zt m vollendeten 14. ebensjahr mit E r  ­
wachsenen in das Grenzgebiet ein, sind der Rufname und das Geburts­
datum dieser Kinder auf der Vorderseite des PS unter der Zeile „privaten 
Gründen ... " einzutragen. Zum Beispiel 
mit Kindern , ""• , 
Jana 14. 02. 1980 > •"•  ; ? •.' >  ; 7. 
Elk e 22. 12. 1982 ' 
Haben die Kinder einen anderen Familiennamen, ist dieser mit zu ver­
merken. Zum Beispiel 
mit Kin d • ,; . . 
Elk e Müller 02. 08. 1981. ' ; 
Reicht der Platz zur Eintragung der Kinder nicht aus, sind weitere Ein ­
tragungen unter „Vermerke der Volkspolizei" vorzunehmen. Eintragungen 
über Kinder sind mit kleinem DS zu siegeln und zu signieren. 
3.4.3.8.4. PS sind in ihrer zeitlichen Gültigkeit nur für den tatsächli­
chen Aufenthalt im Grenzgebiet auszustellen. Dabei kann i n begründeten 
Fällen der PS für 30 Tage ausgestellt werden. Entsprechend der konkreten 
Einreise sind zusätzlich zu der eingetragenen Gültigkeit Vermerke — z. B. 
nur gültig von Montag bis Freitag oder gültig jeweils Mittwoch oder 

• :gültig für Sonnabend und Sonntag — einzutragen.
3.4.3.8.4.1. I P S für Personen, die im Bereich des Grenz-VPKA , in wel­
chem die Antragstellung erfolgte, auch ihre HW haben, können auch mit 
einer Gültigkeit bis zu 6 Monaten erteilt werden. 
Das trifft auch für Personen zu, die i n Berlin, Hauptstadt der DDR, mit 
HW gemeldet sind und i n das Grenzgebiet von Berlin, Hauptstadt der 
DDR, einreisen wollen. Die Gültigkeit dieser PS kann maximal dreimal 
bis zu jeweils 6 Monaten verlängert werden, wenn die Übersicht der Ein ­
tragungen gewahrt bleibt und der Zustand des PS dies zuläßt, f 
3.4.3.8.5. Bürger, die aus arbeitsbedingten Gründen zeitweilig von 
ihren im Grenzgebiet wohnhaften Familien, mit denen sie sonst in Wohn­
gemeinschaft leben, getrennt wohnen und am Ort der Berufsausübung 
mit HW gemeldet sind, könne n P S mit einer Gültigkeit bis zu 6 Monaten 
ausgestellt erhalten. Die Gültigkeit dieser PS kann maximal dreimal bis 
zu jeweils 6 Monaten verlängert werden, wenn die Übersicht der Eintra­
gungen gewahrt bleibt und der Zustand des PS dies zuläßt. Die Verlänge­
rung ist mit dem kleinen DS zu siegeln und zu unterschreiben. 
3.4.3.8.6. I A n Angehörige (Ehegatten, Eltern, Schwiegereltern, Groß­
eltern, Kinder und deren Ehegatten sowie deren Kinder, Geschwister und 
deren Kinder) können P S mit einer Gültigkeit bis zu 6 Monaten erteilt 
werden, wenn infolge des Alters oder aus gesundheitlichen Gründen eine 
Betreuung der Angehörigen im Grenzgebiet für längere Zeit erforderlich . 
ist oder minderjährige Kinder, die im Grenzgebiet mit HW gemeldet sind, 
betreut werden sollen bzw. zur Betreuung durch Angehörige, die im Grenz­
gebiet mit HW gemeldet sind, in dieses einreisen müssen. Die Gültigkeit 
dieser P S kann maximal dreimal bis zu jeweils 6 Monaten verlängert 
werden, wenn die Übersicht der Eintragungen gewahrt bleibt und der 
Zustand des P S dies zuläßt. . < , • - '  • . '• 

i 
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Die Verlängerung ist mit dem kleinen DS zu siegeln und. zu unterschrei­
ben, t ••• ; •• •"' • 
3.4.3.8.7. Bei der Verlängerung der Gültigkeit von P S ist keine Rück­
frage erforderlich. 
3.4.3.9. Die Entscheidung über den Antrag auf Ausstellung eines 
PS ist dem Antragsteller durch das P M des V P K  A mitzuteilen, in dessen ' 
Bereich die Antragstellung erfolgte. Im Genehmigungsfall ist der P S dem 
Antragsteller auszuhändigen bzw. auf dem Postwege zu übersenden. 
Deshalb ist anzustreben, daß bei der Antragstellung ein mit der Adresse 
des Antragstellers versehener Briefumschlag mit abgegeben wird. 
Die postalische Versendung des P S ist auf dem Antrag durch Anbringen 
des Datumstempels sichtbar zu machen. Wird der PS dem Antragsteller 
ausgehändigt, ist der Empfang auf dem Antrag (Vordr. PM 6) durch den 
Antragsteller mit Unterschrift zu bestätigen. 
3.4.3.9.1. P S sind nach Ablauf der Geltungsdauer bzw. nach Wegfall 
der Gründe, die zur Ausstellung führten, bei der für den Wohnsitz des 
Einreisenden zuständigen Dienststelle der DV P zurückzugeben. Die Rück­
gabe der P S ist auch auf postalischem Wege möglich. 
3.4.3.10. Die Erfüllung der Meldepflicht hat bei den VPM , wenn sich 
am Aufenthaltsort keine VP M befindet, beim AB V zu erfolgen. 
3.4.3.10.1. Die An - und Abmeldung ist auf dem PS bzw. dem Einwei­
sungsschein der Grenztruppen der DDR oder dem Urlaubsschein der 
Angehörigen der bewaffneten Organe und der Zollverwaltung der DDR 
mit kleinem Dienstsiegel und Signum zu bestätigen. Personen, die inner­
halb der Gültigkeitsfrist des PS, des Einweisungsscheines oder des Ur ­
laubsscheines mehrmals in das Grenzgebiet einreisen, ist nur bei der 
ersten Einreise die Anmeldung zu bestätigen. Bei der letzten Ausreise ist 
die Abmeldung vorzunehmen. ­
Erfolgt die An - und Abmeldung bei der VPM , hat diese den zuständigen 
AB V zu verständigen. 
Erfolgt die An- und Abmeldung beim ABV , ist von ihm die polizeiliche 
Meldung auf dem PS, dem Einweisungsschein oder dem Urlaubsschein 
mit Name, Dienstgrad und Dienststempel Muster 9 (Anlage 13) zu bestäti­
gen und die VP M zu verständigen. 
3.4.3.10.2. Der Ltr . des VPK A kann festlegen, daß die Führung der 
ständigen Übersicht über An - und Abmeldungen im Grenzgebiet zentral 
erfolgt. Das Informationssystem ist entsprechend zu präzisieren. 
3.4.3.10.3. Durch eine den örtlichen Bedingungen entsprechende Stand­
ortverteilung und Öffnungszeit der VP M sowie eine darauf abgestimmte 
Durchführung der Sprechstunden der AB V und deren Vertretung durch 
geeignete F  H der DV P ist zu sichern, daß die meldepflichtigen Personen 
ihrer Meldepflicht nachkommen können. 
3.4.3.10.4. Für das Grenzgebiet im Bereich des PdVP Berlin besteht für 
die Einreise mit P S keine besondere Meldepflicht. 'Hier gelten die allge­
meinen Bestimmungen der Meldepflicht nach der Meldeordnung. 
3.4.3.11. Durch ein lückenloses Informationssystem zwischen den VP M 
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und den AB V istfeine ständige Auskunftsbereitschaft des PM über im 
Grenzgebiet gemeldete Personen zu sichern, 

Über die erfolgte polizeiliche Meldung ist in geeigneter Form ein Nachweis 
(Buch- oder Karteiform) zu führen. 

Mit dem zuständigen Kommandeur der Grenztruppen ist der Informations­
austausch über die erfolgten An- und Abmeldungen der eingereisten Per­
sonen zu organisieren. ­

Von den VPM und AB V ist die Einhaltung der genehmigten Aufenthaltsfrist 
zu überwachen. Wird die Aufenthaltsfrist überschritten, so sind die Um­
stände, die dazu führten, zu prüfen und erforderlichenfalls Maßnahmen 
gemäß § 45 der Grenzordnung (siehe Anhang) zu treffen. 

3.4.3.11.1. In Zusammenkünften mit den Hausbuchbeauftragten ist be­
sonders auf die ihnen obliegende Pflicht zur Eintragung aller im Haus­
grundstück ständig bzw. zeitweilig Aufenthalt nehmenden Personen in das 
Hausbuch hinzuweisen. Gleichzeitig sind die Hausbuchbeauftragten zur 
aktiven Mitarbeit bei der Durchsetzung der besonderen Ordnung im Grenz­
gebiet zu gewinnen. 

3.4.3.11.2. 1 Über die ausgestellten PS ist anhand des Teiles I I des PS ein 
genauer Nachweis zu führen. .• N 

3.4.3.11.3. Auf der Grundlage der im VPK A vorliegenden PM 6 Anträge 
kann in den VPM bzw. im VPK A eine PM 6 Ablage nach operativen Er ­
fordernissen angelegt werden. 

3.4.3.11.4. Bei Verlusten von PS ist das für den Geltungsbereich des PS 
zuständige VPK A zu verständigen. Durch den für den Geltungsbereich des 
PS zuständigen ABV ist zu prüfen, ob der Verdacht einer Rechtsverletzung 
besteht. Werden durch den AB V Verdachtsmomente einer Straftat fest­
gestellt, hat die K die erforderlichen Untersuchungen zu führen. 

Über Verluste von P S ist mit dem für den Geltungsbereich zuständigen 
Kommandeur der Grenztruppen der Informationsaustausch zu organisie­
ren. , , 

3.4.3.11.5. Werden über Personen, deren P S in der Gültigkeit gemäß den 
Festlegungen dieser DV verlängert werden kann, innerhalb von zwei Jah­
ren ab Beginn der Gültigkeitsfrist nachträglich Tatsachen bekannt, die zu 
einer Ablehnung des Antrages auf Erteilung der Erlaubnis geführt hätten 
bzw. zum Entzug der erteilten Erlaubnis führen können, wird die Abteilung 
PM des VPKA , von der der Antrag bearbeitet wurde, über die PDB infor­
miert. 
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3,4.3<M;§-1- Ausgestellte PS sind zurückzunehmen oder zu entziehen, wenn 

"	  } > • • . ' • • • 

—	 nachträglich Tatsachen bekannt werden, die zu einer Ablehnung des 

> Antrages geführt hätten, 

—	 unrichtige Angaben zur Erlangung der Genehmigung gemacht wurden, 

—	 im Zusammenhang mit der Einreise in die Grenzgebiete gesetzlich zu 


erfüllende Pflichten nicht eingehalten bzw. nicht erfüllt wurden oder , 

—	 die Gründe, die zu ihrer Ausstellung'!! Ihrten, weggefallen sind. 


3.4.3.11.5.2. Über Ablehnungen, Entzüge, Rückgaben und Nichtverlänge­
rungen von PS sind Aktualisierungsdaten für die PDB aufzuzeichnen. 
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3. Austauschblatt 

(7. Ä. v. 18. 10. 85) 

 Befreiung von der Passierscheinpflicht 3.5.	 BStU 

3.5.1. Von der Passierscheinpflicht sind befreit: 

3.5.1.1. Für die gesamten Grenzgebiete 

—	 Mitglieder und Kandidaten des Zentralkomitee^ der £ 
—	 Stellvertreter des Vorsitenden des Ministerrates der DDR, 
—	 Mitarbeiter der Abt. für Sicherheitsfragen des Zentralkomitees der 

SED . Ihre Ausweise sind auf der rechten inneren Ausweisseite durch 
einen roten Kreis gekennzeichnet. 

Die Befreiung bezieht sich gleichfalls auf die sie begleitenden Personen. 

3.5.1.2. Für das Grenzgebiet in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbe­
reich 
—	 Mitglieder der Bezirks- und Kreisledtungen der SED, 
—	 Mitarbeiter der Abt. für Sicherheitsfragen der Bezirksleitungen der 

SE D und Mitarbeiter für Sicherheitsfragen der Kreisleitungen der SED. 
Ihre Ausweise sind auf der rechten inneren Ausweisseite durch einen 
roten Kreis gekennzeichnet. 

Die Befreiung bezieht sich gleichfalls auf die sie begleitenden Personen. 

3.5.1.3. i Für die gesamte Sperrzone 

—	 Abgeordnete und Nachfolgekandidaten der Volkskammer, 
—	 Mitglieder des Staatsrates, 
—	 Mitglieder des Ministerrates, 
—	 Politische Mitarbeiter des Zentralkomitees der SED , 
—	 Politische Mitarbeiter der Bezirks- und Kreisleitungen der SED , 
—	 Personen, die im Besitz eines vom Minister des Innern und Chef der 

DVP unterzeichneten Sonderausweis A „Freie Fahrt" sind. 
Die Befreiung bezieht sich gleichfalls auf sie begleitende Personen. | 

3.5.1.4. , l Für die Sperrzone in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich 
—	 Abgeordnete der örtlichen Volksvertretungen, 
—	 Nachfolgekandidaten der Bezirkstage, < 
— Mitglieder der Räte der Bezirke und Kreise. 

Die Befreiung bezieht sich gleichfalls auf die sie begleitenden Personen. | 


3.5.1.5. Für den im jeweiligen Dokument bezeichneten Geltungsbe­
reich 
—	 Personen, die im Besitz einer vom Chef der Grenztruppen der DDR 

unterzeichneten Sonderberechtigung sind, 
—	 Angehörige des Mdl, des MfS, der NVA, der Grenztruppen und der 

Zollverwaltung der DDR sowie Mitglieder und Mitarbeiter des Zen­
tralkomitees, der Bezirks- und Kreisleitungen der SE D und deren 
Familienangehörige, die einen Einweisungsschein für Kur- und E r  ­
holungsheime bzw. Naherholungseinrichtungen dieser Organe besitzen, 
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—	 Angehörige de^ Grenztruppen der DDR und deren Ehegatten und Kin ­
der, wenn sie sich mit einem durch die Grenztruppen der DDR aus­

•	 gestellten Einweisungsschein (Anlage 16a) ausweisen, der den Inhaber 
berechtigt, sich in dem im Einweisungsschein angegebenen Objekt, 
Gebiet, Abschnitt oder Ort aufzuhalten, 

—	 Angehörige der bewaffneten Organe und der Zollverwaltung der DDR, 
wenn sie sich mit einem . .  . ­
a) Dienstauftrag mit ausdrücklicher Berechtigung zur Einreise in die 

Sperrzone oder den Schutzstreifen (gilt auch für Zivilbeschäftigte), 
b) Urlaubsschein für das Grenzgebiet mit dem Vermerk „Belehrung 

über die Meldepflicht und das Verhalten im Grenzgebiet ist erfolgt" 
. (außer NV A und Grenztruppen), 

c) Ausweis des MfNV zur Legitimation eines bestimmten Kreises von 
Angehörigen der NV A 


ausweisen, , : • 


—« Angehörige der NV A und der Grenztruppen, wenn sie sich mit einem 
Urlaubsschein mit dem Vermerk „Berechtigt zur Einreise i n das Grenz­
gebiet, Belehrung erfolgte" bzw. „Berechtigt zur Einreise in das Grenz­
gebiet mit Kraftfahrzeug, Belehrung erfolgte" ausweisen, 

—	 freiwillige Helfer der Grenztruppen der DDR, wenn sie sich mit ihrem 
für die Dienstdurchführung ausgestellten Ausweis mit der eingetra­
genen Berechtigung zum Betreten des Grenzgebietes ausweisen. 

3.5.2. Für Einreisen in die Grenzgebiete im Einzelfalle sind den 
Einsatzleitern der Feuerwehren, der ZKS , der VUB , der WS, der MUK / 
BU K sowie der Spezialkommission der T vorbereitete Dienstaufträge 
auszuhändigen. Die Einsatzkräfte sind zahlenmäßig auf den Dienstauf­
trägen zu vermerken. 

3.5.3. Das Betreten der im Grenzgebiet zu Westberlin liegenden 
Friedhöfe ist mit Grabkarten gestattet. Eine Ausstellung und Abstempe­
lung von Grabkarten durch die DVP oder die Ausgabe von PS zum Be­
such von Friedhöfen hat nicht zu erfolgen. 

3.5.4. Das Betreten bzw. Verlassen des Geländes des VE B Binnen­
hafen Berlin in der Hauptstadt der DDR, Berlin, landseitig durch Binnen­
schiffer der DDR, deren Schiffe dort liegen, ist ohne P S unter Vorlage 
der Schifferdienstbücher durch den Torweg 2 gestattet. 
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3.6. Aufgaben im Zusammenhang mit der Auffeeichnung von Ak-­
tualisierungsdaten für die PDB sowie zur Verständigung anderer Dienst­
stellen im Rahmen des PrüfungsVerfahrens. 
3.6.1. Die Aufzeichnung von Aktualisierungsdaten für die PDB ein­
schließlich der Daten für die notwendige Verständigung anderer am Prü­
fungsverfahren beteiligter Dienststellen hat auf Datenerfassungsbelegen 
PM 51—0010 mittels Klarschriftdrucker unverzüglich entsprechend der 
Erfassungsyorschrift mit einer Durchschrift zu erfolgen. 

3.6.2. Die Datenaufzeichnung im Zusammenhang mit der Beantra­
gung einer Erlaubnis zur Einreise und zum Aufenthalt im Grenzgebiet hat 
von der Dienststelle der DVP zu erfolgen, die zum jeweiligen Verfahren 
in dieser Dienstvorschrift festgelegt ist. 
Die Datenaufzeichnung im Zusammenhang mit der Ablehnung, dem Ent­
zug, der Rückgabe und der Nichtyerlängerung einer Erlaubnis zur Einreise 
und zum Aufenthalt im Grenzgebiet sowie über die Verletzung der beson­
deren Ordnung im Grenzgebiet und die Ausweisung aus dem Grenzgebiet 
hat von der Dienststelle der DVP zu erfolgen, welche die Entscheidung 
getroffen bzw. den Sachverhalt festgestellt und die Maßnahmen durch­
geführt hat. 
Wurde eine erteilte Erlaubnis durch eine Dienststelle entzogen, welche 
diese Erlaubnis nicht erteilt hatte, hat sie außerdem die Dienststelle fern­
schriftlich über den Entzug zu verständigen, welche die Erlaubnis erteilte. 
3.6.3. Die Datenerfassungsbelege sind täglich in Drei-Klappen-Map­
pen und Versandtaschen verpackt mit dem ZKD als NfD „T" an folgende 
Anschrift zu übersenden: i .-. 
Dienststelle der DVP . . 
PfN 31 540
1005 Berlin 

: .' ; .. '• ,' \ ^ 

ZKD Verteileramt  /• . • • . - i ' . • > : . • 
Die Durchschrift ist in der Antragsablage PM 6 für Kontrollzwecke ab­
zulegen. ': ." .... • ' , . ••• .;; 
3.6.4. I Wenn bis zum Termin der Entscheidung über einen Antrag 
auf Erteilung einer Erlaubnis zur Einreise und zum Aufenthalt im Grenz­
gebiet weniger als 8 Arbeitstage zur Verfügung stehen, sind die Datenfel­
der „MEI" und „KMT" nicht sowie generell das Datenfeld „ADU:0" auf­
zuzeichnen, f 
3.6.5. j Aktualisierungsdaten für die PDB sind immer in einem Da­
tensatz bezogen auf den in das Grenzgebiet Einreisenden aufzuzeichnen. 
Der Datensatz hat immer die PKZ, den Namen und den Rufnamen des 
Einreisenden zu enthalten. 
Die Aufzeichnung von Daten kann außerhalb des Sachgebietes  RV erfol­
gen. Zur Gewährleistung der Zusammenführung der Ausgangsinforma­
tionen aus der PDB zu den vorliegenden Anträgen ist bei Aufzeichnung 
der Daten außerhalb des Sachgebietes  RV das bestimmte Verteilerkenn­
zeichen in der Kopfzeile aufzuzeichnen, j • • • . 
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3.6.5.1. 1 Handelt es sich*Um eine Beantragung einer Erlaubnis zur 
Einreise und zürn Auf enthalt im Grenzgebiet, sind im Datensatz zusätzlich 
aufzuzeichnen: 
—	 die Art der Erlaubnis, f . 

—	 das Datum des Beginns der Gültigkeit der beantragten Erlaubnis (muß 
bei Registrier- und Genehmigungsvermerken [Muster 3 bis 7] sowie bei 
der Zuzugsgenehmigung nicht aufgezeichnet werden), 

—	 das Datum der Beendigung der Gültigkeit der beantragten Erlaubnis 
(außer bei Registrier- und Genehmigungsvermerken [Muster 3 bis 7], 
bei der Zuzugsgenehmigung sowie bei langfristig [6 Monate] gültigen 

•	 PS), 

—	 die Information, ob es sich um 
•	 eine Erstreise, • • • ••!•._•>.*../••• 

•	 eine Einreise in einen Raum im Schutzstreifen handelt, für den ent­
sprechend seiner, territorialen Lage bzw. aus anderen Gründen er­
höhte Sicherheitsanforderungen notwendig sind, 

•	 eine Einreise in das den Grenzsicherungsanlagen vorgelagerte Ho­
heitsgebiet der DDR bzw. 

• • eine Einreise zu Feld-, Wald- und anderen volkswirtschaftlichen Ar ­
beiten im Schutzstreifen, für die gemäß § 1 der Grenzordnung eine 
Erlaubnis des zuständigen Kommandeurs der Grenztruppen der DDR 
erforderlich ist, mit schweren Räder- und Kettenfahrzeugen handelt, 

—	 die Terminstellungen für Meinungsäußerungen, Bearbeitungsfristen 
und Erfüllung von Aufträgen, 

—	 Dienststellen, die die Information aus der PD B erhalten sollen, soweit 
dies nicht automatisch erfolgt (z. B. Ziffer 3.3.2.7.9., 3.3.3.4.3., 3.4.3.4.3.) 

Für Berlin, Hauptstadt der DDR, ist die jeweilige Volkspolizei-Inspektion 
aufzuzeichnen. 

—	 für die an der Antragsprüfung beteiligten VPK Ä weiterzuleitenden 
Angaben: 
•	 die PA-Nummer, 
•	 der Einreiseort, 
•	 der Grund der Einreise, 
•	 bei Erstreisen der Vermerk „Erstreise", • 
•	 Aufträge für gezielte Ermittlungen und 'Einschätzungen, sofern er­

forderlich.,. :\ . 

Für Berlin, Hauptstadt der DDR, ist zum Einreiseort zusätzlich der Stadt­
bezirk bzw. der Ortsteil, die Straße mit Hausnummer oder der Betrieb, zu 
dem die Einreise erfolgen soll, aufzuzeichnen. 

—	 der Betrieb, sofern es sich um die Beantragung einer Erlaubnis ent­
sprechend Ziffer 4 dieser DV handelt, t 



V D - W - D V - T - N - 0 8 / 8  2 1 41 15 00 | 8  } ^ 0 ^ 6  7 

BStU 2. Austauschblatt 
(7. Ä. v. 48Piu/85) 000072 


VPKA , in welchem 3.6.5.1.1. Für Personen, die infi Bereich des Grenz 
die Antragstellung erfolgte, auch ihre HW haben, hat die nach Ziffer 
3.6.5.1., vierter bis siebenter Ordnungsstrich, bestimmte Aufzeichnung 
zusätzlicher Daten nicht zu erfolgen. 

3.6.5.2. Handelt es sich um eine Ablehnung, einen Entzug oder eine 
NichtVerlängerung der Gültigkeit einer beantragten bzw. erteilten Erlaub­
nis zur Einreise und zum Aufenthalt im Grenzgebiet, sind im Datensatz 
zusätzlich aufzuzeichnen: 
•	 die Art der Erlaubnis, 
•	 das Datum des Beginns der Gültigkeit der Erlaubnis, 
•	 die Dienststelle, welche die Erlaubnis erteilt hat (nur wenn diese nicht 

identisch mit der eigenen Dienststelle ist). 

3.6.5.3. Handelt es sich um eine Rückgabe oder eine NichtVerlängerung 
der Gültigkeit einer erteilten Erlaubnis zur Einreise und zum Aufenthalt 
im Grenzgebiet (NichtVerlängerung aus Gründen, die den Erlaubnisinhaber 
nicht betreffen), sind im Datensatz zusätzlich aufzuzeichnen: 
•	 die Art der Erlaubnis, ; . r 
•	 das Datum des Beginns der Gültigkeit der Erlaubnis. 

3.6.5.4. Bei einer Verletzung der besonderen Ordnung im Grenzgebiet 
und bei der Ausweisung aus dem Grenzgebiet ist im Datensatz zusätzlich 
der betreffende Sachverhalt aufzuzeichnen. 

3.6.6. J Infolge der Verarbeitung der aufgezeichneten Daten werden 
aus der PDB Entscheidungshilfen und andere Informationen bereitgestellt. 
Diese sind in die Entscheidungsfindung zum Antrag auf Erteilung einer 
Erlaubnis zur Einreise und zum Aufenthalt im Grenzgebiet in jedem Fal l 
einzubeziehen. 
Entscheidungshilfen sind nach der getroffenen Entscheidung einen Monat 
lang aufzubewahren und danach entsprechend den Festlegungen der Ge­
heimhaltungsordnung zu vernichten. | . 

3.6.6.1. In den Entscheidungshilfen werden 
—	 Hinweise zu Personen beginnend mit den Schlüsselwörtern PKZ:  ; 

NAM:; HAW : ausgedruckt; 
—	 Hinweise zum Vater und zur Mutter nicht ausgedruckt, wenn die Be­

zugsperson älter als 55 Jahre ist; 
—	 Hinweise zu Kindern (Sohn und Tochter) nicht ausgedruckt, wenn sie 

noch nicht das ausweispflichtige Alter erreicht haben; 
—	 Hinweise zum Vater, zur Mutter und zu den Kindern nicht ausgedruckt, 

wenn keine der durch die HA PM bestimmten Informationen in deren 
Datensätzen enthalten sind. 

3.6.6.2. [ Entscheidungshilfen werden nicht ausgedruckt, wenn die 
Bezugsperson und die Verwandten im Bereich des Grenz-VPKA, in dem 
die Antragstellung erfolgte, mit HW gemeldet sind und keine der gekenn­
zeichneten Informationen in deren Datensätzen enthalten ist. 
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j Ei n solcher Fal l ist gegeben; wenn 6 Arbeitstage nach Versendung des 

Datenerfassungsbeleges vom VPKA , PM, an die Datenerfassungsstelle 
(als erster Arbeitstag zählt der dem Versandtag nächstfolgende Ar ­
beitstag) keine Entscheidungshilfen aus der PD B vorliegen und keine 
Informationen über eine nichtfristgemäße Bereitstellung von Entschei­
dungshilfen erfolgten, f 
3.7. " 1 Wenn bis zum Termin der Entscheidung über einen An ­
trag auf Erteilung einer Erlaubnis zur Einreise und zum Aufenthalt im 
Grenzgebiet weniger als 8 Arbeitstage zur Verfügung stehen, werden durch 
die PDB keine. Ausgangsinformationen zur Verfügung gestellt. Die Prü ­
fung dieser Anträge hat nach den Grundsätzen dieser D V zu erfolgen. 
Sind Arbeitsort bzw. Einreiseort nicht identisch, -mit der HW, ist fern­
schriftlich oder telefonisch Rückfrage zu halter).. 'Erforderlichenfalls sind 
Anfragen an das für die NW zuständige VPKA * und für das Grenzgebiet 
zuständige Grenz-VPK A zu richten. 
Die Bearbeitung der Anträge ist so abzuschließen, daß die beantragten 
Reisetermine eingehalten werden. 
Dazu sind auch mit den Leitern der K D örtliche Vereinbarungen zu 
treffen. f 
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4.3. I Befahren der Seegewässer der DDR, flie außerhalb des Be­
reiches der Grenzzone liegen, mit Sportbooten1) \ 
4.3.1. I Das Befahren der Seegewässer der DDR, die außerhalb des 
Bereiches der Grenzzone liegen, mit Sportbooten, ist grundsätzlich nur 
—	 bis zu einer Breite von 3 Seemeilen, gerechnet von der Grundlinie und 
—	 mit einer Erlaubnis „Genehmigung zum Befahren der Seegewässer 

der DDR — Vordruck PM 18 —" (nachfolgend Genehmigung genannt) 
sowie ' 

— in der Zeit von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang 
gestattet, t ' " 
4.3.2. Anträge auf Genehmigungen (PM 18) sind grundsätzlich von 
gesellschaftlichen Organisationen der DDR (BDS der DDR, DA V der DDR, 
GST) entgegenzunehmen bzw. müssen von diesen befürwortet sein. 
Die Beantragung erfolgt bei der für den Liegeort des Sportbootes zustän­
digen Dienststelle des WS (Anlage 14). . 
Antragsteller, die keine Befürwortung ihres Antrages durch eine gesell­
schaftliche Organisation nachweisen können, sind grundsätzlich an die 
entsprechende gesellschaftliche Organisation zu verweisen. 
4.3.2.1. Für das Meeresangeln erfolgt die Beantragung bzw. Befür­
wortung für Bürger, die im Bezirk Rostock mit HW gemeldet sind, durch 
die Kreisfachausschüsse, den Bezirksfachausschuß Rostock bzw. das Gene­
ralsekretariat des DA V der DDR. 
4.3.2.2. Für das See- und Fahrtensegeln als Freizeitsport sowie für 
die Durchführung des Wettkampfbetriebes des BD S der DDR erfolgt die 
Beantragung bzw. Befürwortung durch die Bezirksfachausschüsse bzw. 
das Generalsekretariat des BDS der DDR. Für im Bezirk Rostock organi­
sierte Segelsportler kann die Beantragung bzw. Befürwortung auch durch 
die Kreisfachausschüsse des BDS der DD R im Bezirk Rostock erfolgen. 
Bei der Beantragung von Ausnahmegenehmigungen sind die Festlegungen 
in Ziffer 4.7. ff. zu beachten. 
4.3.2.3. Die Antragstellung hat schriftlich unter Verwendung des Vor­
drucks PM 6 zu erfolgen. Aus dem Antrag muß ersichtlich sein, ob das 
Boot, mit dem gefahren werden soll, registriert (Registriernummer) bzw. 
die Registrierung und Ausstellung eines Bordbuches beantragt, die Person, 
für die der Antrag gestellt wurde, Privateigentümer des Bootes ist und 
für welchen Bereich und Zeitraum die Genehmigung erteilt werden soll. 
Auf dem Antrag muß zur „jetzigen Tätigkeit" mit vermerkt sein, wo die 
v. g. Person beschäftigt ist. Ist die Person nicht Eigentümer des Bootes, 
mit dem gefahren werden soll, muß auf dem Antrag die Zustimmung des 
Bootseigentümers vermerkt sein. 

4.3.2.3.1. Wird der Antrag von der Person, für die die Genehmigung 
erteilt werden soll, oder vom Eigentümer des Bootes übergeben, ist mit 

1) \ gleichzusetzen mit den Kategorien Meeresangeln und See- und Fahr ­
tensegeln als Freizeitsport t 
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diesem ein Gespräch zu-fühj-en; um für die Entscheidungsfindung wichtige 
Hinweise zu erhalten. Gleichermaßen ist zu verfahren, wenn die Anträge 
von Beauftragten der gesellschaftlichen Organisationen übergeben werden. 
Bei der Entgegennahme der Anträge ist der Antragsteller zu befragen, 
ob für diese Person bereits eine PM 18 im für den Liegeplatz des Bootes 
zuständigen VPK A beantragt wurde. Ist dies nicht der Fall , ist auf der 
PM 6 der Vermerk „Erstreise" anzubringen. 

4.3.3. Nach Überprüfung der Unterlagen über die Bootsregistrierung 
und Ergänzung der Anträge mit der Registriernummer des Bootes, ört­
lichen und zeitlichen Begrenzungsver'mecken für die Ausstellung der Ge­
nehmigung, Hinweise, die aus operativerSicht öder zur Person von Be­
deutung sind, sind diese dem P M des VPK^A ;zür weiteren Bearbeitung 
zu übergeben, in dessen Bereich sich die Dienststelle der WS befindet. 

4.3.3.1. Anhand der Antragsablage ist zu prüfen, ob die Person be­
reits in dem für den Liegeplatz des Bootes zuständigen V P K  A eine PM 18 
beantragt hat. 
Wird festgestellt, da ß noch kein Antrag für diese Person vorliegt, ist der 
Vermerk „Erstreise" anzubringen, sofern dieser Vermerk noch nicht 
vorhanden ist. 

4.3.3.2. Über die Antragstellung. auf Erteilung einer P M 18 sind 
vom VPKA , PM, Welches für den Liegeort des Sportbootes zuständig 
ist, Aktualisierungsdaten für die PD B aufzuzeichnen. Notwendige Auf­
träge für gezielte Ermittlungen und Einschätzungen sind dabei mit­
zuteilen. Termine sind so zu stellen, daß die Entscheidung über den An ­
trag innerhalb von 20 Arbeitstagen erfolgen kann. 
Von der Antragstellung wird das VPK A der HW des Einreisenden über 
die PDB informiert. Bei verheirateten Personen, wo der Ehepartner des 
Einreisenden im Bereich eines anderen V P K  A mit HW gemeldet ist, wird 
auch dieses VPK A informiert. Das für die H W des Einreisenden zustän­
dige VPK A hat festzustellen, ob Einwände gegen den Einreisenden be­
stehen. 

4.3.4. Die Anträge bzw. Entscheidungshilfen aus der PD B sind in 
Verbindung mit den im VPK A der HW vorliegenden Karteien und Re­
gistrierunterlagen zu überprüfen. 
Bei verheirateten Personen sind in die Überprüfung auch die Karteien 
und Registrierunterlagen des Ehepartners, sofern sie i m V P K  A vorhegen, . 
mit einzubeziehen. Feststellungen, die für die Einschätzung der Person 
von Bedeutung sein können, sind den Entscheidungsbefugten bzw. der 
anfragenden Dienststelle mitzuteilen. 
Zur Antragstellung (Anträge oder Entscheidungshilfen aus der PDB) hat 
eine Abstimmung mit dem Grenzoffizier der K zu erfolgen. Auf den An ­
trägen bzw. Entscheidungshilfen sind das Ergebnis der Prüfung und zu 
Personen, bei denen durch die K Registriervermerke -(z. B . K- , F - , V - oder 
E-Vermerk) veranlaßt wurden, die Meinung der K zu vermerken. 
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4.3.4.1. VPK Ä erhalten 
über die PD B Informationen zur Weitergäbe an die K  D mit folgenden 
Angaben: 
—	 Personalien, PA-Nummer und F K Z  ; 
—	 Grund der Beantragung, •" ^ ­
—	 beantragte Gülitgkeitsdauer der Erlaubnis, 
—	 bei Erstreise der Vermerk „Erstreise". 
Werden durch die K  D binnen 5 Arbeitstagen (bei Erstreisen binnen 10 Ar ­
beitstagen) gerechnet vom Tag der Übergabe der Informationen, keine Ein ­
wände erhoben, erfolgt die Entscheidung durch die VPKÄ. 1st i m Einzelfall 
die Einhaltung dieser Frist nicht möglich, ist dies zwischen dem V P K  A und 
der K D abzusprechen. Dabei ist jedoch zu sichern, daß die beantragten 
Reisetermine eingehalten werden. Die Rückgabe übergebener Anträge und 
Informationen erfolgt nur dann, wenn durch die K D Einwände geltend 
gemacht werden. Für dringende Einreisen sind mit den K  D örtliche Ver­
einbarungen zu treffen, die eine unverzügliche Bearbeitung sicherstellen. 

4.3.4.2. I Dem anfragenden V P K  A ist bis zu dem i n der Entschei­
dungshilfe aus der PD B enthaltenen Termin in jedem Fal l das Prüfungs­
ergebnis und ein Vermerk über die Abstimmung mit der K D mitzuteilen. 
Wurde eine falsche oder keine PA-Nummer angegeben, ist die richtige 
PA-Nummer ebenfalls mitzuteilen. Einwände sind zu begründen. Erteilte 
Aufträge sind entsprechend der Terminstellung zu erfüllen. Können Ter­
mine i m Ausnahmefall nicht eingehalten werden, ist dem antragsbearbei­
tenden V P K  A darüber Mitteilung zu geben. 
Sind von dem für die HW zuständigen VPKA , PM, F S an das PM erfor­
derlich, welches den Antrag zu entscheiden hat, muß das F S folgendes 
beinhalten: 
—	 Art des Antrages, 
—	 Name, Rufname, Geburtsdatum der Bezugsperson, 
—	 Terminstellung aus E-Hilfe für Einwände oder Meinungsäußerung, 
—	 Einwände bzw. geforderte Meinungsäußerung, f 
4.3.5. 1 Anträge zur Erteilung einer Genehmigung zum Befahren 
der Seegewässer der DDR gemäß Ziffer 4.3.1. mit Sportbooten entscheidet 
der Leiter des für die Bearbeitung zuständigen VPK A oder ein von ihm 
beauftragter Offizier nach Abstimmung mit der zuständigen KD . | 
Genehmigungen können erteilt werden, wenn folgende Gründe vorliegen: 
—	 Förderung und Entwicklung des Leistungssports im Segeln; 
—	 Förderung und Entwicklung des Fahrtensegelns und Durchführung des 

Wettkampfbetriebes des BD S der DDR; 
—	 Entwicklung und Förderung des Segelsportes in Bereichen der inneren 

Seegewässer, in denen die Ausübung dieser Sportart beschränkt ist 
(z. B. Untere Warnow — Rostock) bzw. für Sportgemeinschaften an der 
offenen Küste, denen keine anderweitigen Gewässer zur Verfügung 
stehen; 

—	 Entwicklung und Förderung des Meeresangelsportes; 
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—	 Durchführung von Ausbildungsfahrten der GST ; 
—	 Sportliche Betätigung von Personen, die sich besondere Anerkennungen 

und Verdienste bei der Entwicklung der DDR erworben haben. 
Bei der Erteilung der Genehmigungen sind die Festlegungen in den Zdffern 
4.3.5.1. bis 4.3.5.3. zu beachten. 
4.3.5.1. Genehmigungen (PM 18) zum Zwecke des Meeresangelns sind 
an Bürger, die im Bezirk Rostock mit HW gemeldet sind, nur für die vom 
Chef der BDV P Rostock i n Abstimmung mit dem Chef der Grenzbrigade 
Küste und dem Ltr. der B V Rostock festgelegten Gebiete (Bestimmung der 
Koordinaten) zu erteilen. ­
Für Bürger, die nicht im Bezirk Rostock mit HW gemeldet sind, wird das 
Meeresangeln nur in organisierter Form in den gleichen Gebieten durch 
Erteilung einer Ausnahmegenehmigung des Chefs der BDV P Rostock ge­
stattet. 
Bei der Erteilung der Genehmigung ist ein strenger Maßstab zur Gewähr ­
leistung einer hohen Ordnung und Sicherheit anzulegen, damit eine den 
Erfordernissen entsprechende Reduzierung der Anzahl der Genehmigun­
gen erreicht wird. Dabei ist zu beachten, daß auftretende Fragen im Zu ­
sammenhang mit der Ausübung des Meeresangelsportes von der BDV P 
Rostock mit dem Bezirksfachausschuß Rostock des DA V der DDR ab­
gestimmt werden. 
4.3.5.2. Genehmigungen (PM 18) zum Zwecke der Ausübung des Se­
gelsportes sind nach folgenden Grundsätzen zu erteilen: 
a) Zur Ausübung des Leistungs-, Kinder- und Jugendsportes sowie zur 

maritimen Ausbildung können Genehmigungen (PM 18) erteilt werden, 
wenn vom BDS der DDR bzw. der GS T in eigener Verantwortung An ­
träge bei der zuständigen Dienststelle der V P gestellt werden. 
Vom Generalsekretariat des BDS der DDR werden die Leistungszentren 
zur Ausbildung von Leistungssportlern sowie für den Kinder- und Ju ­
gendsport auf die strenge Einhaltung der Bestimmungen hingewiesen. 

b)	 Zur Ausübung des See- und Fahrtensegelns als Freizeitsport sowie zur 
Durchführung des Wettkampfbetriebes des BDS der DDR sind Geneh­
migungen (PM 18) nur zu erteilen, wenn der BD S der DDR dafür An­
träge im Rahmen des mit dem DTS B der DDR vereinbarten Limits stellt. 
Das Limit beträgt 
—	 für im Bezirk Rostock organisierte Sportler 1 400 bis 1 600 Genehmi­

gungen im Jahr und 
—	 für in anderen Bezirken organisierte Sportler 620 Genehmigungen 

im Jahr. 
Durch den Chef der BDVP Rostock ist die Überwachung der Einhaltung 
des vorgegebenen Limits in geeigneter Form zu sichern. 
Anträge, die über das vereinbarte Limit hinaus gestellt werden, sind nicht 
entgegenzunehmen bzw. dem Antragsteller mit einem entsprechenden Hin ­
weis zurückzugeben. 
Das See- und Fahrtensegeln als Freizeitsport sowie Trainingsfahrten für 
den Wettkampfsport sind nur in einem der festgelegten Gebiete zu gestat­
ten (Anlage 16). Der Chef der BDV P Rostock ist berechtigt, diese Gebiete bei 
Notwendigkeit in Abstimmungen mit dem Chef der Grenzbrigade Küst e und 
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dem •|itf;'-:4̂ /''BV!-'lt'ó̂ tdćk zu verändern. Vorgenommene Verai derungen 
sind dem Stellvertreter des Ministers und Chef des Stabes zu melden. 
Genehmigungen können auf begründeten Antrag und nach entsprechender 
Prüfung auch für mehrere Segelgebiete (zeitlich kurz befristet) erteilt 
werden. 

4.3.5.3. Genehmigungen für das Überführen von Sportbooten (Ver­
śegelh) zwischen den festgelegten Segelgebieten können für Sportler, die im 
Besitz einer Genehmigung sind, für Samstage, Sonn- und Feiertage unter 
Beachtung der festgelegten Routen (kein nördliches Umfahren der Insel 
Rügen) gestattet werden. An anderen Tagen ist das Versegeln nur mit zeit­
lich fc^ des Chefs der BDVP Ro­
stock żU gestatten. • . • 
Wenn n^ehrere Bööte vom gleichen Ausgangspunkt zum gleichen Zielort 
und żur gleichen Zeit überführt werden sollen, dann ist das nur im Konvoi 
zugelassen. « 

4.3.6. Die Entscheidung über Anträge zur Erteilung von Genehmi­
gungen erfordert eine hohe Wachsamkeit, und hat.entsprechend den fest­
gelegten Kriterien zu erfolgen; 
Die Erteilung von Genehmigungen ist zu versagen, wenn 
a) begründet zu verniüten ist, daß die betreffende Person die Ordnung und 

Sicherheit im Grenzgebiet gefährdet. Das trifft besonders auf den in 
Ziffer 3.3.1.4., Buchstaben a) bis j) genannten Personenkreis zu, 

b) uhwahre Angaben zur Person, über die Registrierung des Bootes, mit 
dem gefahren werden soll, gemacht werden, kein registriertes bzw. zur 
Registrierung angemeldetes Boot angegeben werden kann oder» die Re­
gistrierung des Bootes abgelehnt wird, 

c) Ehegatten, Eltern, Kinder, Geschwister sowie andere Angehörige, die im 
Haushalt lebten, nach nichtsozialistischen Staaten oder Westberlin über­
siedelten Und für diese keine Genehmigungen zur besuchsweisen Ein­
reise in die DDR erteilt werden, 

d) für Ehegatten, Eltern, Kinder sowie für andere im Haushalt lebende 
Angehörige Antrage auf Übersiedlung nach nichtsozialistischen Staaten 
Westberlin abgelehnt wurden. 

4.3.7. Die Genehmigung ist innerhalb von 20 Arbeitstagen zu erteilen 
und durch die Abt. PM des für die Bearbeitung zuständigen VPKA ist eine 
PM 18 auszustellen. 
Alle zeitlichen und örtlichen Beschränkungen sind in die Genehmigung 

(PM 18) einzutragen. 

Die Genehmigung (PM 18) ist ńiit dem kleinen DS zu siegeln und zu unter-. 
schreiben. 
In Ausnähmefällen kann die Genehmigung mit einer Gültigkeit bis zu einem 

Kalenderjahr ausgestellt werden. Werden Anträge auf Verlängerung der 
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Gültigkeit gestellt, ist wie bei einer Neubeantragung zu verfahren. Wenn die 
„Übersieht der Eintragungen gewahrt bleibt, keine Veränderungen zur 
Person (Name, PA-Nr.) und keine Veränderungen der Segelgebiete not­
wendig sind sowie der Zustand der Genehmigung (PM 18) dies zuläßt, ist 

. eine nochmalige Verwendung des Vordruckes möglich. Analog kann ver­
fahren werden, wertn bei einer Neubeantragung eine, ungültige Genehmi­
gung (PM 18) beigefügt ist. , 

Genehmigungen für die Funktionäre der unter Ziffer 4.3.2. genannten ge­
sellschaftlichen Organisationen und Stammbesätzungen von Ausbildungs­
booten der GS T können über den Zeitraum eines Jahres hinaus für die 
Dauer der Ausübung der Funktion oder für die Dauer der Zugehörigkeit 
zur Stammbesatzung von Ausbildungsbooten befristet werden. Die Anträge 
für derartige Genehmigungen sind von den Bezirksfachausschüssen bzw. 
Bezirksvorständen, den Generalsekretariaten bzw. dem Zentralvorstand 
der jeweiligen gesellschaftlichen Organisation zu stellen. 

4,3.8. Die Entscheidung über den Antrag ist dem Antragsteller durch 
die Abt. PM des VPK A mitzuteilen, in dessen Bereich die Antragstellung 
erfolgte. Die getroffene Entscheidung ist gleichzeitig der für den Liegeort 
des Spörtbootes zuständigen Dienststelle des WS mitzuteilen, sofern es sich, 
bei dem Antragsteller um einen Privateigentümer eines Sportbootes han­
delt, der gleichzeitig ein Bordbuch beantragt hat. 

4.3.8.1. Im Genehmigungsfälle ist den! Antragsteller die PM 18 aus­
zuhändigen bzW. auf dem Postweg zu übersenden. Deshalb ist anzustreben, 
daß bei der Antragstellung ein mit der Adresse des Antragstellers ver­
sehener Briefumschlag mit abgegeben wird. Die postalische Versendung 
der Genehmigung ist auf dem Antrag durch Anbringung des Datumstem­
pels sichtbar zu machen. Wird die Genehmigung dem Anträgsteller aus­
gehändigt, ist der Empfang auf dem Antrag durch den Antragsteller mit 
Unterschrift zu bestätigen. . 

4.3.9. I n Zusammenarbeit mit den gesellschaftlichen Organisationen 
ist zu gewährleisten, daß durch diese, wenn die Gründe, die zur prteüung 
der Genehmigung führten, nicht mehr gegeben sind, wie ż. B. 
— Ausscheiden aus einer Funktion, als Mitglied der Stammbesatzungeines 

Ausbildungsbootes oder als Mitglied der gesellschaftlichen Organi­
sation, 

— Sperren oder Ausschluß wegen unsportlichen Verhaltens, 
die Genehmigung einbehalten und der Dienststelle der DVP, die die Ge­
nehmigung ausgegeben oder ausgestellt hat, zurückgegeben wird. 
Die Organisationen sind aufzufordern, dazu beizutragen, daß die Mitglieder 
über die Bestimmungen der Grenzordnung belehrt sowie Einfluß auf die 
Einhaltung der Grenzordnung durch die Mitglieder genommen wird. 

4.3.10. Erteilte Genehmigungen sind von der ausstellenden oder aus­
gebenden Dienststelle zurückzunehmen oder zu entziehen, wenn 
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nachträglich Tatsachen bekannt werden, die zur Ablehnung des Antra 
ges geführt hätten, 
die Gründe, die zur Erteilung führten, weggefallen sind, BStU 
unrichtige Angaben zu ihrer Erlangung gemacht wurden, 000080 der Befähigungsnachweis entzogen wurde, 

gegen die im Grenzgebiet geltende Ordnung verstoßen* wurd£ 

Verletzungen gegen Beschränkungen — besonders durch die Sicherungs 

kräfte der Grenzbrigade Küste — festgestellt werden. 


Vom Entzug bzw. der Zurücknahme der Genehmigung ist die jeweilige 
gesellschaftliche Organisation in Kenntnis zu setzen. 

4.3.10.1. Uber Ablehnungen, Entzüge, Rückgaben und Nicht Verlänge­
rungen von PM 18 sind Aktualisierungsdaten für die PD B aufzuzeichnen. 

4.3.11. Werden bei Personen mit Genehmigung Vordruck PM 18 in ­
nerhalb von einem Jahr ab Beginn der Gültigkeitsfrist der PM 18 nach­
träglich Tatsachen bekannt, die zu einer Ablehnung des Antrages auf E r  ­
teilung dieser Genehmigung geführt hätten bzw. zum Entzug der erteilten 
Genehmigung führen können, wird das PM des V P K  A von dem der An ­
trag bearbeitet wurde, durch die PD B informiert. 

4.3.12. Die Festlegungen in den Ziffern 3.6. ff. sind zu beachten. 

4.3.13. Der Chef der BDV P Rostock hat zu sichern, daß die erteilten 
Genehmigungen zum Befahren der Seegewässer der DDR gemäß Ziffer 
4.3.1., i n Zusammenarbeit mit den zuständigen Leitern der VPKÄ ständig 
analysiert werden, damit die jeweils gültigen Genehmigungen in einem 
Rahmen gehalten werden, der operative Kontrollen im Interesse der 
Grenzsicherung ermöglicht. Die erforderlichen Maßnahmen sind mit den 
zuständigen Dienststellen des MfS und dem Stab der Grenzbrigade Küste 
abzustimmen. » 
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4.5. Befahren der Seegfewässer der DDR, dije außerhalb des Berei­
ches der Grenzzone liegen, mit Fahrzeugen der Küstenfischerei, des Was­
serrettungsdienstes des DR K der DDR und der „Weißen Flotte" 

4.5.1. Das Befahren der Seegewässer der DDR, die außerhalb des 
Bereiches der Grenzzone liegen, mit Fahrzeugen der Küstenfischerei, des 
Wasserrettungsdienstes des DR K der DDR (ausgenommen Rettungsboote) 
und der „Weißen Flotte" ist nur Besatzungsmitgliedern dieser Fahrzeuge 
(bei Fahrzeugen der „Weißen Flotte" auch dem Personal der Mitropa) ge­
stattet, die auf einer vom RdK , Abt. IA , bestätigten Liste aufgeführt sind. 

4.5.1.1. Auf die Ltr . der Betriebe, Institutionen und Organe bzw. die 
Vorstände der Genossenschaften ist einzuwirken, daß sie die Verantwor­
tung dafür tragen, daß auf den Fahrzeugen nur solche Besatzungsmitglie­
der mitfahren und i n das Bordbuch eingetragen werden, die auf der Liste 
bestätigt wurden. 

4.5.1.2. Für Fahrzeuge der „Weißen Flotte" werden keine Bordbücher 
geführt. 

4.5.2. Die Listen sind durch die Leiter der Betriebe, Institutionen, 
Organe oder Vorstände der Genossenschaften dem für den Liegeort des 
Fahrzeuges zuständigen RdK , Abt. IA , zur Bestätigung vorzulegen. 

4.5.3. Die Bestätigung der Listen hat durch die RdK , Abt. IA , in 
Abstimmung mit dem für den Liegeort des Fahrzeuges zuständigen VPKA , 
PM , zu erfolgen. 

4.5.3.1. Uber die Antragstellung (zur Bestätigung eingereichte Liste) 
sind vom VPKA , PM , welches für den Liegeort des Fahrzeuges zu­
ständig ist, Aktualisierungdaten für die PDB aufzuzeichnen. Termine sind 
so zu stellen, daß die Rückgabe der bearbeiteten Listen innerhalb von 
20 Arbeitstagen erfolgen kann. 
Von der Antragstellung wird das V P K  A der HW des Einreisenden über die 
PD B informiert. Bei verheirateten Personen, wo der Ehepartner des Ein ­
reisenden i m Bereich eines anderen V P K  A mit HW gemeldet ist, wird auch 
dieses VPK A informiert. Das für die HW des Einreisenden zuständige 
V P K  A hat festzustellen, ob Einwänd e gegen den Einreisenden bestehen. 

4.5.4. I Die Personen auf der Liste bzw. den Entscheidungshilfen 
aus der PD B sind anhand der im V P K  A der HW vorliegenden Karteien 
und Registrierunterlagen zu überprüfen. Bei verheirateten Personen sind 
i n die Überprüfung auch die Karteien und Registrierunterlagen des Ehe­
partners, sofern sie im V P K  A vorliegen, miteinzubeziehen. Feststellungen, 
die für die Einschätzung der Person von Bedeutung sein können, sind dem 
Entscheidungsbefugten bzw. der anfragenden Dienststelle mitzuteilen. 
Zur Antragstellung (Listen oder Entscheidungshilfen aus der PDB) für 
Personen, bei denen durch die K Registriervermerke (z. B. K- , F - , V - oder 
E-Vermerk) veranlaßt wurden, hat eine Abstimmung mit dem Grenz­
offizier der K zu erfolgen. 
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Das Ergebnis der Prüfung und die Meinung der K ist auf der Liste bzw. 
-Entscheidungshilfe zu vermerken. :-••• ., 

Ergeben sich auf Grund der Überprüfung Einwänd e gegen den Einreisen­
den, sind diese bis zu dem in der Entscheidungshilfe aus der PDB enthal­
tenen Termin mitzuteilen. 

Einwände sind zu begründen. Gehen bis zum bestimmten Termin keine 
Einwände ein, gilt das als Zustimmung. • 

Können Termine nicht eingehalten werden, ist dem antragsbearbeitenden 
VPK A darüber sowie über das Prüfungsergebnis in jedem Fall fernschrift­
lich Mitteilung zu geben. 

Sind von dem für die HW zuständigen VPKA , PM, F  S an das PM erforder­
-lich, welches den Antrag zu entscheiden hat, mu ß das F  S folgendes bein­
halten: 
— Art des Antrages, 
— Name, Rufname, Geburtsdatum der Bezugsperson, 
— Terminstellung aus E-Hilfe für Einwände oder Meinungsäußerung, 
— Einwände bzw. geforderte Meinungsäußerung. \ 
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. 4.5.5. Werden durch die Abteilung PM Feststellungen nach Ziffer 

3.3.1.4.2. Buchstaben a) bis j) getroffen bzw. in Abstimmung mit der K 

Anträge für Personen abgelehnt, ist zu diesen Personen auf den von der 

Abt. IA des RdK übergebenen Listen der Vermerk „nicht befürwortet" 

anzubringen. Die Listen sind vollzählig den Abt. IA der RdK zurück­

zugeben. 

Werden durch die V P K Ä  , Abt. PM, Feststellungen getroffen, die eine Be­

stätigung auf der Liste nicht rechtfertigen, ist hierüber durch den Stell­

vertreter des Vorsitzenden für Inneres des RdK im Einvernehmen mit dem 

Ltr. des VPKA zu entscheiden. .
 v 


4.5.6. Die Entscheidung über Bestätigungen auf der Liste erfordert 

eine hohe Wachsamkeit und hat entsprechend den festgelegten Kriterien zu 

erfolgen. Die Bestätigung ist zu versagen, wenn begründet zu vermuten ist,

daß die betreffende Person die Ordnung und Sicherheit in den Grenzgebie­

ten gefährdet. Das trifft besonders auf der in Ziffer 3.3.1.4.2., Buchstaben a) 

bis j), genannten Personenkreis zu. 


4.5.7. Die Listen sind nach erfolgter Überprüfung neu auszuschrei­

ben und durch den Ltr. der Abt. IA des RdK oder dessen Stellvertreter zu 

bestätigen und mit dem kleinen Dienstsiegel zu siegeln. Die vom Antragstel­

ler eingereichten Exemplare der Listen verbleiben als Nachweis beim RdK, 

Abt. IA. Die neu ausgeschriebenen Exemplare sind dem Antragsteller aus­

zuhändigen. 


4.5.7.1. Auf der Grundlage der bestätigten Listen stellen die Ltr. der 

Betriebe, Institutionen, Organe oder die Vorstände der Genossenschaften 

die Genehmigungen Muster 10 (Anlage i3) aus. Der Ltr. der Abt. IA des RdK 

hat nach Prüfung anhand der genehmigten Listen den Gültigkeitsvermerk 

auf der Genehmigung jeweils für das Halbjahr einzutragen und mit dem 

kleinen Dienstsiegel zu siegeln. 


4.5.8. Die Ltr. der Betriebe, Institutionen, Orgahe oder die Vorstände 

der Genossenschaften sind darauf hinzuweisen, daß bei Veränderungen der 

in den Listen enthaltenen Angaben zur Person sowie bei Lösung des Ar­

beitsrechtsverhältnisses die'Listen den RdK, Abt. IA, zur Berichtigung vor­

zulegen sind. 


4.5.9. Die erfolgte Bestätigung auf der Liste kann durch den Ltr. der 

Abt. IA des RdK durch Streichung auf der Liste oder Einziehung derselben 

zurückgenommen werden, wenn die öffentliche Ordnung und Sicherheit im 

Grenzgebiet, insbesondere durch vorsätzliche Vorstöße gegen die Bestim­

mungen zum Schutze der Staatsgrenze der DDR gefährdet wird. 

Vorgenommene Bestätigungen sind durch Streichung oder Einziehung zu­

rückzunehmen, wenn 

—	 nachträglich Tatsachen bekannt werden, die zu einer Ablehnung des 


Antrages geführt hätten, 
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'—	 unrichtige Angaben bei der Einreichung zur Bestätigung gemacht wur­
:
 den, ' ". 


—	 im Zusammenhang mit dem Befahren der betreffenden Gewässer ge­

setzlich zu erfüllende Pflichten nicht eingehalten bzw. nicht erfüllt 

werden oder 


—	 die Gründe, die zu ihrer Bestätigung führten, weggefallen sind. 


Die RdK, Abt. IA, haben die für die HW der Bürger zuständigen V P K Ä  , 

Abt. PM, von der Streichung auf der Liste bzw. der Einziehung derselben 

unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 

Werden bei auf den Listen enthaltenen Personen innerhalb der Gültigkeits­

frist der erfolgten Bestätigung nachträglich Tatsachen bekannt, die zu einer 

Ablehnung des Antrages auf Bestätigung geführt hätten bzw. zur Rück­

nahme der Bestätigung führen können, wird die Abt. PM des VPKA von der 

der Antrag bearbeitet wurde, durch die PDB informiert. 


4.5.10. Über Ablehnungen, Streichungen, Entzüge der Erlaubnis sind 

Aktuaüsierungsdaten für die PDB aufzuzeichnen. 


4.5.11. Die Festlegungen in den Ziffern 3.6. ff. sind zu beachten. 
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4.6. Befahren der Seegtewässer der DDR, dae außerhalb des Berei­
ches der Grenzzone liegen, mit Fahrzeugen der staatlichen Aufsichts­
organe und der technischen Flotte 

4.6.1. Das Befahren der Seegewässer der DDR, die außerhalb des 
Bereiches der Grenzzone liegen, mit Fahrzeugen der staatlichen Aufsichts­
organe und der technischen Flotte ist nur gestattet, wenn das Personal 
dieser Fahrzeuge i m Besitz einer Erlaubnis ist. 

4.6.2. Die Erlaubnisse erteilen die Ltr . der Betriebe bzw. Organe, 
denen das Fahrzeug gehört oder in dessen Auftrag es fährt, nach Abstim­
mung mit dem für den Liegeplatz des Fahrzeuges zuständigen RdK , 
Abt. IA. 

4.6.3. Durch die Ltr . der Betriebe bzw. Organe sind dem RdK , Abt. 
IA , folgende Angaben zur Person zur Abstimmung zu übergeben: 
— Name, Rufname, 
— PKZ , Geburtsort, 
— Anschrift der HW. 

Die Angaben sind schriftlich in dreifacher Ausfertigung zu übergeben. 


4.6.4. Durch den RdK , Abt. IA, sind zwei Exemplare der von den 
Ltr . der Betriebe bzw. Organe übergebenen Angaben zur Person dem 
PM des VPK A zur weiteren Bearbeitung zu übergeben, in dessen Bereich 
sich der Liegeplatz des Fahrzeuges befindet. 

4.6.4.1. Über die Antragstellung (zur Abstimmung eingereichte Liste) 
sind vom VPKA , PM , welches für den Liegeort des Fahrzeuges zu­
ständig ist, Aktualisierungsdaten für die PDB aufzuzeichnen. Termine sind 
so zu stellen, daß die Rückgabe der bearbeiteten Listen innerhalb von 
20 Arbeitstagen erfolgen kann. 
Von der Antragstellung wird das VPK A der HW des Einreisenden über die 
PDB informiert. Bei verheirateten Personen, wo der Ehepartner des Ein ­
reisenden im Bereich eines anderen VPK A mit HW gemeldet ist, wird auch 
dieses VPK A informiert. Das für die HW des Einreisenden zuständige 
VPK A hat festzustellen, ob Einwände gegen den Einreisenden bestehen. 

4.6.5. I Die Personen auf der Liste bzw. den Entscheidungshilfen 
aus der PD B sind anhand der im VPK A der HW vorliegenden Karteien 
und Registrierunterlagen zu überprüfen. Bei verheirateten Personen sind 
in die Überprüfung auch die Karteien und Registrierunterlagen des Ehe­
partners, sofern sie i m VPK A vorliegen, mit einzubeziehen. 
Feststellungen, die für die Einschätzung der Person von Bedeutung sein 
können, sind dem Entscheidungsbefugten bzw. der anfragenden Dienst­
stelle mitzuteilen. 
Zur Antragstellung (Listen oder Entscheidungshilfen aus der PDB) für 
Personen, bei denen durch die K Registriervermerke (z. B. K-, F - ,  V- oder 



BS t  u 
000086 

E-Vermerk) veranlaßt wurden, hat eine Abstimmung mit dem Grenzoffi­
zier der K zu erfolgen. Das Ergebnis der Prüfung und die Meinung der K 
ist auf der Liste bzw. Entscheidungshilfe zu vermerken. 
Ergeben sich auf Grund der Überprüfung Einwänd e gegen den Einreisen­
den, sind diese bis zu dem in der Entscheidungshilfe aus der PD B enthalte­
nen Termin mitzuteilen. Einwände sind zu begründen. Gehen bis zum be­
stimmten Termin keine Einwände ein, gilt das als Zustimmung. Können 
Termine nicht eingehalten werden, ist dem antragsbearbeitenden V P K  A 
darüber sowie über das Prüfungsergebnis in jedem Fall ferschriftlich 
Mitteilung zu geben. 
Sind von dem für die HW zuständigen VPKA , PM, F  S an das PM erfor­
derlich, welches den Antrag zu entscheiden hat, muß das F S folgendes 
beinhalten: 
— Art des Antrages, 
— Name, Rufname, Geburtsdatum der Bezugsperson, 
— Terminstellung aus E-Hilfe für Einwände oder Meinungsäußerung, 

:-Einwände-bzw--geforderte Meinungsäußerung—|

4.6.6. Werden durch die VPKÄ, PM, Feststellungen getroffen, die 
eine Zustimmung für die Erteilung einer Erlaubnis nicht rechtfertigen, 
ist hierüber durch den Ltr . des VPK A zu entscheiden. ­

4.6.7. Die Prüfung der Personen, zu denen Anträge auf Erteilung 
einer Erlaubnis gestellt wurden, erfordert eine hohe Wachsamkeit und hat 
entsprechend den festgelegten Kriterien zu erfolgen. Der Erteiking von 
Erlaubnissen ist nicht zuzustimmen, wenn begründet zu vermuten ist, daß 
die betreffende Person die Ordnung und Sicherheit in den Seegewässern 
der DDR gefährdet. Das trifft besonders auf den i n Ziffer 3.3.1.4.2. Buch­
staben a) bis j) genannten Personenkreis zu. , 

4.6.8. Erfolgt binnen 20 Arbeitstagen vom VPKA , PM, gegenüber 
dem RdK, Abt. IA , kein Einspruch, gerechnet vom Tag des Einganges 
der Angaben zur Person, gilt das als Zustimmung. Personen, für die keine 
Zustimmung gegeben wird, sind der Abt. I A des Rd K ohne Angabe der 
Gründe mitzuteilen. 
Erfolgt binnen 24 Arbeitstagen vom RdK, Abt. IA , gegenüber den Betrieben 
bzw. Institutionen kein Einspruch, so gilt dies als Zustimmung. Personen, 
für die vom VPKA , PM, keine Zustimmung gegeben wurde, sind von 
der Abt. I  A des Rd K den Betrieben bzw. Institutionen mit der Begründung 
„Bewerber ungeeignet" mitzuteilen. 
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4.6.9. Die Ltr . der Betriebe bzw. Institutionen setzen dem RdK , 
Abt. IA , unter Angabe der Gründe in Kenntnis, wenn ihrerseits die E r  ­
laubnis nicht erteilt bzw. eine erteilte Erlaubnis eingezogen wurde. 
Die beim RdK , Abt. IA , eingehenden Informationen über die Nichtertei­
lung bzw. die Einziehung von Erlaubnissen sind an das VPKA , PM, in 
dessen Bereich sich der Liegeplatz des Fahrzeuges befindet, weiterzuleiten. 

4.6.10. Werden bei Personen mit einer Erlaubnis nach Ziffer 4.6.1. 
innerhalb der Gültigkeitsfrist der erteilten Erlaubnis nachträglich Tatsa­
chen bekannt, die zu einer Ablehnung des Antrages auf Erteilung der E r  ­
laubnis geführt hätten bzw. zum Entzug der erteilten Erlaubnis führen 
können, wird das P M des V P K  A von dem der Antrag bearbeitet wurde, 
durch die PD B informiert. 

4.6.11. Über Ablehnungen, Streichungen und Entzüge der Erlaubnis 
sind Aktualisierungsdaten für die PD B aufzuzeichnen. 

4.6.12. Die Festlegungen in den Ziffern 3.6. ff. sind zu beachten. 

i BSÜJ 
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2.	 Austauschblatt 
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4.7. Erteilung von Ausnajhmegenehmigungen (durch den Chef der 
BDVP Rostock 

4.7.1. Erlaubnisse zur Durchführung von Veranstaltungen entspre­
chend § 7 der Grenzordnung, §16 der Sportbootanordnung und § 15 der 
Seeverkehrsordnung auf den Seegewässern der DDR, die außerhalb des 
Bereiches der Grenzzone liegen, sind vom Chef der BDV P Rostock nur 
mit Zustimmung des Chefs der Grenzbrigade Küste zu erteilen. 

4.7.2. Der Chef der BDV P Rostock ist berechtigt, im Einvernehmen 
mit dem Stellvertreter des Vorsitzenden für Inneres des Rd B und dem 
Chef der Grenzbrigade Küste zur Gewährleistung des Wasserrettungs­
dienstes an der, offenen Küste für die Registrierung der Boote des Was­
serrettungsdienstes des DR K und deren Benutzung gesonderte Festlegun­
gen zu treffen. 

4.7.3. I Der Chef der BDV P Rostock ist berechtigt, im Einverneh­
men mit dem Chef der Grenzbrigade Küste, Ausnahmegenehmigungen, 
insbesondere in nachstehenden Fällen zu erteilen: 
a) Für wissenschaftliche Institutionen zum Tauchen mit registrierten 

Tauchgeräten außerhalb der hierfür in den Seegewässern außerhalb 
des Bereiches der Grenzzone freigegebenen Gebieten; 

b) Zur Teilnahme an Regatten, für die gemäß Ziffer 4.7.1. eine Erlaubnis 
erteilt wurde, sowie zur Förderung des Kinder- und Jugendsportes im 
Segeln auf den Seegewässern der DDR gemäß Ziffer 4.3.1. für Personen, 
die nicht i  m Besitz einer Genehmigung gemäß Ziffer 4.3.1. (PM 18) und 
für Boote, die nicht gemäß Ziffer 4.8.1. registriert sind; 

c) Zum Meeresangeln in organisierter Form in den Seegewässern der DDR 
gemäß Ziffer 4.3.1. für Bürger, die nicht im Bezirk Rostock mit HW ge­
meldet sind sowie zur Teilnahme an Wettkämpfen im Meeresangeln in 
Seegewässern, die außerhalb des Bereiches der Grenzzone liegen, für 
Personen, die nicht im Besitz einer  Genehmigung gemäß Ziffer 4.3.1. v

(PM 18) und für Boote, die nicht gemäß Ziffer 4.8.1. registriert sind; 

d) Zur Nachtfahrt mit Sportbooten auf den Seegewässern der DDR gemäß 
Ziffer 4.3.1., 
—	 wenn dies zur Durchführung von Trainingsfahrten im Interesse der 

Förderung des Leistungssportes im Segeln notwendig ist (Nacht­
fahrtgenehmigungen für das Training sind in der Regel nur im Be­
reich Kü'hlungsborn bis Darßer Ort bzw. rund um Rügen in den 
Territorialgewässern der DDR bis zu einer Breite von 3 Seemeilen 
gerechnet von der Grundlinie zu genehmigen), 

—	 wenn dies zur Überführung von Booten für die Teilnahme im Wett­
kampfbetrieb des BDS der DDR notwendig ist, 

—	 zur Förderung des Angelsportes für Mitglieder des DAV, die im 
Besitz einer Nachtangelgenehmigung sind, 

—	 zur Unterstützung der maritimen Ausbildung der GST . 
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e) Zum Anfahren der Reede von Rostock-Warnemünde aus persönlichen 

Gründen (Besuch von Seeleuten auf Schiffen der DDR durch Ehe­

partner, im Haushalt lebende Kinder sowie Eltern); 


f) Zum Umfahren der Sperrgebiete der Volksmarine für organisierte 

Fahrten mit registrierten Sportbooten, nur in einer Entfernung von 

maximal 1000 m von den Sperrgebieten, f 


4.7.3.1. j Ausnahmegenehmigungen sind bei der BDVP Rostock zu 

beantragen und zwar für 

—	 das Taudien außerhalb der festgelegten Tauchgebiete durch die je­


weilige wissenschaftliche Institution; 

—	 Teilnahme an Regatten und die Förderung des Kinder- und Jugend­


sportes im Segeln durch die Bezirksfachausschüsse bzw. das General­

sekretariat des BDS der DDR; 


—	 das Meeresangeln in organisierter Form für Bürger, die nicht am Bezirk 

Rostock mit HW gemeldet sind sowie die Teilnahme an Wettkämpfen 

im Meeresangeln durch die Bezirksfachausschüsse bzw. das General­

sekretariat des DAV der DDR; 


—	 die Nachtfahrt zur Förderung des Segel- und Angelsportes und der 

maritimen Ausbildung durch 

• die Bezirksfachausschüsse bzw. das Generalsekretariat des BDS bzw. 

des DAV der DDR, 


• die Bezirksvorstände bzw. den Zentralvorstand der GST, 
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das Anfahren der Reede vor Rostock-Warnemünde 'aus persönlichen 
Gründen durch die Leitung des Kombinates Seeverkehr und Hafen­
wirtschaft ; 

—	 das Umfahren der Sperrgebiete der Volksmarine durch die Bezirks­

vorstände des DTS B über den Bezirksvorstand des DTS B Rostock bzw. 

durch den Bezirksvorstand der GS T Rostock. 


vDie Anträge sind zu begründen.	  ' 

Die Ausnahmegenehmigungen sind örtlich zu beschränken und zeitlich 
kurz zu befristen, f 

4.7.4. Die Antragstellung für Ausnahmegenehmigungen zur Teil­
nahme an Regatten und Wettkämpfen im Meeresangeln sowie zum Mee­
resangeln in organisierter Form für Bürger, die nicht i m Bezirk Rostock 
gemeldet sind, hat mit Listen i n vierfacher Ausfertigung mit folgenden 
Angaben über die Teilnehmer und die vorgesehenen Boote zu erfolgen: 

a)	 Angaben zur Person b) Angaben zum Boot 

—	 Name und Vorname Bootsart 

— PK Z — Bezeichnung der Sportgemein­
schaft 

—	 Wohnort 

—	 PA-Nummer 

Die Antragstellung für die Ausnahmegenehmigung zur Teilnahme an 
Regatten und Wettkämpfen i m Meeresangeln hat in Verbindung mit dem 
Antrag auf Genehmigung der Veranstaltung zu erfolgen. 

Durch die BDV P Rostock ist i n Abstimmung mit den Veranstaltern auf 
der Grundlage der Jahressportprogramme zu sichern, daß die Ausnahme­
genehmigungen sowie die listenmäßigen Aufstellungen über die Teilneh­
mer und Boote rechtzeitig eingereicht werden. Die Uberprüfun g der Teil­
nehmer, einschließlich für das Meeresangeln in organisierter Form, hat 
durch die BDV P Rostock entsprechend den Festlegungen in der Ziffer 
4.3.3.2. zu erfolgen. Teilnehmer, die im Besitz einer gültigen P M 18 sind, 
können von der Überprüfung ausgeschlossen werden. 

Die Ausnahmegenehmigung ist auf der listenmäßigen Aufstellung zu be­
stätigen. Das Original ist dem Bezirksvorstand der gesellschaftlichen 
Organisation zwecks Hinterlegung bei der Veranstaltungsleitung und eine 
Durchschrift dem Stab der Grenzbrigade Küste zu übergeben. 

4.7.5. Ausnahmegenehmigungen zur Förderung des Kinder- und 
Jugendsportes im Segeln sind i n Abstimmung mit dem Seefahrtsamt der 
DDR zu erteilen. 
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4.7.6. Ausnahmegenehmigungen für das Tauchen außerhalb der 
freigegebenen Tauchgebiete, zur Förderung des Kinder- und Jugendsportes 
im Segeln, zu kulturellen Zwecken und für die Nachtfahrt sind formlos mit 
Angabe der örtlichen Begrenzung und der Gültigkeitsdauer zu erteilen. 
Eine Durchschrift der Ausnahmegenehmigung ist dem Stab der Grenz­
brigade Küst e zu übergeben. 
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4.8. Registrierung der Fahrzeuge, Ausstellung und Führung des 
Bordbuches 4> • ' 

4.8.1. \ Fahrzeuge der Küstenfischerei und des Wasserrettungs­
dienstes des DR K dürfen die Seegewässe r der DDR, die außerhalb der 
Grenzzone liegen, sowie Sportboote die Seegewässe r der DDR gemäß Zif­
fer 4.3.1., nur befahren, wenn 
—	 sie durch das Seefahrtsamt der DDR bzw. die dazu berechtigten gesell­

schaftlichen Organisationen technisch zugelassen und von der DV P re­
gistriert sind, 

—	 die erteilte Registriernummer und die Bezeichnung des Liegeortes deut­
lich sichtbar am Fahrzeug geführt wird, 

—	 die an Bord befindlichen Personen neben dem Besitz einer Genehmi­
gung in einem von der DV P ausgestellten Bordbuch eingetragen sind, 

—	 die Gültigkeit der technischen Zulassung mit der Gültigkeit des von der 
DV P ausgestellten Bordbuches übereinstimmt. | 

4.8.2. Anträge auf Registrierung und Ausstellung eines Bordbuches 
sind bei den für den Liegeort der Fahrzeuge zuständigen Dienststellen der 
WS (Anlage 14) zu stellen, und zwar für 
—	 Sportboote von gesellschaftlichen Organisationen, wie BDS, DA V und 

GS T sowie Boote von Mitgliedern dieser Organisationen durch die 
Kreisfachausschüsse bzw. Kreisvorstände dieser Organisationen, 

—	 Sportboote von Personen, die nicht Mitglieder dieser gesellschaftlichen 
Organisationen sind, durch die Eigentümer selbst, 

—	 Fahrzeuge der Küstenfischerei durch die Ltr . der Betriebe bzw. Vor ­
ständ e der Genossenschaften, 

—	 Fahrzeuge des Wasserrettungsdienstes des DR K durch die zuständigen 
Abteilungen 'der örtlichen Räte. 

4.8.3. Die Antragstellung hat schriftlich unter Verwendung des 
Vordr. WS 3 und Vorlage der technischen Zulassung für das Fahrzeug zu 
erfolgen. Der Antrag ist zu begründen. Bei Sportbooten gesellschaftlicher 
Organisationen sowie Fahrzeugen der Küstenfischerei und des Rettungs­
dienstes sind auf den Anträge n die Angaben zur Person des Bootsführers 
nicht auszufüllen. Diese Angaben sind dem Antrag unter Vorlage des Be ­
fähigungsnachweises gesondert beizufügen. 

4.8.4. Anträge auf Registrierung des Sportbootes bzw. des Fahrzeu­
ges der Küstenfischerei und des Rettungsdienstes sowie Ausstellung des 
Bordbuches entscheidet der Ltr . des WS R bzw. der Ltr . des VPK A für die 
ihm unterstehenden Gruppenposten der WS oder von ihnen beauftragte 
Offiziere. Fahrzeuge könne n registriert werden und Bordbücher für diesel­
ben ausgestellt werden, wenn Ä 

a) Sportboote aus,den in Ziffer 4.3.5. genannten Gründen eingesetzt wer­
den sollen; ••• ; : 

b) Anträge für Fahrzeuge der Küstenfischerei oder des Rettungsdienstes 
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durch die Ltr. der Betriebe bzw. Vorstände der Genossenschaften oder 
das Seefahrtsamt gestellt werden. 

4.8.5. Die Registrierung und Ausstellung des Bordbuches hat in ­
nerhalb von 14 Arbeitstagen, gerechnet vom Tage des Einganges des An ­
trages zu erfolgen. Das Bordbuch ist mit dem kleinen DS zu siegeln. Im 
Bordbuch sind für Sportboote gesellschaftlicher Organisationen sowie 
Fahrzeugen der Küstenfischerei und des Rettungsdienstes die Angaben 
zur Person des Bootsführers auf der Seite 3 nicht auszufüllen. Unter der 
Rubrik „Sonstige Vermerke" ist einzutragen: 

„Bootsführer siehe Seite 4—5". ... ­

Als Nachweis über die erfolgte Registrierung und als Bordbuch ist der 
Vordr. WS 2 zu verwenden. 

4.8.6. Die Chefs der BDV P Rostock und Neubrandenburg haben die 
für die Registrierung zu verwendenden Unterscheidungszeichen und Re­
gistriernummern sowie die notwendigen Maßnahmen für eine ordnungs­
gemäße Kartei- und Nachweisführung über die Registrierung und Bord­
buchausstellung i n eigener Zuständigkeit festzulegen und gegenseitig ab­
zustimmen. 

Der Chef der BDV P Rostock hat i m Zusammenwirken mit dem Chef der 
BDV P Neubrandenburg sicherzustellen, daß über die in diesen Bezirken 
registrierten Sportboote eine zentrale Übersicht im V P K  A Rostock geführt 
wird. 

4.8.7. Die Ausgabe der Bordbücher hat über die gesellschaftlichen 
Organisationen, Ltr . der Betriebe bzw. Vorstände der Genossenschaften, 
das Seefahrtsamt bzw. an die antragstellenden Personen direkt zu erfolgen. 
Die Ausgabe von Bordbüchern für Boote, die sich i m Privatbesitz befin­
den, hat erst dann zu erfolgen, nachdem vom P M bestätigt wurde, 
daß dem Bootsbesitzer eine PM 18 erteilt wurde. Bei der Ausgabe der 
Bordbücher ist darauf zu verweisen, daß Änderungen zu Angaben im Bord­
buch unverzüglich durch die für die Registrierung zuständigen Dienststel­
len der WS vorzunehmen sind. 

4.8.8. Die Eintragungen im Bordbuch über den Fahrtennachweis 
obliegen dem jeweiligen Bootsführer. Eintragungen über 
— Datum und Uhrzeit des Auslaufens, 
— die Personalangaben der an Bord befindlichen Personen 
hat der Bootsführer vor Antritt der Fahrt vorzunehmen. 

4.8.9. Ergeben sich Gründe, die einem weiteren Befahren der Seege­
wässer der DDR, die außerhalb des Bereiches der Grenzzone liegen, mit 
diesen Fahrzeugen bzw. Sportbooten entgegenstehen, wie 

— Entzug der technischen Zulassung, 
— vorsätzliche Verletzung der Grenzordnung oder 
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— andere Umstände, die zum Entzug der Genehmigung führten, 

ist das Bordbuch von der Dienststelle der WS zu entziehen, von der es aus­

gestellt wurde. 


4.8.10. Die Neuausstellung eines Bordbuches von einem bereits re­

gistrierten Fahrzeug hat nur gegen Vorlage des alten Bordbuches zu er­

folgen. Das alte Bordbuch ist einzubehalten, ein Jahr aufzubewahren und 

danach zu vernichten. . ' 
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5. Erlaubnisse für Veranstaltungen, Jagden , Verkehr mit 
Sprengmitteln, Schußwaffen und patronierter Munition sowie für da s 
Übernachten in Wohnwagen in den Grenzgebieten 

5.1. Anträge für Erlaubnisse zur Durchführung von Veranstaltun­
gen sind gemäß § 7 (1) der Grenzordnung vom zuständigen VPK A entgegen­
zunehmen. 

Vor Erteilung der Erlaubnisse ist gründlich zu prüfen, ob die vorgesehenen 
Veranstaltungen . 
— den Gesetzen und anderen Rechtsvorschriften entsprechen und 
— zu keinen Beeinträchtigungen der Ordnung und Sicherheit in den Grenz­

gebieten führen können. 

5.1.1. Veranstaltungen im Schutzstreifen und mit überörtlichem 
Charakter in der Sperrzone bedürfen der Zustimmung des Kommandeurs 
des zuständigen Grenzregiments. 

5.2. Jagden in der Sperrzone sind durch die Leiter der Grenz-
VPKÄ nur zu erlauben, wenn es /  . 
— die Lage auf dem Gebiet der öffentlichen Ordnung und Sicherheit im 

jeweiligen Territorium gestattet und die Sicherheit an der Staatsgrenze 
dadurch nicht beeinträchtigt wird, 

— sie aus volkswirtschaftlichen Gründen, z. B. zur Verhinderung größerer 
Wildschäden an landwirtschaftlichen Kulturen erforderlich sind und 

— die Zustimmung des Kommandeurs des zuständigen Grenzregiments 
vorliegt. 

5.2.1. Bei Treib- und Drückjagden ist mit der Erlaubnis die Auflage 
zu erteilen, daß die Jagden nur aus Richtung Staatsgrenze in Richtung 
Hinterland durchgeführt werden dürfen. 

5.2.2. Jagdwaffen und patronierte Munition können zur Ausübung 
der Jagd 24 Stunden und in Ausnahmefällen bis zu 72 Stunden in der 
Wohnung des Jagderlaubnisinhabers in der Sperrzone in Stahlblechschrän­
ken aufbewahrt werden, wenn der Betreffende während der Zeit der Auf­
bewahrung in der Wohnung anwesend ist. 

Über die Abnahme des Standortes des Stahlblechschrankes ist ein Proto­
koll zu fertigen. Der zuständige Kommandeur der Grenztruppen ist davon 
in Kenntnis zu setzen. 

5.3. Das Sportschießen mit patronierter Munition in der Sperrzone 
ist durch die Ltr. der Grenz-VPKÄ nur auf festgelegten Schießplätzen mit 
Zustimmung des Kommandeurs des zuständigen Grenzregiments zu ge­
statten. Die Aufbewahrung von Sportwaffen und patronierter Munition hat 
in Dienststellen der bewaffneten Organe zu erfolgen. 
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5A. Erlaubnisse zur Lagerung und Aufbewahrung von Spreng­
mitteln im Schutzstreifen und in der Sperrzone sind durch die Chefs der 
BDVP nur in Ausnahmefällen zu erteilen, wenn 
— Sprengmittel tägüch im Arbeitsprozeß benötigt werden, 
— der Transport ökonomisch und aus Sicherheitsgründen nicht vertretbar 

ist und ' 
— die Zustimmung des Kommandeurs des zuständigen Grenzkommandos 

bzw. des Chefs der Grenzbrigade Küste vorliegt. 

5.5. Anträge von Betrieben, Einrichtungen und Genossenschaften 
auf Übernachtung von Arbeitskräften in Wohnwagen innerhalb von Ort­
schaften der Sperrzone sind gründlich zu prüfen und nach Abstimmung mit 
den K D durch die Ltr . der Grenz-VPKÄ zu entscheiden. 

5.5.1. Erlaubnisse sind nur zu erteilen, wenn 
— die Aufstellung der Wohnwagen und das Übernachten von Personen 

darin nicht zur Beeinträchtigung der öffentlichen Ordnung und Sicher­
heit im Grenzgebiet führen, 

— die Standorte sowie die Ordnung der Auf Stellung der Wohnwagen eine 
unkomplizierte Kontrolle und Überwachung im Rahmen der Dienst­
dur chführimg der operativen Kräfte ermöglichen. 

5.5.2. Die Erlaubnisse sind auf die unbedingt erforderliche Zeit zu 
beschränken. Die Standorte sowie die Ordnung für das Aufstellen der 
Wohnwagen sind zu bestimmen. Vom Antragsteller ist die Festlegung eines 
Verantwortlichen zu fordern. Zur Gewährleistung der öffentlichen Ord­
nung und Sicherheit können weitere Forderungen erhoben werden. 

5.5.3. Die Einhaltung der rechtlichen Bestimmungen für den Auf­
enthalt im Grenzgebiet sowie der Forderungen ist zu kontrollieren. 

Festgestellte Rechtsverletzungen sind konsequent zu ahnden. Im Zusam­
menhang damit sowie bei Nichteinhaltung von Forderungen ist der Entzug 
der Erlaubnis zu prüfen und in Abstimmung mit der K D zu entscheiden. 
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1. Grundsatzentscheidung 
zur Dienstvorschrift Nr. 0.8/82 

des Ministers des Innern und Chefs der Deutschen Volkspolizei 

vom 25. Februar 1985 


1. Der im T e i l C Z i f f e r 5.2.2. geprägte Grundsatz wird dahin­

gehend präzisiert, daß Angehörigen der DVP und der anderen 

Organe des Ministeriums des Irinern, die ihren Wohnsitz in 

der Sperrzone haben, auf Antrag die ständige Aufbewahrung 

ihrer persönlichen üagdwaffe und der dazugehörigen Munition 

in ihrer Wohnung gestattet werden kann. 

Voraussetzungen dafür sind 

- eine vorbildliche Dienstdurchführung und ­
- die sichere Aufbewahrung der Waffen und Munition ent­


sprechend den dafür geltenden Rechtsvorschriften sowie 

dienstlichen Weisungen. 


2. Der Antrag auf ständige Aufbewahrung der persönlichen üagd­

waffe und der Munition hat s c h r i f t l i c  h zu erfolgen. 

Er bedarf der Befürwortung durch den Leiter des VPKA. 

Der Chef der BDVP entscheidet über den Antrag. Eine Zu­

stimmung hat in s c h r i f t l i c h e  r Form zu erfolgen. 


3. Es sind ständig a l l  e erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen 

zu tr e f f e n , um eine Inbesitznahme der üagdwaffe und Munition 

durch Unberechtigte auszuschließen. Bei längerer Abwesen­

heit vom Wohnort (Urlaub, Krankenhausaufenthalt, Auslands­

reisen u. dgl.) haben die Erlaubnisinhaber die üagdwaffe und 

die dazugehörige Munition ihrer zuständigen D i e n s t s t e l l e in 

Verwahrung zu geben. Durch den Leiter des VPKA i s  t festzu­

legen, in welchen weiteren Fällen die üagdwaffe und Munition 

im VPKA z e i t w e i l i g aufzubewahren sind und durch wen die 

Einhaltung der Sicherheitsbestimmungen periodisch zu kon­

t r o l l i e r e  n i s t  . 


4. Diese Grundsatzentscheidung t r i t  t mit sofortiger Wirkung 

in Kraft, 


Berlin, den 25.02.1985 


Minister des Innern 

und Chef der Deutschen Volkspolizei 


D i c k e  l 

Armeegenera 1 
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Anlage 13 

D E U T S C H E V O L K S P O L I Z E I 

Der Personalausweisinhaber besitzt das 
Wohnrecht in der Sperrzone und 
ist berechtigt, sich in diesem Gebiet des/der 

Kreises. 

aufzuhalten. 

GUlt l  g b i s  : 

OS 

Unterschrift 

D E U T S C H E V O L K S P O L I Z E I 

Der Personalausweisinhaber ist berechtigt, sich in der 

Gemeinde 
des SdiHtzstreHens und i n der Sperrzone 

des Kreises .... . >.- . .  - ­
aufzuhalten. 

Gültig bU: 

• DS • 

ÜntamftiirWn 

 41 1500 I 8 l Blatt 52 

Muster 1 
(blau) 

Diesen R-Vermerk erhalten 
Bewohner der Sperrzone durch 
die zuständige VP M 

Muster 2 
(rot) 

Diesen R-Vermerk erhalten 
Bewohner des Schutzstreifens 
an der Staatsgrenze zur BR D 
und entlang der Küste durch 
die zuständige VP M 



Der Ausweisihhäber iśtfberechtigt, das 
Su--; - J 

Grenzgebiet über die Zugangswege 


zu betreten und sich 

in der Gemeinde — im Ortsteil 

des Kreises — des Stadtbezirks 

aufzuhalten 

Gültig bis 


Unterschrift 


DEUTSCHE VOLKSPOLIZEI 
Der Personalausweisinhaber ist bei 

als , .„ :„ „ 
beschäftigt und ist berechtigt, die Ge­
meinde ­
in der Sperrzone zu betreten. 
Gültig bis 

- - D S -
Unterschrift 

Muster 3 

(blau) 

Diesen R-Vermerk erhalten 

Bewohner des Grenzgebietes 

an der Staatsgrenze zu West­

berlin durch die zuständige 

VPM 

t


Muster 4
(blau) 


Diesen G-Vermerk erhalten 

Bürger, die außerhalb des 

Grenzgebietes wohnen und 

ihre Arbeitsstätte in der Sperr­

zone haben, durch das für die 

Arbeitsstelle zuständige VPKA 


 5 
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Anlage 13 

DEUTSCHE VOLKSPOLIZEI 
Der Personalausweisinhaber ist bei 

als 
beschäftigt u. ist berechtigt, die Gemeinde 

Im Schutzstreifen zu betreten. 

Gültig bis 
- DS ­

Unterschrift 

Muster 5 t ,. •. 
(rot) v ; ; " ' 

Diesen G-Vermerk erhalten 
Bürger, die außerhalb des 
Grenzgebietes oder in der 
Sperrzone wohnen und ihre 
Arbeitsstätte im Schutzstreifen 
haben, durch das für die Ar­
beitsstelle zuständige VPK A 

Muster 6D E U T S C H E V O L K S P O L I Z E I ' 
 (blau) ' \ 
Der Personalauswelsinhaber ist berechtigt, 

Diesen G-Vermerk erhalten dl« Qeme!nde(n) Bürger nach Ziffer 3.1.3. durch 
das zuständige VPK A 

in der Sperrzone zu betreten. 
Gültig bis: 

* D S  " 'UnwidinV """ 
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Muster 7 
Diesen Ausweis erhalten Bürger, die außerhalb des Grenzgebietes bzw. im 
Grenzgebiet an der Staatsgrenze zu Westberlin wohnen und ihre Arbeits­
stätte in diesem Grenzgebiet haben, durch die für die Arbeitsstelle zustän­
dige Abt. I A des RdK bzw. des RdStb. 

. i £ v 
o, 01 i 

I O 

-TP > 


1 
s •o 

•iS»' 

iÜ .2­c w 
c in 
5.» 

_ O iß 

-° Cn 
o - C  • ,y:-;Sös< 

C Ł C_
" D i 
I 

J 5 


5 •* 
S' 


to 
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B S t  U Anlage 13 

0 0 0 1 0  2 

Muster 8Deutsohe Volkspolizei 
(blau) 

Diesen Verlängerungsstempel 
erhalten Bürger, deren R-Ver­
merk Muster 1 bis 3 und G-Ver­
merk Muster 4 bis 6 verlängert 
wird. Zur Verlängerung des 
R-Vermerkes Muster 2 und 
G-Vermerkes Muster 5 ist rote 
Stempelfarbe zu verwenden. 

Muster 9DEUTSCHE 

(blau) 

Mit diesem Dienststempel bestätigt der zuständige 
AB V im Grenzgebiet die polizeiliche An- und Ab­VOLKSPOLIZEI 
meldung auf dem P-Schein, sofern die Einreise 
vorübergehend erfolgte und sich am Aufent­
haltsort keine VPM befindet. 



B S t  U 

0 0 0 1 0  3 

Muster 10 1. Halbjahr 2. Halbjahr 

> .19., 19 
 G e n e h m i g u n  g 

; , Siegel Siegel 
Nr. . 

1 . Halbjahr 2. Halbjahr 
19 19 

zum Befahren der Gewässer 
Siegel Siegel der Deutschen Demokratischen 

Republik 1 . Halbjahr 2. Halbjahr 
außerhalb der Grenzzone 19 19 

Siegel Siegel 

1. Halbjahr 2. Halbjahr 

19 19 


des / der 
Siegel Siegel Betriebes / Einrichtung 

Außenseite 

( Diese Genehmigung wurde am 

Name, Vorname ­
•' in 

Geburtsdatum 
ausgestellt 

Wohnort 
Siegel . 

— ; Unterschrift Ltr. d. Betriebes 
BerUT d. Einrichtung 

:PA-Nr. ~ "  ~ 2. Halbjahr 1. Halbjahr ist berechtigt . 
19 19 

mit einem 
Siegel Siegel Fahrzeug des / der: 

I .Halbjah r 2. Halbjahr 
(Bezeichnung des Betriebes / der Einrichtung) 

19 19 , 
die Gewässer der DDR 

außerhalb der Grenzzone Siegel Siegel 
zu befahren. 

Genehmigung für das Personal von Fahrzeugen der staatlichen Aufsichts­
örgane und Einrichtungen, des Wasserrettungsdienstes des D R  K der DDR , 
technischen Fahrzeugen sowie Fahrzeugen der „Weißen Flotte" einschließ­
lich das Personal der Mitropa (hellgrün) und für das Personal von Fahr ­
zeugen der Küstenfischerei (hellrot). 
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Anlage 13 

Muster 1 1 

Genehmigung 
Nr 

zum Befahren der Seegewässer der DDR 

zum PA für Bürgner der DDR Nr.: 
Herr/Frau/Frl.: ­
ist berechtigt, 

in der Zeit vom: bis: 
mit einem Sportboot die Seegewässer der DDR 

außerhalb des Bereiches der Grenzzone in einer Breite von 3 Seemeilen, 
gerechnet von der Grundlinie 
zu befahren. . 

., den 

(DS) 


Unterschrift 

PM 18 
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Anlage 14 BStU 
000105 

Zuständigkeit 

der Dienststellen der Wasserschutzpolizei 


gemäß Ziffer 4.8.2. 


Dienststelle Liegeort der Fahrzeuge 
(VPKA-Bereich) 

VPK A Wismar ' Grevesmühlen 
WS-Revier Wismar Wismar ­
VPK A Bad Doberan Bad Doberan , 
WS-Außenposten Rerik 
VPK A Rostock Rostock 
WS-Revier Rostock 
VPK A Stralsund Stralsund 
WS-Revier Stralsund Grimmen 
VPK A Ribnitz-D amgar ten Ribnitz-Damgarten 
WS-Außenposten Ribnitz-Damgarten 
VPK A Rügen Bergen 
WS-Außenposten Bergen 
VPK A Greifswald Greifswald 
WS-Außenposten Greifswald 
VPK A Wolgast Wolgast 
WS-Gruppenposten Wolgast 
VPK A Anklam Anklam 
WS-Gruppenposten Anklam Ueckermünde 



MANNSCHAFTSLISTE Grund der Reise 
Fahrzeug/Name BSG/Klub 
Segel-Nr. Reg.-Nr. 
Lfd. Wohnanschrift Nr. der PM 18, Geb.-Dat . PA-Nr. Nam e Vorname Nr. (Hauptwohnung) gültig bis 

Für angeführte Personen wird eine 

a) Berechtigung zum Umfahren des ) 
Sperrgebietes 

- • vom bis 
• Gebiet ". , 

b) Nachtsegelgenehmigung 


vom bis • 

Gebiet • • 


beantragt. 

(St) ............. 

BSG/Klub 


(DS) 
Krs.-FA 


(DS) 
Bex-FA 

Berechtigung zum Umfahren des 
Sperrgebietes erteilt 
vom bis ; 
Gebiet 

Nachtsegelgehehmigung erteilt 
vom bis v........ 


Gebiet .. ..... 

Diese Liste schließt mit der lfd. 
Nr ab. 
Lfd. Nr wurde gestrichen 

den, PS 

Unterschrift 
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Anlage 16 

i Festgelegte Gebiete für das See- und Fahrtensegeln als Freizeitsport 

Liegeplatz im Raum Rostock 
Seegewässer der DDR gemäß Ziffer 4.3.1. vor Warnemünde, von Kühlungs­
born bis Wustrow/Darß. 

Liegeplatz im Raum Wismar 
Innere Seegewässer außerhalb des Bereiches der Grenzzone im Bereich der 
Wismarbucht bis zur Grundlinie. 

Liegeplatz im Raum Stralsund 
An Samstagen, Sonntagen und Feiertagen in den inneren Seegewässern 
außerhalb des Bereiches der Grenzzone und in den Seegewässer n der DDR 
gemäß Ziffer 4.3.1. südlich von Saßnitz. 

Liegeplatz im Raum Saßnitz 
Innere Seegewässer außerhalb des Bereiches der Grenzzone in der Prorer 
Wieck und zur Versegelung in den Seegewässern der DDR gemäß Ziffer 
4.3.1. über Thiessow zu den inneren Seegewässern im Bereich der Grenz­
zone im Raum Stralsund. 
Außerdem an Samstagen, Sonntagen und Feiertagen in den Seegewässern 
der DDR gemäß Ziffer 4.3.1. südlich von Saßnitz. | 
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Anlage 16a 


BStU 

GRENZTRUPPEN 000108 
DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 

Dienststelle: 

Einweisungsschein Nr. 

Der 
Dienstgrad Name Vorname 

geb. am Dienststelle/PF Dienstausweis-/PA-Nr. 

ist berechtigt, mit Ehefrau (PA-Nr.: ) und Kindern 

die Sperrzone ./ den Schutzstreifen zu betreten und sich 

vom bis 

im/in 
Objekt, Gebiet, Abschnitt, Ort 

aufzuhalten. 

Dienstsiegel Unterschrift/Dienstgrad 

Ag 117-VIII-I-098 83 

(Format A6, Farbe gelb) 



Von der/den Ausf. 
die Blätter 
17, 21, 33, 35, 39, 47 
12, 25 

vernichtet. 

Vernichtungsprot<jfceil3} 

bis 

- A  B 
l . A  B 

D V 08/82 T.C 
(5. Ä. v. 4. 6. 84) 

wurden 

Unterschrift Datum Unterschrift 

Die Blätter 12a, 25a, und 57 sind beizufügen. 
Gesamtblattzahl der Weisung = 59 Blatt. 

*) Bestandteil der Nachweiskarte. 
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Ve rnichtungsprotokoll*) 
DV 08/82 T C 

(6. Ä. v. 25. 10. 84) 

Von der/den Ausf. bis wurden 
die Blätter 
18, 19, 23, 26, 30, 31, 32, 36, 37 = - A B 
13, 17, 21, 33, 35 = 1. A B 

vernichtet. 

Unterschrift Datum Unterschrift 

Die Blätter 19a und 21a sind beizufügen. 
Gesamtblattzahl der Weisung = 61 Blatt. 

*) Bestandteil der Nachweiskarte. 
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